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Zusammenfassung
In den letzten Jahren haben sich die öffentlichen Verwaltungen in Deutschland
im Zuge von „Open Government” immer weiter gegenüber den Bürgern geöffnet.
Durch die Digitalisierung bieten sich vielfältige Möglichkeiten, wie Kommunen ihr
Handeln transparent gestalten und gleichzeitig Bürger dazu ermächtigen, sich an po-
litischen Problemlösungsprozessen zu beteiligen. Die fortschreitende Vernetzung der
Menschen und das größer werdende Angebot an Daten, mit denen die Verwaltung
arbeitet, führt zu großen Herausforderungen und Fragen, zur zukünftigen Politik
auf kommunaler Ebene. Aus diesem Grund untersucht diese Thesis die aktuellen
Internetkonzepte ausgewählter Kommunen hinsichtlich der Frage, wie die Prinzipi-
en von Open Government bisher umgesetzt wurden. Durch die allgemeine Forschung
auf dem Gebiet des Crowdsourcings, der Analyse von Studien und der Durchfüh-
rung von Interviews mit Experten werden zusätzliche Erkenntnisse gewonnen. Das
Ergebnis zeigt, dass die Kommunen sich noch am Anfang der Nutzung digitaler
Bürgerbeteiligung stehen. Sowohl die Initiierung von Kollaborationsmodellen fin-
det bislang nur in geringem Maße statt, als auch der Umgang mit offenen Daten,
die von der Verwaltung erhoben werden ist wenig erfolgsversprechend: Der einge-
schränkte Zugang für eine breite Zielgruppe sowie die fehlende Nutzung der Daten
zu Auswertungszwecken sind Beispiele dafür. Zur Adressierung dieser Herausforde-
rungen wurde ein Framework entwickelt, das seinen Schwerpunkt auf die Interaktion
zwischen Bürger und Kommune bei der Entwicklung von Lösungen zu öffentlichen
Problemen legt. Dadurch soll einerseits alle möglichen Formen der Interaktion zwi-
schen den beiden Akteuren gefördert und andererseits der Wert von offenen Daten
als Kommunikationsgrundlage hervorgehoben werden.
Abstract
In recent years, public administrations in Germany have opened up to citizens
in the course of „Open Government”. Through digitization, there are many oppor-
tunities for the public sector to make their actions transparent and at the same time
empower citizens to participate in solving public problems. The growing networking
of people and the growing supply of data that the administration works with create
major challenges and questions about future local politics. For this reason, this
thesis examines the current digital concepts of selected cities regarding the question
of how the principles of open government have been implemented so far. Additional
research is being gained through general crowdsourcing research, analysis of studies,
and interviews with experts. The result shows that the administrations are still at
the beginning of the use of digital citizen participation. The initiation of collaborati-
on models is currently taking place only to a small extent and the handling of open
data, which are collected by the administration, is not very promising: Examples
are the limited access for a broad audience and the lack of data for evaluation pur-
poses. To address these challenges, a framework has been developed that focuses
on the interaction between citizens and administrations in developing solutions to
public problems. On the one hand, this is intended to promote all possible forms of
interaction between the two participants and, on the other hand, to highlight the
value of open data as the basis of communication.
Vorwort
Die vorliegende Master-Thesis „Social Open Data - Mit Crowdsourcing zu mehr
kommunaler Bürgerbeteiligung” basiert auf meiner Forschung zu digitaler, kommu-
naler Bürgerbeteiligung und wurde durchgeführt, indem bestehende Open Govern-
ment Strategien von Kommunen analysiert sowie Interviews mit Experten geführt
wurden, was in der Entwicklung eines konzeptionellen Ansatzes mündete. Diese Ar-
beit wurde als abschließendes Modul des Studiengangs Medieninformatik an der
Technischen Hochschule Köln verfasst. Das Thema wurde von mir selbst gewählt,
basierend auf einem allgemeinen Interesse an den damit verknüpften Themen Open
Data und Crowdsourcing, nachdem diese bereits in vorangegangenen Vorlesungen
angeschnitten wurden. Mit Unterstützung meiner Betreuer Prof. Dr. Fischer und
Prof. Noss ist das Thema konkretisiert worden.
Ich habe das erste Mal im Jahr 2015 von dem Thema Open Data im Rah-
men des Studienmoduls „Kooperationssysteme” gehört und zusammen mit einem
Kommilitonen als abschließende Projektarbeit eine Open Data Plattform zur Inte-
gration und Aufbereitung von Datenbeständen mittels Crowdsourcing konzipiert,
die bereits einen sehr gemeinschaftsorientierten Ansatz verfolgt hat. Die Ausein-
andersetzung mit der Frage, wie können offene Daten attraktiver für die Bürger
gemacht werden, beschäftigte mich weiterhin und hat mich dazu bewegt, ein wei-
teres (Wahlpflicht-)Modul zu besuchen, in dem ich mich mit der Entwicklung von
Open Data Strategien für private Unternehmen in Deutschland beschäftigt und das
Thema von einer anderen Seite kennengelernt.
Schließlich bin ich dann für die Masterarbeit dem Thema wieder begegnet. Die-
ses Mal allerdings mit dem Schwerpunkt auf der Seite der Kommunen: Ziel dieser
Forschung ist es, Kommunen mit der Entwicklung eines Grundgerüst für den Auf-
bau eines Portals eine Sicht auf Open Government zu geben, die sie bislang so nicht
hatten. Der Fokus soll auf den Chancen der Bürgerbeteiligung an kommunalen Ent-
scheidungsprozessen durch die Unterstützung digitaler Werkzeuge liegen. Obwohl
der Forschungsteil aufgrund der Durchführung, Transkription und Auswertung der
Interviews sehr zeitaufwendig war, so konnte ich hier die meisten Erkenntnisse für
die Entwicklung des Frameworks gewinnen. Die Arbeit hat mir sehr viel Spaß ge-
macht, auch wenn die Zeit oft sehr stressig war, aufgrund der Tatsache, dass ich
parallel meiner beruflichen Arbeit nachgegangen bin.
Ich möchte mich abschließend bei allen Menschen bedanken, die mich während
dieser dreimonatigen Zeit begleitet haben. Angefangen bei meinen beiden Prüfern,
Prof. Dr. Fischer und Prof. Noss für die Beratung während der Phase, in der ich
mich schwer getan habe, das Thema der Arbeit zu konkretisieren. Darüber hinaus
möchte ich allen Interviewpartnern danken, die mir wertvolle Anregungen für das
konzeptionelle Framework geliefert haben. Mein besonderer Dank geht schließlich an
meine Eltern und Freunde, die für die Korrektur der Arbeit zur Verfügung standen
und natürlich meine Freundin, die mich sehr unterstützt und motiviert hat.
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1 EINLEITUNG
1 Einleitung
Im Laufe der Geschichte von öffentlichen Verwaltungen haben sich die Rolle und das Auf-
gabenfeld der Kommunen ständig verändert. Auch wenn bis heute noch die klassische
Bürokratie dominiert, so sehen sich die Kommunen in Zeiten der Digitalisierung immer
stärker einer Öffnung gegenüber der Zivilgesellschaft ausgesetzt, die sich in verschiedenen
Formen äußert. Zusammengefasst unter dem Begriff „Open Government” möchten die
Kommunen Bürger stärker in die eigenen Aufgaben, geplante Vorhaben sowie zukünfti-
ge Visionen einbinden. Eine Form der Umsetzung zeigt sich in der Veröffentlichung von
offenen Daten, die von der Verwaltung erhoben bzw. gesammelt werden. Das ermöglicht
einen Einblick in den Datenpool aus dem öffentlichen Bereich und bietet sowohl Bürgern
einen transparenten Blick in die Arbeit der Kommune, als auch ein wirtschaftliches Poten-
tial, das für Unternehmen interessant ist, die basierend auf diesen Daten Dienstleistungen
entwickeln oder eigene Produkte aufwerten. Die Online-Portale, auf denen diese Informa-
tionen abrufbar sind, werden von den Kommunen jedoch häufig als Angebotsplattform
betrieben, auf der die Daten in ihrer Rohform zum Download stehen. Die große Mehr-
heit der Bürger wird nicht in Kenntnis gesetzt, dass es die Daten gibt, geschweige denn,
wie sie genutzt bzw. ihre Inhalte ausgelesen werden können. Das bedeutet, offene Daten
werden aktuell mit Entwicklern, Journalisten und interessierten Einzelpersonen von einer
kleinen Gruppe an Personen genutzt, die mit der Form, in der die Daten bereitgestellt
werden, arbeiten bzw. umgehen und die Daten für ihre eigenen Projekte nutzen können.
Gleichzeitig liegt die Entscheidung, welche Datensätze an die Öffentlichkeit gelangen, beim
Plattformbetreiber, der Kommune. Gründe dafür können die einfache Bereitstellung der
Daten, existierende Geschäftsmodelle, die die Kosten der Organisation und Veröffentli-
chung rechtfertigen, oder das Ergebnis von Lobbyarbeit aus den Open Data Communities
oder großen Unternehmen sein. Es existiert zwar auf den meisten Plattformen auch die
Möglichkeit für die eigenen Zwecke interessante Daten anzufragen, wie beispielsweise für
neu zugezogene Einwohner die Standorte der städtischen Bürgerämter. Doch auch wenn
durch eine solche Anfrage die Daten zur Verfügung gestellt werden, so bedeutet es nicht,
dass diese Informationen auch hilfreich für die meisten Bürger sind, die durch die Nutzung
und Auswertung von offenen Daten profitieren würden. Neben der fehlenden Fokussierung
auf die Bürger, wird das Thema Open Data häufig nur von größeren Städten durch den
Betrieb eines Open Data Portals abgedeckt. Datensätze kleinerer Kommunen sind selten
zu finden, wodurch kommunenübergreifende Themen nicht durch offene Daten abgedeckt
werden können.
1.1 Forschungsfrage
Eine Herausforderung in Zeiten des Internets besteht darin, das große Potential, das in
der Vernetzung der Menschen durch das Internet liegt und mittels soziale Netzwerke be-
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reits erfolgreich umgesetzt wird, auf politische und kommunale Prozesse anzuwenden. Mit
„Open Government” als Strategie zur Öffnung der Kommunen gegenüber der Bevölkerung
haben einige Verwaltungen bereits begonnen, ihre Tätigkeiten den Bürgern zugänglicher
zu machen. Die Herausforderung besteht nun darin, diesen Zugang einerseits für eine mög-
lichst große Zielgruppe anzubieten und andererseits so zu gestalten, dass der Schritt einen
Mehrwert für die Bürger generiert. Dabei spielt neben den Daten, die von den Kommu-
nen erhoben werden, die Bürgerbeteiligung als weiterer Baustein von Open Government
eine große Rolle. Diese gilt es, vor allem in digitaler Form für kommunale Aktivitäten
einzusetzen. Die größte Schwierigkeit in der Umsetzung liegt darin, bei den Bürgern ein
Engagement zu entwickeln, dass digitale Bürgerbeteiligung nachhaltig und attraktiv wer-
den lässt.
Daher besteht der Grundgedanke dieser Masterarbeit darin, Ansätze zu entwickeln
und konkrete Handlungsempfehlungen für Kommunen auszusprechen, die die Nutzung
digitaler Bürgerbeteiligung fördern und die Arbeit mit frei zugänglichen Daten inten-
sivieren. Das Ergebnis in Form eines Frameworks bzw. Grundgerüsts soll Bürger und
Kommunen miteinander verbinden und dabei die Zusammenarbeit, das Engagement und
die Nachhaltigkeit für beide Akteure fördern.
Forschungsfrage: Wie können Kommunen Crowdsourcing als eine Form der digitalen
Bürgerbeteiligung für die zukünftige Stadtentwicklung einsetzen und davon profitieren?
Zur Lösung dieser zentralen Frage werden in der Arbeit vorliegende Studien und Pro-
jekte zur Beteiligung der Bürger an kommunalen Prozessen in der Verwaltung untersucht,
um Faktoren zu identifizieren, die eine erfolgreiche Umsetzung beeinflussen. Darüber hin-
aus konzentriert sich ein großer Teil der Forschung auf die aktuellen Anstrengungen bei-
spielhaft ausgewählter Kommunen bei der Anwendung ihrer Open Government Strategie.
In diesem Abschnitt wird geklärt, mit welchen Werkzeugen die Verwaltungen agieren
und welche Ergebnisse damit bei den Bürgern erzielt werden. In der Arbeit soll zudem
herausgefunden werden, wie und in welchen Formen Interaktion zwischen Bürgern und
Kommunen mithilfe des bestehenden Pools an Daten, mit denen die Verwaltung derzeit
arbeitet, zustande kommen kann.
1.2 Methode
Zunächst wird für den grundlegenden Teil in Kapitel 2 bis 4 eine Literaturrecherche durch-
geführt, um die aktuellen Erkenntnisse zu diesem Thema, aber auch Hintergrundwissen
und relevante Modelle zusammenzufassen. Während dieser Überblick allgemeine Entwick-
lungen in der Verwaltung und Informationen zu den Bausteinen von Open Government
liefert, wird in einigen Abschnitten bereits ein besonderer Fokus auf Bürgerbeteiligung
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im öffentlichen Sektor gelegt. Es werden unterschiedliche Ansätze zur Gestaltung von
Crowdsourcing-Portalen anhand aktueller Studien und Praxisbeispiele diskutiert und Fak-
toren identifiziert, die den Erfolg von Bürgerbeteiligung beeinflussen können.
Im 5. Kapitel werden die Aktivitäten von drei Kommunen beim Thema Open Gover-
nment eingehend analysiert und mit den zuvor bestimmten Erfolgsfaktoren verglichen.
Dabei wird der Schwerpunkt auf Open Data Portale und digitale Beteiligungsformen bei
kommunalen Projekten gelegt. Die qualitativen Interviews werden mit Ansprechpartnern
von Kommunen im Bereich Open Government sowie einem IT-Dienstleister und einem
Open Data Aktivisten durchgeführt. Zur Analyse werden diese Interviews transkribiert,
thematisch codiert und nach einer strukturierten Reflexion und fundierten Analyse for-
muliert und verkürzt, bevor ihre Hauptergebnisse und Erkenntnisse gesammelt und in den
finalen konzeptionellen Ansatz integriert werden.
Aus dem theoretischen Rahmen und den Ergebnissen der Gespräche leiten sich Anfor-
derungen an ein Framework für ein Beteiligungsportal ab. Aus verwandten Theorien in
der Forschung wird in Kapitel 6 ein konzeptioneller Ansatz entworfen, der mit Use-Cases
beispielhaft erläutert wird und auf dessen Grundlage konkrete Handlungsempfehlungen
für die öffentliche Verwaltung folgen.
1.3 Umfang
Diese Arbeit ist in sieben Hauptkapitel gegliedert. Die Einführung in Kapitel 1 erläutert
den Hintergrund und die Relevanz des Themas, bevor sie sich auf das Forschungsproblem,
die Motivation und die Forschungsfrage konzentriert, sowie eine Beschreibung der Ziele
und Methoden, die für den Zweck dieser Arbeit verwendet werden, liefert.
Kapitel 2 bis 4 geben eine historische Einordnung des Themas „Open Government”
über die letzten Jahre. Außerdem wird mithilfe von Literatur und aktuellen Forschungs-
ergebnissen ein Überblick über die Themen geschaffen und Kollaborationsmodelle be-
schrieben, die im öffentlichen Sektor, sowohl im Ausland, als auch in Deutschland bisher
angewandt wurden. Diese können für die Beantwortung der Forschungsfrage in dieser
Arbeit relevant sein.
In Kapitel 5 wird der Haupt- bzw. Forschungsteil mit einer Untersuchung der Bestre-
bungen dreier Städte im Hinblick auf die Umsetzung von Open Government eingeleitet.
Dabei wird der Umgang mit offenen Daten sowie die Beteiligung der Bürger an politischen
Vorhaben analysiert und überprüft. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden Themen identi-
fiziert, die der Formulierung von Fragen für die im Anschluss durchgeführten qualitativen
Interviews dienen. In den Gesprächen mit Open Government Akteuren aus Kommunen,
Unternehmen und Vereinen werden aktuelle Erfahrungen mit Open Data und Crowdsour-
cing gesammelt, um diese für die Identifizierung von momentanen Herausforderungen und
Chancen bei der Umsetzung der digitalen Agenda zu nutzen.
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Kapitel 6 besteht aus einer Gliederung, die den konzeptionellen Ansatz darlegt: Es
beginnt mit einer Beschreibung der Ziele und Anforderungen, gefolgt von der Erläuterung
der Methoden, die zur Entwicklung des Frameworks zum Einsatz kommen. Dann wird ein
konzeptioneller Rahmen skizziert und mithilfe von Use-Cases praxisorientiert beschrieben.
Zudem werden Handlungsempfehlungen für die Entwicklung eines Portals mithilfe des
Grundgerüsts abgeleitet.
Das 7. Kapitel umfasst die Schlussfolgerung und eine Diskussion, die alle endgülti-
gen Forschungsergebnisse, aber auch die gewonnenen Erkenntnisse zu Einschränkungen,
zusammenfasst, diskutiert und sie mit den im einführenden Teil festgelegten Zielen ver-
gleicht. Dieser Abschnitt gibt eine Antwort auf die in Kapitel 1 beschriebene Forschungs-
frage und legt großen Wert auf die Erläuterung der Ergebnisse und des Wissens, das in
dieser Studie gesammelt wurde. Dabei wird sich auf die relevantesten Aspekte und The-
men konzentriert. Mit einem Ausblick auf zukünftige Forschung in diesem Themenbereich
wird die Arbeit abgeschlossen.
Der Anhang enthält die vollständigen Skripte der Interviews sowie zusätzliches Bild-
material.
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2 Open Government
2.1 Das klassische Bürokratiemodell
In Europa ist ein Großteil der Staaten als Bürokratie organisiert. Das zeigt sich in Verwal-
tungssystemen, die eine klare Hierarchie erkennen lassen und mit ihrem „mechanistischen
Menschenbild ausschließlich der effizienten Umsetzung legaler Herrschaft dient”, stellt
Hilgers (2012, S.635) fest. Die öffentliche Verwaltung wird von der Rechtswissenschaft
als administrativer Teil der vollziehenden Gewalt neben der Gerichtsbarkeit und Gesetz-
gebung gesehen. Mit öffentlichen Aufgaben betraut, wird das Handeln der öffentlichen
Verwaltung nach Grundgesetz, Artikel 20, Absatz 3 an Recht und Gesetz festgemacht. Sie
darf keine Handlungen vollziehen, die gegen die Regeln des Gesetzes sind. Zudem muss
sie die gesetzliche Ermächtigung besitzen, die über die Zuständigkeitsverteilung geregelt
ist. Hilgers (2012) merkt an, das dieses an Regeln gebundene Modell sich damit sehr stark
vom feudalen Willkürstaat bzw. der absoluten Monarchie unterscheidet. Es entsteht ein
„Rechtsstaat” und schützt die Bürger vor willkürlichen Übergriffen seitens der staatlichen
Organe (Schedler et al., 2011).
„Bürokratie” steht als Begriff für eine Form der Verwaltungsorganisation, die zwar
viel Kritik bekommt und mit einem negativen Image behaftet ist, aber auch viele Vorteile
bietet und maßgeblich an der Bildung eines konstitutionellem Rechts- und Verfassungs-
staats beteiligt war (Schedler et al., 2011, S.17). Bereits im 18. Jahrhundert wurde so
die österreich-ungarische Monarchie zu einem Vorbild für moderne Bürokratien in Euro-
pa. Durch die Etablierung eines Beamtenapparats und staatlicher Behörden wurde ein
Fundament für das spätere Verwaltungswesen in anderen Staaten geschaffen. Anfang des
20. Jahrhunderts etablierte sich ein Bürokratiemodell, welches vom Soziologen Max We-
ber entwickelt wurde. In empirischen Untersuchungen des öffentlichen Verwaltungswesens
stellte er die Aufgaben und die Funktion des Modells heraus, woraus sich als Ergebnis
ein bis heute weit verbreitetes Verständnis von Verwaltungen ergibt (Weber, 2008, S.24).
Bürokratien sind für Weber Organisationen bzw. Formen, die sich in ihren Strukturen
nicht am Markt orientieren, sondern stattdessen nach bestimmten Prinzipien aufgebaut
sind (Schedler et al., 2011):
• Strenge Ordnung der Kompetenzen für alle Verwaltungsämter
• Integration aller Ämter in eine feste Hierarchie bei fest vorgegebenen Rechten und
Pflichten für Amtsinhaber
• Hauptberufliche Durchführung der Amtstätigkeit mit geregelten Aufstiegschancen
(nach Dienstalter)
• Amtsführung: Besitz von Fachqualifikationen durch geregelte Ausbildung, Trennung
von Amtstätigkeit und Privatem, schriftliche Ausführung der Tätigkeit
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• Erledigung der Tätigkeiten basierend auf bestehenden Regeln und mittels Arbeits-
teilung
In den letzten Jahren wurden diese Prinzipien immer wieder auf die Probe gestellt.
Durch geänderte wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Rahmenbedingungen wur-
den neue Ansprüche an das Verwaltungssystem gestellt (Schedler et al., 2011). Budäus
(1995) stellt fest, dass die Verwaltung in ihren bisherigen Ausprägungen den Anforderun-
gen, die sich durch die Probleme für Staat und Gesellschaft ergeben, nicht mehr gewachsen
zu sein scheint.
2.2 New Public Management
Als Weber Anfang des 20. Jahrhunderts sein Bürokratiemodell entwickelte, war die Indus-
triegesellschaft gerade in ihrer Blütezeit. Heute befinden wir uns in einer Informations-
und Konsumgesellschaft, die zu veränderten Rahmenbedingungen geführt hat (Sched-
ler et al., 2011). Das wiederum führte zu einer Krise in der Verwaltung, mit folgenden
Hauptursachen: Die sozialen Strukturen der Gesellschaft veränderten sich aufgrund ei-
ner zunehmenden Individualisierung, bedingt durch die sinkende Bedeutung von Religion
und Tradition. Laut Budäus (1995) entstand dadurch ein Spannungsfeld zwischen der
Administration auf der einen Seite, die auf den Ausgleich von pluralistisch organisierten
Gruppierungen ausgelegt war und den sich stärker herausbildenden kleineren Gruppen
auf der anderen Seite, die ihre individuellen Interessen durchsetzen wollten.
Neben der Gesellschaft standen auch die Anforderungen an das politische System im
Wandel. Hughes (2012) bemerkte einen Aufbruch der Trennung zwischen Verwaltung und
Politik, während gleichzeitig ein moderneres Konzept für die öffentliche Verwaltung ge-
fordert wurde. Durch die Globalisierung und die intensivere Vernetzung in der Wirtschaft
wurde nach einem leistungsfähigeren Verwaltungsorgan verlangt, das als „Dienstleister”
agiert und damit ein Standortfaktor ist (Reichard, 1994). Aus dieser Entwicklung her-
aus, entstand schließlich ein neues Verständnis für das Verwaltungssystem, das sich in
der Bezeichnung „New Public Management” wiederfand. Darunter versteht man ein Re-
formmodell, das als Sammelbezeichnung für viele verschiedene Veränderungen im Verwal-
tungswesen genutzt wird. Vor allem in zwei Theorien finden sich seine Grundlagen wieder:
In der Public Choice-Theorie und dem Managerialismus (Grüning, 2000; Reichard, 1994;
AUCOIN, 1990).
Der aus der Wirtschaft kommende Public Choice Ansatz stellt sich die Frage, wie
stark Anreize und Entscheidungsprozesse die Bereitstellung von Leistungen durch die
Verwaltung beeinflussen und schlussfolgert, dass auch Inhaber öffentlicher Ämter nach
dem neoklassischen Grundsatz der Eigennutzenmaximierung handeln (Niskanen, 1971).
Sie sind damit primär auf ihren eigenen Vorteil bedacht, anstatt an Verbesserungen von
Regelungen oder den Bedürfnissen der Zivilgesellschaft interessiert zu sein. Strukturen in
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der Bürokratie führen einerseits zu kontinuierlichem Wachstum des öffentlichen Sektors,
andererseits aber auch zu Wohlfahrtsverlusten (Schedler et al., 2011). Dadurch lasse sich
die Notwendigkeit einer Einschränkung des Umfangs von staatlichem Handeln wahrneh-
men und ableiten, so die Befürworter der Theorie (Niskanen, 1971). Neben der Public
Choice Theorie bildet der Managerialismus den zweiten theoretischen Ansatz mit dem
Wunsch einer Entbürokratisierung (AUCOIN, 1990). Dabei geht es um die Frage, ob
wirtschaftliche Prinzipien auch für das Verwaltungswesen gelten sollten.
Allgemein gesehen war auch die Modernisierung der staatlichen Einrichtungen und
eine neue Art der Führung verantwortlich für den Wechsel vom Bürokratiemodell hin zu
„New Public Management”. Verwaltungen sollten mit der Zeit zu Anbietern von Dienst-
leistungen werden, die zu einer sichtbaren, qualitativen Steigerung der Angebote und
Leistungen führte (Denhardt & Denhardt, 2000). Zudem sorgte nach Hood (1991) die
Forderung nach mehr Effizienz für eine Schrumpfung des öffentlichen Verwaltungsappa-
rats, der verstärkten Automatisierung und infolgedessen für weitere Veränderungen, wie
Dezentralisierung von Dienstleistungen, Privatisierung und Kooperationen mit Unterneh-
men der Privatwirtschaft. Dies beschleunigte den Paradigmenwechsel.
Die Charakteristika von „New Public Management” haben jedoch auch negative Aus-
wirkungen: Ein umfassender Abbau von öffentlichen Institutionen und eine zunehmende
Auslagerung der Leistungen an Dritte führten zu einer „Aushöhlung des Staates” und der
dazugehörigen Einrichtungen (Milward & Provan, 2003). Verwaltungen sind zwar wei-
terhin für die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen verantwortlich, Einfluss auf die
konkrete Erbringung der Leistung ist aber nur noch eingeschränkt vorhanden. Vorteile
bei der Zusammenarbeit zwischen Staat und privaten Unternehmen sind oft nicht klar
zu erkennen und können langfristig durch Folgekosten sogar teurer werden, wie Unter-
suchungen gezeigt haben (Hodge & Greve, 2007; Vining & Boardman, 2008). Auch im
Verwaltungsmanagement wird das Anliegen der „Wirkungsorientierung” zu häufig ver-
nachlässigt und stattdessen zunächst auf die Leistungsebene der Schwerpunkt gesetzt
(Schedler et al., 2011). Erst danach wird sich auf die Wirkungen konzentriert, sodass eine
echte Steuerung bzw. Messung der Wirkung kaum bis gar nicht möglich ist (Rieder &
Lehmann, 2004).
Aufbauend auf dieser neuen Sichtweise musste die Politik ihre Rolle gegenüber der
Verwaltung neu definieren und verdeutlichen, welche Werkzeuge sie braucht, um weiterhin
ihre Aufgaben als oberste Instanz in der Hierarchie des Verwaltungssystems wahrnehmen
zu können. Schedler et al. (2011) sehen die Wirkungsorientierung als dritten Grund der
Legitimation öffentlicher Verwaltungen, neben dem Demokratie- und Legalitätsprinzip,
an. Laut den Autoren lassen sich die Aktivitäten des Sozialstaats nicht mehr nur durch die
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit rechtfertigen, sondern auch aufgrund ihrer Wirkung
auf die Bürger und damit verbunden der Gesellschaft.
Nach Beginn des Internetzeitalters Anfang der 2000er Jahre entwickelte sich die Ver-
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waltungslehre erneut weiter und setzte sich unter dem Stichwort „Open Government”
zum Ziel, die öffentlichen Verwaltungen in ihrem Handeln bürgernah und partizipativ zu
gestalten, indem die Auswirkungen der Digitalisierung durch das Internet bestmöglich
genutzt werden.
2.3 Verwaltungen im digitalen Zeitalter
Das digitale Zeitalter hat in den letzten Jahrzehnten neue Möglichkeiten geschaffen, wel-
che die Trennung zwischen Staat und Bürgern aufgeweicht haben. Für breite Bevölke-
rungsschichten, sowohl in den Industrie-, als auch mittlerweile den Schwellenländern, ist
ein Internetzugang vorhanden und öffnet Türen, die unter anderem die Kommunikation
zwischen der Bevölkerung und der Politik verändern. Dies hat einen weiteren Paradig-
menwechsel von der Idee des „New Public Management” (kurz: NPM) hin zum „Open
Government” möglich gemacht. So wie der NPM-Ansatz in den 1980er-Jahren eine Ver-
änderung in der Wahrnehmung des öffentlichen Sektors verursachte, erschafft die Digitali-
sierung Potenziale in der Gesellschaft, um das Handeln in den Verwaltungen interaktiver
und näher an der Bevölkerung gestalten zu können.
Die Hauptziele von Open Government sind es, Transparenz, Zusammenarbeit und den
Austausch zwischen Bürgern und der öffentlichen Verwaltung zu schaffen (Hilgers, 2012).
Seit US-Präsident Barack Obama im Januar 2009 mit einer Initiative im eigenen Land
ein komplettes Umdenken im Umgang mit der Regierung und dem Verwaltungsapparat
angekündigt hat, wird das Thema weltweit diskutiert.
Open Government zielt darauf ab, ein Verhältnis auf Augenhöhe zwischen Staat und
Bürgern zu entwickeln. Dabei bleibt jedoch die Frage offen, welchen Beitrag die Menschen
im öffentlichen Sektor tatsächlich leisten können und damit die Aufgabe von bisherigen
Amtsinhabern ersetzen sollen. Wo das Bürokratiemodell von Weber noch auf eine sehr
starre Vorgehensweise gesetzt hat, steht beim neuen Paradigma die Idee des „aktivie-
renden Staates”, der alle wichtigen Stakeholder in politisch-administrative Prozesse so
einbaut, dass sie einen Mehrwert beitragen können, im Vordergrund. Das Ergebnis die-
ser Form der Zusammenarbeit übersteigt dabei in seinem Wert bisherige Modelle einer
Wertschöpfung zwischen dem Staat und privaten Unternehmen aus der Wirtschaft, wie
beispielsweise „Public Private Partnership”-Modelle (Hilgers, 2012). Die Verwaltung ver-
gibt nicht wie beim NPM-Ansatz Dienstleistungen über ein „Contracting-Out”-Verfahren
an Dritte, sondern öffnet den Prozess allen Interessenten gegenüber. Dadurch können neue
Perspektiven und Handlungsfelder für die öffentlichen Institutionen entstehen und Open
Government als eine Art öffentlicher Wertschöpfungsprozess durch bürgerliche Beteili-
gung gesehen werden. Dieser Prozess entsteht und entwickelt sich durch die systematische
Integration von externen Akteuren (Hilgers, 2012).
Grundsätzlich lassen sich drei Prinzipien bei Open Government erkennen, die im Fol-
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genden mit ihren wesentlichen Merkmalen beschrieben werden (Hilgers, 2012, S.640):
Transparenz Transparenz ist eine grundsätzliche Voraussetzung, um Bürgerbeteiligung
zu ermöglichen und damit politische Entscheidungsprozesse beeinflussen zu können. Auf-
grund des zunehmenden Einsatzes von Digitalisierung stellt sich auch für den öffentlichen
Sektor die Frage nach einer Neudefinition des Begriffs Transparenz: Dabei geht es zum
einen um die Nachvollziehbarkeit des Handelns der Verwaltungen und um die Rechen-
schaftslegung gegenüber der Bevölkerung. Zum anderen spielt das Risiko der Kontrolle
und Überwachung der Bürger durch den staatlichen Betrieb eine große Rolle (Hilgers,
2012). Aus diesem Grund ist ein wesentliches Merkmal von Transparenz die öffentlichen
bzw. nicht-personenbezogenen Daten, die von der Verwaltung erhoben, genutzt oder veröf-
fentlicht werden. Unter dem Begriff „Open Data” werden diese Datenbestände zusammen-
gefasst und auf von Kommunen betriebenen Plattformen den Bürgern zur freien Nutzung
und Weiterverbreitung zur Verfügung gestellt. Dabei veröffentlicht die Verwaltung ihre
Daten freiwillig, ohne dass dahinter konkrete Anfragen einzelner Bürger stecken (Janda,
2011). Durch den Aufbau solcher Plattformen, die frei verfügbare Güter der Gemeinschaft
anbietet, entsteht gleichzeitig eine Form der Rechenschaftslegung durch die Politik. Die
bekanntesten Beispiele sind die Open Data Portale der Regierungen aus den USA, Groß-
britannien sowie Deutschland mit dem GovData-Portal. Die Öffnung der Datenbestände
seitens des Staates ist auch für die weiteren Prinzipien Kollaboration und Partizipation
eine essentielle Grundlage (Hilgers, 2012).
Partizipation Unter Partizipation ist die vermehrte Integration und Teilhabe von Bür-
gern an politischen Entscheidungsprozessen zu verstehen. Aufgrund des erhöhten Anspru-
ches der Wählerschaft, bei politischen Prozessen aktiv mitgestalten zu können, geht die
Beteiligung über die klassischen Werkzeuge von Wahlen hinaus (Hilgers, 2012). Die ge-
nutzten Instrumente sollen allerdings nur als Ergänzung und nicht als Ersatz zum bishe-
rigen System verstanden werden. Das sorgt punktuell für eine stärkere Einbindung der
Bürger und führt zu mehr Transparenz. Das kann durch die vermehrte Offenlegung von
Interessen zu einem Sachverhalt oder der klaren Darstellung von unterschiedlichen Interes-
senlagen durch Unternehmen, Verbände oder Parteien geschehen (Fung, 2003). Die Form
der Partizipation kann sich durch zwei Merkmale unterscheiden: Der reinen Mitbestim-
mung, um eine höhere Akzeptanz für Entscheidungen zu erreichen oder der tatsächlichen
Mitentscheidung an Prozessen, die darüber hinaus zu einem neuen Demokratieverständnis
führen kann (Hilgers, 2012). Partizipative Gesetzgebungsverfahren, wie sie bereits in den
Bundesländern Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg zur Änderung des Lan-
deshochschulgesetzes durchgeführt werden, dienen als Beispiel für Mitbestimmung. Bei
einer Mitentscheidung dagegen wird die Bevölkerung direkt in eine politische Aufgabe
eingebunden, wie beispielsweise in den Distributionsprozess der öffentlichen Finanzen zur
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Bestimmung des Haushaltsplans. Bei sogenannten „Bürgerhaushalten” dürfen die Bürger
über einen Teil des öffentlichen Haushalts mitentscheiden. In vielen deutschen Städten,
wie Stuttgart, Münster oder Köln wird dies bereits jährlich durchgeführt. In diesem Zu-
sammenhang werden allerdings auch die Grenzen dieser Form der Partizipation sichtbar:
Zum einen ist es möglich, dass diese Beteiligungsform aufgrund der niedrigen Zahl an
Teilnehmern, die zwischen einem und fünf Prozent liegen, zu einem Werkzeug für pri-
vilegierte Bevölkerungsschichten und Interessengruppen wird. Zum anderen ist aufgrund
dieser Tatsache die Relation von Kosten und Nutzen in Frage zu stellen (Gegenhuber
& Forsterleitner, 2011). Ein repräsentatives Ergebnis erhält man somit nur, wenn die
entsprechenden Voraussetzungen dafür geschaffen werden: Ein Beispiel findet sich in Ala-
bacete, einer spanischen Stadt, in der jedes Jahr der Bürgerhaushalt zum Einsatz kommt.
Dort wird sichergestellt, dass sowohl ethnische Minderheiten, als auch Migranten diesel-
ben Mitbestimmungsrechte in den Ausschüssen erhalten, die über den Bürgerhaushalt
entscheiden (Sintomer et al., 2009).
Kollaboration Mit Kollaboration ist die koordinierte Zusammenarbeit zwischen Ak-
teuren im politisch-administrativen System gemeint. Aus Verwaltungssicht steht hierbei
das Zurückgreifen auf Know-how der Bürger im Vordergrund (Janda, 2011). Nicht nur das
reine „Sammeln” wird unter Kollaboration verstanden, sondern ein koordinierter Vorgang,
an dem die Beteiligten unabhängig voneinander teilnehmen, jedoch am selben Ergebnis
arbeiten. Ein bekanntes Beispiel dafür ist die Online-Enzyklopädie Wikipedia. Letztlich
ist der Zugang zu externem Wissen nichts Neues, sondern vielmehr eine konzeptionelle
Weiterentwicklung des sogenannten „Contracting-Out”, einem Ziel des New Public Ma-
nagement Paradigmas. Die Zusammenarbeit kann sowohl zwischen Behörden und deren
Bediensteten untereinander, als auch mit externen Akteuren, wie Bürgern oder Experten
stattfinden (Hilgers, 2012). Govloop, das Verwaltungsnetzwerk aus den USA, bietet zum
Beispiel allen öffentlichen Amtsinhabern einzelner Staaten eine Plattform für die interne
Kommunikation bei Problemen oder sonstigen Themen, die zur Diskussion stehen.
3 Die Entwicklung von Open Data
Im Zuge der Diskussion rund um Open Government ist häufig auch von Open Data bzw.
offenen Daten die Rede. Fälschlicherweise werden die beiden Begriffe oft gleichgesetzt,
dabei sind Daten nur ein Teilaspekt von Open Government, wenngleich auch ein sehr
wichtiger. Öffentliche Verwaltungen erfassen, bearbeiten, generieren und veröffentlichen
Daten zu den unterschiedlichsten Themen. Dieser Pool an Informationen kann nicht nur
Kommunen eine Grundlage für Dienstleistungen sein, sondern auch Bürgern eine Inspi-
ration und Quelle für zukünftige Innovationen bieten. Im folgenden Abschnitt wird der
Begriff genauer definiert und die historische Entstehung erläutert. Zudem wird näher auf
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die Entwicklung in Deutschland eingegangen.
3.1 Begriffsdefinition & Herkunft
Der Begriff „Open Data“ wurde bereits lange bevor er zu einer politischen Bewegung
wurde, in der wissenschaftlichen Community thematisiert. Forscher waren die Ersten,
die den Nutzen der Offenheit und der Verbreitung von Daten erkannten. So erschien
erstmals 1995 in einem Dokument einer amerikanischen wissenschaftlichen Agentur, die
Absichtserklärung, die eigenen gesammelten Umweltdaten für andere offenzulegen: „The
Earth’s atmosphere, oceans, and biosphere form an integrated system that transcends
national boundaries. To understand the elements of the system, the way they interact,
and how they have changed with time, it is necessary to collect and analyze environmental
data from all parts of the world.” (National Research Council (U.S.), 1995, S.2)
Die Förderung eines vollständigen und offenen Austausches wissenschaftlicher Infor-
mationen zwischen verschiedenen Ländern, wurde als eine wichtige Voraussetzung für die
Analyse und das Verständnis globaler Phänomene, wie sie in der Atmosphäre, den Ozea-
nen und der Biosphäre vorkommen, erkannt. Auch Robert King Merton, ein bekannter
US-amerikanischer Soziologe, erklärte, wie wichtig es sei, dass die Ergebnisse der For-
schung für alle zugänglich sind. Jeder Forscher müsse zum „gemeinsamen Topf“ beitragen
und geistige Eigentumsrechte aufgeben, damit Wissen sich weiterentwickeln könne.5
Dieser Kollaborationsgedanke, vorerst nur angewandt auf die Wissenschaft, traf auf
die Open Source Gemeinschaft für Softwareentwicklung und formte das Thema Open Da-
ta zu dem, was es heute ist: Im Dezember 2007 trafen sich viele Internetaktivisten in
Sebastopol, einer US-Stadt in der Nähe von San Francisco, um ein Konzept für öffentlich
verfügbare Daten zu entwickeln. Die Grundidee war, dass offene Daten Güter seien, die
von jedermann frei genutzt, wiederverwendet und weitergegeben werden können. Inspi-
riert wurden die Experten beim Verfassen der insgesamt acht Prinzipien vom Open Source
Ansatz aus der Softwarebranche: Jeder Softwareentwickler hat dort die Möglichkeit, über
öffentliche Plattformen an Projekten mitzuarbeiten, in denen der Quellcode frei zur Ver-
fügung steht. Dabei kann er von der Arbeit Anderer lernen, muss gleichzeitig aber auch
seine Arbeit teilen. So entsteht Expertise im Kollektiv. Die Zusammenarbeit zwischen
den Entwicklern basiert auf einem Kollaborationsmodell, das sich durch Kompetenz und
Reputation reguliert und nicht durch formale Hierarchieregeln bestimmt ist.
Bei dem Treffen in Sebastopol entstanden folgende acht Prinzipien:6
1. Vollständigkeit: Alle öffentlichen Daten werden verfügbar gemacht. Öffentliche Da-
ten dürfen keinerlei Beschränkungen in Bezug auf Datenschutz oder Sicherheit un-
terliegen.
5https://www.panarchy.org/merton/science.html (Stand: 27.05.2018)
6https://public.resource.org/8_principles.html (Stand: 28.05.2018)
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2. Primärquelle: Alle Daten werden an ihrem Ursprung mit dem höchstmöglichen De-
tailgrad, in nicht aggregierter oder anderweitig modifizierter Form gesammelt.
3. Zeitnah: Daten werden so zeitnah wie möglich veröffentlicht, um den Wert der Daten
zu bewahren.
4. Zugänglich: Daten werden für die größtmögliche Zielgruppe für möglichst viele Ver-
wendungszwecke zur Verfügung gestellt.
5. Maschinenlesbar: Daten sind so strukturiert, dass eine automatisierte Weiterverar-
beitung möglich ist.
6. Nicht diskriminierend: Daten sind für jeden zugänglich, ohne Voraussetzung einer
Registrierung.
7. Nicht proprietär: Daten werden in einem Format veröffentlicht, über das keine ju-
ristische Person alleinige Kontrolle hat.
8. Lizenzfrei: Daten unterliegen keinerlei Markenzeichen, Patenten, Geschäftsgeheim-
nissen oder einem Urheberrecht. Angemessene Beschränkungen hinsichtlich des Da-
tenschutz oder Zugangs- und Sicherheitsbeschränkungen sind erlaubt.
Zudem muss die Einhaltung dieser Prinzipien überprüfbar sein.
Auf technischer Ebene wurde durch die Festlegung der Grundsätze ein weitestgehend
internationaler Standard geschaffen: Daten müssen in ihrer Rohform und in offenen For-
maten, wie beispielsweise XML, JSON oder SVG, zur Weiterverarbeitung zur Verfügung
stehen, ohne dass sie an eine Plattform gebunden sind. Diese Formate sind nicht mit
proprietärer Software verknüpft, sondern können auch mit Open Source Programmen
bearbeitet werden. Gleichzeitig muss neben den technischen Bedingungen auch ein für
jedermann zugänglicher Weg zur Nutzbarkeit der Daten geschaffen werden sowie die un-
komplizierte Weiterverwertung geregelt sein. Hierbei spielt vor allem die Verwendung
von offenen Lizenzen für die Bereitstellung der Daten eine große Rolle (Yu & Robinson,
2012). Ein verständlich gehaltenes Lizenzmodell ist u.a. die „Creative Commons“-Lizenz,
die dementsprechend auch international weit verbreitet ist. Neben der technischen Form
und den rechtlichen Rahmenbedingungen ist der Inhalt der offenen Daten dagegen nicht
vorgeschrieben (Yu & Robinson, 2012).
Was im Jahr 2007 in Sebastopol noch als theoretisches Konzept formuliert wurde, be-
kam zwei Jahre später den notwendigen Schub durch die Politik: Barack Obama wurde
US-Präsident und unterzeichnete zu Beginn seiner Amtszeit drei Memoranden, von denen
zwei sich explizit auf die Nutzung und Veröffentlichung von offenen Daten bezogen. Die
„Sunlight Foundation“ veröffentlichte daraufhin als Nicht-Regierungsorganisation (kurz:
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NRO) im Jahr 2010 die drei Jahre zuvor aufgestellten Prinzipien in einer überarbeite-
ten und erweiterten Fassung. Diese haben sich mit der Zeit als internationaler Standard
etabliert. Neben den bereits genannten Kriterien, finden sich darunter noch die Nutzungs-
kosten und eine dauerhafte Verfügbarkeit der Daten (Tauberer, 2007).
Während in den Anfangsjahren der Begriff „Open Data“ vor allem aus technischer
Sicht definiert wurde, gibt es wie bereits erwähnt, keine Regularien für den Inhalt der
Daten. Die auf den Plattformen veröffentlichten Datensätze umfassen ein breites Spek-
trum von Bildungs- und Gesundheitsdaten über Daten des öffentlichen Nahverkehrs, der
Umwelt und Geographie bis hin zu Haushalts- und Finanzdaten.
Yu & Robinson (2012) haben versucht, eine Einordnung für die unter dem Begriff
„Open Government Data“ zusammengefassten offenen Daten in service- und transparenz-
orientierte Inhalte vorzunehmen: Daten, die stärker dem Service zugeordnet werden, kön-
nen dem Bürger als Grundlage für nützliche Anwendungen oder Dienstleistungen dienen
oder von Organisationen genutzt werden und damit wirtschaftliches Potenzial ausspielen.
Dazu zählen u.a. Echtzeitdaten des öffentlichen Nahverkehrs, die für die Entwicklung von
Apps zur Routenplanung verwendet werden können. Transparenzorientierte Daten dage-
gen fördern stärker die politische Transparenz (Yu & Robinson, 2012), wie z.B. Inhalte
zur Finanz- und Budgetplanung der Kommunen. Diese Unterscheidung wird im weiteren
Verlauf für die Analyse aktueller Open Data Plattformen ausgewählter Kommunen eine
Rolle spielen, um zu klären, inwiefern bereits heute offene Daten vermehrt als Mittel zur
Stärkung der Demokratie oder zur Verbesserung öffentlicher Bürgerangebote eingesetzt
werden können.
Bei der Öffnung von Daten, die aus der Kommune selbst kommen, ist anzumerken,
dass jegliche Datensätze, die dem Datenschutz oder der Geheimhaltung unterliegen sowie
personenbezogene Informationen enthalten, nicht zur Veröffentlichung und damit freien
Verfügbarkeit in Frage kommen (Barnickel & Klessmann, 2012).
3.2 Das Potenzial offener Daten
Neben positiven Auswirkungen auf die Wirtschaft, die im Kontext dieser Masterarbeit
nicht weiter behandelt werden, liegt ein grundlegendes Potenzial von Open Data im ge-
sellschaftlichen Bereich.
Im Zentrum steht dabei Open Government, die Öffnung des Staates durch Schaffung
von Transparenz in den kommunalen Prozessen mit dem Ziel der stärkeren bürgerlichen
Beteiligung an der Entwicklung der Kommunen (Barnickel & Klessmann, 2012). Grundla-
ge für die Öffnung sind all die Daten, die Kommunen erzeugen, abfragen, damit arbeiten
und auf Open Data Plattformen veröffentlichen. Das Potential liegt hierbei nicht nur in
den Daten, die das politische Handeln der Kommunen transparenter für die Bürger ge-
stalten, sondern vielmehr in all den Datensätzen, die in Kollaboration mit den Bürgern
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gesammelt, erweitert und verbessert werden können. Richtig umgesetzt, können offene
Daten dazu beitragen, eine Verbesserung der politischen Kultur zu erlangen und statt
Politikverdrossenheit ein Gefühl des Miteinanders, der Kollaboration hervorzurufen (Ar-
beitskreis Open Government Partnership Deutschland, 2016). Die konkreten Funktionen
von Open Data lassen sich im Folgenden am Beispiel von erfolgreich umgesetzten Projek-
ten, die teilweise oder vollständig auf offenen Daten basieren, beschreiben:
Schaffung von Transparenz Über die Webseite „Where does my money go?“ können
britische Bürger nachvollziehen, wie ihre gezahlten Steuern sich auf den Haushaltsplan der
Regierung auswirken und in Bildung, Infrastruktur oder andere Bereiche gesteckt werden.7
Auch in Deutschland gibt es mit dem „Offenen Haushalt” ein ähnliches Projekt, das die
Ausgaben einzelner Kommunen und Länder aufbereitet in einer Grafik präsentiert und
damit zugänglich macht (siehe Abbildung 1). Die Nutzer können dabei unterschiedlich tief
in die Haushaltsplanung ihrer Stadt oder ihres Bundeslandes eintauchen und die propor-
tionale Verteilung der Gelder sehen. Diese Informationen basieren auf offen zugänglichen
Daten, die durch die Kommunen bereitgestellt wurden. Die Bürger bekommen in diesen
Projekten sehr transparent aufgezeigt, was die Kommunen mit ihrem Geld anstellen und
wie sich die Investitionen auf sie persönlich auswirken können.
Abbildung 1: Projekt zur visuellen Aufbereitung der Ausgaben
von Ländern und Kommunen in Deutschland, basierend auf
offenen Daten. Beispiel: Haushaltsplanung der Stadt Köln in
2018.8
Weitere Projekte sind
durch die Öffnung der
Ratsinformationssysteme
von Kommunen entstan-
den. Darunter sind Platt-
formen zu verstehen, die
jegliche Dokumente, wel-
che bei der Arbeit der
politischen Organe in ei-
ner Kommune anfallen,
sammeln und abrufbar
machen. Darunter zäh-
len u.a. Beschlüsse und
Protokolle, die während
Ratssitzungen erstellt werden. Mit „OParl” wurde durch den Verein „Open Knowled-
ge Foundation” ein offener Standard für genau diese Systeme entwickelt und 2016 in einer
ersten Version fertiggestellt.9 OParl ist darauf ausgelegt, Schnittstellen für Entwickler zur
Verfügung zu stellen, um ihnen einen besseren Zugang zu den Daten auf den Informati-
onssystemen zu liefern. Dadurch sind Projekte wie „Politik bei uns” entstanden, die es
7http://app.wheredoesmymoneygo.org/ (Stand: 02.06.2018)
8https://offenerhaushalt.de/ (Stand: 02.06.2018)
9https://okfn.de/blog/2016/07/OParl-v1.0-veroeffentlicht/ (Stand: 02.06.2018)
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den Bürgern ermöglichen, Ratsdokumente nach ihrem geografischen Bezug zu suchen.10
So wird Politik vor Ort transparent gemacht und den Bürgern ein besserer Überblick
der Themen verschafft, die aktuell in der Kommune diskutiert werden und womöglich
das direkte Umfeld der Menschen betreffen. Ein weiteres Projekt, das mehr Transparenz
schafft, ist die Visualisierung des baulichen Zustandes von Schulen im Land Berlin.11 Da-
für wurden die anfallenden Kosten pro Schule, die als offene Daten vorliegen, aggregiert
und die Schulen sowie deren Sanierungsbedarf auf einer digitalen Landkarte dargestellt.
Gleichzeitig wurden die Kosten pro Bezirk aufgelistet und u.a. die teuersten Schulen,
Sporthallen und Außenanlagen genannt. Für Bürger ergibt sich so ein guter Überblick des
Sanierungsstaus an Berliner Schulen.
Entwicklung von Dienstleistungen Mithilfe von offenen Daten sind bisher viele Pro-
jekte entstanden, die den Bürgern Services bzw. Dienstleistungen anbieten. Datensätze
zu Informationen über freie Parkplätze in Parkhäusern sind dabei sehr beliebt und haben
bereits zu vielen mobilen Apps bzw. Webseiten geführt, auf denen anschaulich über ei-
ne Karte der aktuelle Stand in regelmäßigen Abständen aktualisiert vorgefunden werden
kann. Eines dieser Projekte nennt sich „ParkenDD” und zeigt die aktuelle Parksituation
in verschiedenen europäischen Städten über eine App für das Smartphone sowie einer
eigenen Webseite an. Je nach Bereitstellung der offenen Daten wird die aktuelle Anzahl
freier öffentlicher Parkplätze und deren Standorte angezeigt. Eine weitere Dienstleistung
ist mit dem „Wahllokalfinder” entstanden, der es in der Vergangenheit für Bürger mög-
lich gemacht hat, in bestimmten Wahlkreisen zu Landtags- und Bundestagswahlen ihr
Wahllokal anhand der eingegebenen Wohnadresse zu bestimmen.12 Datengrundlage wa-
ren die Standorte von Wahllokalen, welche einige Kommunen über ihre Open Data Portale
veröffentlicht haben. Diese wurden über eine Webseite visualisiert den Bürgern je nach
eingetragener Adresse angezeigt.
Generierung von Wertschöpfung Plume Labs, ein Startup aus Frankreich, hat seine
Geschäftsidee beim Thema Luftverschmutzung in Großstädten erkannt und einen kom-
pakten, mobilen Sensor zur Messung der Luftqualität auf den Markt gebracht. Zusätz-
lich werden aus 42 Ländern offene Luftdaten der Regierungen und wissenschaftlichen
Netzwerken gesammelt und über eine Plattform aggregiert zur weiteren Verwendung be-
reitgestellt.13 Das Unternehmen hat für sich einen Wertschöpfungsprozess gefunden, der
aufgrund von offenen Daten eine Startup-Idee hervorgerufen hat. Der Wert der Daten
wurde erkannt und in ein Produkt umgewandelt, das weitere, veredelte Daten generiert
und offen zugänglich macht.
10https://politik-bei-uns.de/ (Stand: 04.06.2018)
11http://schulsanierung.tursics.de/ (Stand: 04.06.2018)
12http://wahllokalfinder.herokuapp.com/ (Stand: 04.06.2018)
13https://opendataincubator.eu/category/plumelabs/ (Stand: 08.07.2018)
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3.3 Entwicklung in Deutschland
Grundsätzlich kann man in Deutschland im Gegensatz zu den skandinavischen und ame-
rikanischen Ländern auf keine lange Tradition mit offenen Daten zurückblicken (Barnickel
& Klessmann, 2012): 2006 wurde ein Gesetz zur Informationsfreiheit verabschiedet, das
aber in den Jahren danach nicht weiterentwickelt wurde und bei den Bürgern nicht sehr
bekannt ist. Hinzu kommt, dass Deutschland aufgrund seines ausgeprägten Förderalismus
neue Konzepte und Reformen für den öffentlichen Bereich nicht so schnell voranbringen
kann, wie dies in zentralistisch aufgebauten Staaten der Fall ist (Barnickel & Klessmann,
2012). Im Kreise der G8 Staaten hat sich die Bundesregierung 2013 mit der gemeinsam
erarbeiteten „G8 Open Data Charta“ zu den international bereits definierten Prinzipien
bekannt. Für die Umsetzung wurde ein Jahr später der Nationale Aktionsplan Open Data
verabschiedet, aus dessen Verpflichtungen unter anderem das 2013 ins Leben gerufene na-
tionale Open Data Portal GovData mit Datensätzen aus allen Bundesbehörden bestückt
werden sollte(Bundesministerium des Innern, 2014).
Seit Januar 2015 wird die Plattform des Bundes zudem als Anwendung des IT-Planungsrats
geführt. Durch eine Verwaltungsvereinbarung ist die gemeinschaftliche Nutzung durch den
Bund und aktuell insgesamt 11 Bundesländer festgelegt (Stand: Juni 2018). Laut dem ak-
tuellen Bericht der Regierung zum Programm „Digitale Verwaltung 2020“ sind über die
Plattform aktuell 18.500 Datensätze verfügbar. Eine ebenfalls dort festgehaltene Befra-
gung hat ergeben, dass über 50% der befragten Behörden auf nationaler Ebene offene
Verwaltungsdaten nach dem derzeitigen E-Government Gesetz anbieten. Ebenfalls etwas
mehr als die Hälfte der Befragten benutzt für die Bereitstellung Metadaten, die standar-
disiert sind (Bundesministerium des Innern, 2017).
Im Sommer 2015 wurden Änderungen am bereits 2006 in Kraft getretenen Informati-
onsweiterverwendungsgesetz (kurz: IWG) vorgenommen, die eine uneingeschränkte Wei-
terverwendung von öffentlichen Daten, welche der Informationsfreiheit unterliegen, mög-
lich machen. Eine kommerzielle Nutzung ist ebenfalls erlaubt und bedarf keiner Genehmi-
gung mehr, wie es das alte Gesetz noch verlangte. Anfang 2017 beschloss das Kabinett das
sogenannte Open-Data-Gesetz als Änderung des bestehenden eGovernment-Gesetzes. Da-
mit sollen von Behörden erhobene Daten grundsätzlich maschinenlesbar und kostenfrei
zugänglich gemacht werden („Open-by-Default“). Allerdings besteht kein vollständiger
Anspruch darauf, das heißt auch weiterhin ist es den Behörden selbst überlassen, welche
und wie viele Daten sie veröffentlichen. Die Möglichkeiten bei der Veröffentlichung ori-
entieren sich an den Regelungen des Informationsfreiheitsgesetzes, das u.a. festlegt, dass
Daten zum Schutz von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen, Privatsphäre oder Urheber-
rechten nicht veröffentlicht werden dürfen (Bitkom e.V., 2017).
Parallel zu GovData existieren Open-Data Plattformen auch auf Landesebene und bei
den Kommunen. Bundesländer, die auf dem nationalen GovData-Portal vertreten sind,
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bieten ihre offenen Daten auf mehreren Ebenen an: So lassen sich beispielsweise die Da-
tensätze der Stadt Bonn auf der kommunalen, landesweiten, nationalen und europäischen
Plattform abrufen. Ein kontextabhängiger Zugang ist somit für alle Nutzer gewährleistet.
In einer Studie des Unternehmens Capgemini wurde der Status Quo zum Thema of-
fene Daten in den europäischen Ländern untersucht und festgestellt, dass Deutschland
sich trotz der langsamen Entwicklung in der Politik in Richtung eines verstärkten An-
gebots von hochwertigen Daten bewegt. Neben den höheren finanziellen und personellen
Ressourcen, sei auch die bessere Kommunikation mit anderen Ländern auf europäischer
Ebene dafür verantwortlich (Capgemini Consulting, 2017).
Ebenfalls erwähnt werden Faktoren, die maßgeblich den Erfolg der Datenöffnung be-
einflussen können. Diese werden im stetigen Streben nach Aktualisierungen, einer durch-
dachten Vision und dem Auf- und Ausbau von Plattformen, die interaktionsfördernd sind,
gesehen. Gleichzeitig sei ein grundlegendes Verständnis für die Wichtigkeit von offenen
Daten und ein echtes Interesse an der im Land tätigen Community von großer Bedeutung.
4 Crowdsourcing im öffentlichen Sektor
Viele Städte und Kommunen stehen vor der großen Herausforderung, Digitalisierung sinn-
voll für ihre Entwicklung zu nutzen. Dabei kann Crowdsourcing eine wichtige Antwort auf
die Frage sein, wie innovative Ideen zur zukünftigen Stadtentwicklung sichtbar werden,
Gründer der nächsten Generation sich untereinander vernetzen und Engagement auf loka-
ler Ebene gefördert wird. Für Städte kann der Einsatz von Crowdsourcing aufgrund vieler
Faktoren interessant sein. Das fängt damit an, dass die Kommunen Ideen und Initiativen
nach außen präsentieren und Projekte, die Potential haben, auch finanziell unterstützen
können. Die Kofinanzierung kann auf direktem Wege oder in Form von Wettbewerben
geschehen, die von der Kommune initiiert werden und Aufmerksamkeit auf die Digitali-
sierung der Stadt lenken.
Doch mit eines der spannendsten Dinge, die Städte durch Crowdsourcing verfolgen und
fördern können, ist das bürgerliche Engagement. Fernab von öffentlichen Zuschüssen ist
es besonders wertvoll, wenn die eigenen Bürger gewillt sind, ihr Zuhause mitzugestalten,
sei es mit Ideen oder auch durch aktives Einbringen. Hier kommen vor allem durch das
Internet neue Möglichkeiten und Verfahren zur Beteiligung auf, die zusammengefasst unter
dem Begriff „E-Partizipation” beschrieben werden.
4.1 Begriffsabgrenzung
E-Partizipation wird in der Öffentlichkeit oft mit anderen Begriffen, wie E-Democracy
oder E-Government benutzt, ohne das eine ausreichende Abgrenzung vollzogen wird. Des-
halb soll an dieser Stelle eine kurze Definition erfolgen:
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Unter E-Government werden mehrere Konzepte und Instrumente zur Unterstützung
politischer Beteiligung und Aufgaben der Verwaltung mithilfe von Web-Technologien ge-
bündelt. Es umfasst „die elektronische Abwicklung von Verwaltungs- und Demokratie-
prozessen im Rahmen staatlicher Aktivitäten mit Hilfe von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien,(. . . ) um öffentliche Aufgaben effizient und effektiv zu unterstützen”
(Wirtz & Piehler, 2010, S.8).
Der Begriff wird in zwei Elemente unterteilt: E-Democracy und E-Administration.
Während Letzteres Anwendungen beschreibt, die auf eine effizientere Gestaltung von Ver-
waltungsprozessen ausgelegt sind, umfasst E-Democracy Dienstleistungen zur elektroni-
schen Partizipation der Bürger durch moderne Technologien. Als Teil von E-Democracy
liegt der Schwerpunkt von E-Partizipation bei der Mitwirkung der Zivilgesellschaft und
der Wirtschaft an öffentlichen Entscheidungsprozessen. Außerdem wird das Wissen und
die Fähigkeiten der Bürger sowie der Unternehmen in die Entwicklung von Grundlagen
zu politischen Entscheidungen miteinbezogen. Im Laufe der Arbeit wird E-Partizipation
mit Crowdsourcing gleichgesetzt, da keine wesentlichen Unterschiede in der Definition
gegeben sind. Der einzige Unterschied, dass Crowdsourcing ein kommerzielles Interesse
verfolgt, ist durch den Einsatz im öffentlichen Sektor nicht gegeben.
4.2 Formen der Partizipation
Bei der politischen Bürgerbeteiligung lassen sich unterschiedliche Ansätze wählen, um zwi-
schen Beteiligungsformen zu differenzieren. Zunächst wird unterschieden, wer den Prozess
der Partizipation einleitet. Daraus ergeben sich zwei Kategorien von Ansätzen, nämlich
die Top-Down- und die Bottom-Up-Variante. Beteiligungsvorhaben, die von der Politik
bzw. Verwaltung initiiert werden und an die Bürger oder Unternehmen gerichtet sind,
können als Top-Down bezeichnet werden, während Angebote, die durch Bürger oder die
Wirtschaft gestartet werden und die Kommunen adressieren als Bottom-Up Lösung kate-
gorisiert werden.
Im sogenannten Beteiligungsdreieck wird diese Unterscheidung dargestellt (siehe Ab-
bildung 2). Des Weiteren wird dort innerhalb der Partizipationsprozesse die Art der In-
teraktion abgegrenzt:
Kommunale Angebote zur Beteiligung (Top-Down):
• Information: Angebote zur Bereitstellung von öffentlichen Informationen, wie zum
Beispiel Webseiten staatlicher Institutionen. Dies dient als grundlegende Vorausset-
zung für den Erfolg weiterer Beteiligungsformen, da eine solche Partizipation ohne
ausreichende Informationen nicht möglich ist.
• Konsultation: Vorhaben, die sich zum Ziel setzen, Bürger, Unternehmen oder weitere
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Abbildung 2: Partizipationsformen im Beteiligungsdreieck (Kubicek, 2010, S.198).
gesellschaftliche Gruppierungen als Experten zu aktuellen Themen, wie zum Beispiel
der Haushaltsplanung, zu befragen.
• Kooperation: Angebote, die auf eine Zusammenarbeit zwischen Kommune und Bür-
ger bzw. Unternehmen abzielen. Damit gehen sie über das normale Maß der Betei-
ligung durch Beratungen hinaus und können zu Ergebnissen führen, die nicht mehr
der ursprünglichen Ansicht der am Prozess beteiligten Akteure entspricht.
Durch die Gesellschaft initiierte Angebote zur Beteiligung (Bottom-Up):
• Transparenz durch Dritte: Angebote mit rein informellem Gehalt, die transparent
über die Aktivitäten des Staates berichten und so eine öffentliche Kontrolle der
Kommune ermöglichen. Dazu zählen Projekte, wie das Portal „Abgeordnetenwatch”
sowie auch staatliche Ansätze zur politischen Bildung, wie beispielsweise der Wahl-
O-Mat, der vor Wahlen als Informationsquelle genutzt wird.
• Petitionen: Angebote, die den Bürgern die Möglichkeit geben, Ideen und Vorschläge
an staatliche Institutionen weiterzuleiten. Dazu zählt unter anderem die digitale
Petitionsplattform des Deutschen Bundestages.
• Lobbying: Diese Form der Beteiligung wird von der Zivilgesellschaft oder von Unter-
nehmen genutzt, um Unterstützung für Themen zu bekommen und so die allgemeine
politische Meinungsbildung zu fördern oder auch speziell seine eigenen Interessen in
den Vordergrund zu bringen.
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Neben der Frage, wer den Partizipationsprozess einleitet, spielt auch das anvisierte
Ergebnis eine Rolle. Hinsichtlich des Resultats eines Crowdsourcing-Projekts lässt sich
zwischen zwei Formen differenzieren:
1. Angebotsorientierte Projekte, die gezielt auf den Dateninput von Bürgern oder Un-
ternehmen setzen, um damit Informationen erfassen oder Dienstleistungen entwi-
ckeln zu können.
2. Innovationsorientierte Projekte, die auf Vorschläge und Ideen der Zivilgesellschaft
und der Wirtschaft abzielen, damit zukunftsorientierte Handlungsempfehlungen für
öffentliche Probleme in den Kommunen gefunden werden können.
Durch Ergebnisse von Studien zu diesem Thema lassen sich verschiedene Chancen und
Herausforderungen bei der Anwendung der beiden Formen identifizieren: Teilnehmer von
angebotsorientiertem Crowdsourcing zeigen bei der Erfüllung technischer Aufgaben mit
klaren Anweisungen gleiche oder sogar bessere Leistungen als Experten (Behrend et al.,
2011). Laut See et al. (2013) ergab sich in aktuelleren Untersuchungen, dass Informationen
von wenig erfahrenen Teilnehmern genauso zuverlässig waren, wie die von Experten be-
reitgestellten Daten. Darüber hinaus verbesserte sich der Datenoutput hinsichtlich seiner
Qualität bei den Teilnehmern schneller, als bei den Experten (See et al., 2013).
Bei Projekten, die stärker auf das Sammeln von kreativen Ideen ausgelegt und damit
innovationsorientiert sind, zeigen Studien gemischte Ergebnisse hinsichtlich der Anwen-
dung von Crowdsourcing (Nishikawa et al., 2013): Zuerst einmal wird in den Studien
festgestellt, dass je größer die Teilnehmerzahl, desto höher auch die Wahrscheinlichkeit
ist, innovative Ideen zu erhalten (Prpić et al., 2015), obwohl die Masse ganz allgemein be-
trachtet keine Garantie für die Qualität der Beiträge darstellt (Siddharthan et al., 2016).
Da jedoch die Ergebnisse von innovationsgetriebenen Projekten besonders schwierig zu
messen sind und es sich problematisch gestaltet, zu bestimmen, was sich als innovative
Idee qualifiziert, haben Studien ergeben, dass von Crowdsourcing-Teilnehmern generierte
Ideen oft mehr Aufwand bei der Auswertung erfordern (Poetz & Schreier, 2012).
Darüber hinaus weisen Majchrzak & Malhotra (2013) darauf hin, dass Crowdsour-
cing die Innovation einschränkt, denn obwohl die Entwicklung von Ideen Zeit benötigt,
verbringen die Teilnehmer nur wenig Zeit mit der Aufgabe und haben kurze Aufmerk-
samkeitsspannen. Zudem sind sich Teilnehmer in Gruppen, vor allem bei Projekten im
Internet, fremd, obwohl Kreativität in der Gruppe Vertrautheit untereinander erfordert.
Studien dazu zeigen, dass das Ergebnis eines solchen Crowsourcing-Projekts Ausdruck
der Beziehungen der Teilnehmer untereinander sowie dem gesammelten Wissen und der
Fähigkeiten aller Akteure ist. Je größer die Zahl der beteiligten Menschen, desto stärker
wird das Ergebnis dadurch negativ beeinflusst. Mergel et al. (2014) analysierten dazu
203 Regierungsprojekte der USA und stellten fest, dass es bei den meisten Vorhaben um
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Informations- und Aufklärungskampagnen ging, die den Behörden helfen sollten, besser zu
verstehen, wie sie ihre Dienstleistung verbessern können, aber nicht unbedingt darum, Ide-
en zu entwickeln, um die Dienstleistung selbst zu optimieren. Diese Erkenntnisse haben
Auswirkungen auf eine parallele Debatte im öffentlichen Sektor hinsichtlich der grund-
sätzlichen Frage, wer regieren sollte (deLeon, 1994): Die gebildeten Eliten (Lippmann,
1922) oder die Durchschnittsbürger (Hocking & Dewey, 1929). Lippmann ist der Ansicht,
dass öffentliche Entscheidungen von Experten mit fundierten Informationen getroffen wer-
den sollten, um die Qualität hervorzuheben. Er argumentiert, dass Entscheidungen, die
in einer öffentlichen Debatte oder auf der Grundlage der öffentlichen Meinung getroffen
werden, gefährlich sind, weil sich diese Ansichten leicht manipulieren lassen. Hocking &
Dewey (1929) betont die Rolle der Öffentlichkeit und glaubt, dass der tägliche Diskurs
der Bürger und nicht die wissenschaftlichen Beweise von Experten das Wissen ist, das
Grundlage für demokratische Regierungsführung sein sollte.
4.3 Entwicklung in Deutschland
Bis zurück in die 1970er Jahre reichen die ersten Erfahrungen, die mit Bürgerbeteili-
gung durch elektronische Medien gemacht wurden. Damals dienten allerdings das Telefon
und das Fernsehen als Hilfsmittel. Mit der zunehmenden Nutzung des Internets ab den
1990er Jahren bekam die Idee der digitalen Beteiligung neuen Auftrieb und fand erste
Anwendung im Rahmen von kommunal organisierten Forschungsprojekten. Im Jahr 2001
wurde durch den Bund ein erstes Projekt gestartet, das die Zukunft der Landwirtschaft
in Form einer Online-Konsultation thematisierte. Aufgrund der Verbreitung des Internets
lag die Beteiligung bereits deutlich höher als in den vorherigen Versuchen. Seitdem ist
die Zahl der Beteiligungsvorhaben stark gestiegen und wird vor allem zu Themen der
zukünftigen Stadtentwicklung eingesetzt. Es existieren einige Beispiele für erfolgreiche
digitale Crowdsourcing-Verfahren in Deutschland, allerdings mangelt es trotzdem an ei-
ner umfangreichen Einbindung und Verbreitung der Angebote. Im Verhältnis zur Summe
an öffentlichen Entscheidungsprozessen wird die Bürgerbeteiligung übers Internet nur für
einen Teil der Vorhaben eingesetzt. Die am meisten etablierte Form der E-Partizipation
bildet der Online-Diskurs, hauptsächlich durchgeführt auf kommunaler Ebene. Schwer-
punkte dieses Verfahrens sind städtische Bau- und Gestaltungsprozesse, Entwicklungen
von Visionen und Leitbildern sowie Diskussionen zu grundsätzlichen Gesellschaftsthemen,
wie der Ressourcenverteilung, zum Beispiel in Form der regelmäßigen Haushaltsplanung.
4.4 Grundlagen erfolgreicher Beteiligungsvorhaben
Obwohl Crowdsourcing noch recht neu ist, wurden bereits in der Vergangenheit Bürger
dazu aufgerufen, Probleme aus dem öffentlichen Bereich durch technologischen Einsatz zu
lösen. Hocking & Dewey (1929) argumentierte, dass Technologie bessere Kommunikation
28
4 CROWDSOURCING IM ÖFFENTLICHEN SEKTOR
zwischen Bürgern ermöglicht und deren Fähigkeit, Probleme zu lösen, die direkt ihr Leben
beeinflussen, verbessert. Der Glaube an Technologie als Problemlöser findet sich auch beim
Thema des bürgerlichen Engagements im öffentlichen Raum wieder (Bryson et al., 2012;
Linders, 2012). Crowdsourcing wird zwar als Form der Bürgerbeteiligung verstanden, da
auch hier Menschen nach Informationen, Erkenntnissen und Lösungen gefragt werden.
Crowdsourcing ist allerdings allgemein gesehen stark auf den Auftraggeber fokussiert,
der einer möglichen Lösung Legitimität verleiht (Seltzer & Mahmoudi, 2012), während
Bürgerbeteiligung je nach ihrem Zweck denjenigen, die von politischen Entscheidungen
betroffen sein könnten, eine Stimme geben soll.
Aus diesem Grund befasst sich die Arbeit im weiteren Verlauf immer wieder mit der
Frage, wie Kommunen Menschen durch Crowdsourcing sowohl dazu befähigen kann, öf-
fentliche Probleme zu lösen, die ihr Leben direkt beeinflussen, als auch die Effektivität
und Legitimität der Kommunen zu erhöhen.
Die Literatur zeigt, dass Crowdsourcing die Beziehungen zwischen politischen Ver-
tretern und Bürgern erleichtern kann, aber die Umsetzung große Herausforderungen mit
sich bringt (Brabham, 2015; Linders, 2012). Zu diesen Herausforderungen gehören die Eta-
blierung von neuen Technologien, die Identifizierung geeigneter Informations- und Kom-
munikationstechnologien (Mergel & Desouza, 2013), die Entwicklung wirksamer Anreize
zur Entwicklung öffentlicher Dienstleistungen sowie die umfassende Sammlung von Bei-
trägen der Bürger (Benouaret et al., 2013) und Auswertung der Ergebnisse (Liu, 2016;
Nam, 2012). Die Fachliteratur und Studien der letzten Jahre beschäftigen sich bei der
Frage nach der Vorgehensweise zur Integration von Crowdsourcing im öffentlichen Sektor
weitestgehend mit der Ausrichtung, der Motivation der Teilnehmer oder der Bewertung
bereits bestehender Crowdsourcing Prozesse sowie deren Ergebnisse. Daher wird sich im
folgenden Abschnitt auf diese Aspekte konzentriert und Faktoren ermittelt, die den Erfolg
von Crowdsourcing beeinflussen.
Qualitätsprüfung Ein Faktor zur Ermächtigung der Bürger durch die Teilnahme an
kommunalen Crowdsourcing-Projekten zeigt sich in der Gestaltung der Interaktion unter
den Teilnehmern: Kommunen profitieren davon, ein faires Verfahren zu entwickeln, dass
die Teilnehmer von Online-Diskursen die Beiträge anderer auswählen und überprüfen
lässt. Ein solcher Prozess erhöht die Legitimität der Beiträge und verbessert die Substanz
des Inhalts, indem er sich die „Weisheit der Vielen” zunutze macht (Ellis, 2014). Das
Gegenteil könnte die Nachhaltigkeit von Crowdsourcing schaden und die Teilnehmer davon
abhalten, wiederholt auf die Plattform zu kommen. Folgende drei Ansätze ermöglichen es
den Teilnehmern, ihre eigene Arbeit zu überprüfen:
1. Bewertungssystem: Die am häufigsten angewandte Methode ist ein Bewertungssys-
tem, das die Möglichkeit zum Abstimmen und Kommentieren durch die Teilneh-
mer beinhaltet. Bei vielen innovationsorientierten Projekten bringen die Teilnehmer
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nicht nur ihre Ideen mit ein, sondern wählen auch die besten Beiträge. Ein er-
weitertes Bewertungssystem ist ein gutes Werkzeug, um die Teilnehmer selbst zu
kategorisieren und deren Fähigkeiten durch Anzeige der Aktivitäten, Besten- oder
Ranglisten zu demonstrieren (Dellarocas, 2010). Diese Methode kann jedoch ein
Manipulationsverhalten hervorrufen: Zum Beispiel können Teilnehmer einzeln oder
in Gruppen versuchen, eine Idee gezielt herauf- oder herabzustufen. Studien zeigen,
dass die Einführung eines Mechanismus zum Aufspüren unfairer Bewertungen durch
die Teilnehmer oder die Festlegung von eindeutigen Regeln dieses Risiko minimieren
kann (Allahbakhsh et al., 2014).
2. Kollaboration: Frühere Erfahrungen mit Crowdsourcing deuten darauf hin, dass
Kollaboration eine geeignete Strategie für den öffentlichen Sektor sein kann, damit
Teilnehmer dazu ermächtigt werden, Inhalte, wie bei einem Wiki-Framework, im
Kollektiv zu erstellen und zu bearbeiten. Das Projekt „Future Melbourne 2020“,
die Erarbeitung eines langfristigen strategischen Plans für die zukünftige Entwick-
lung der australischen Stadt Melbourne, hat gezeigt, dass so der Austausch von
Informationen ermöglicht und der Konsens erleichtert wird (Liu, 2016). Ein kolla-
borativer Prozess hilft dabei, einen Konsens unter den Teilnehmern herzustellen,
da der Wiki-Ansatz Personen mit unterschiedlichen Meinungen dazu zwingt, gegen-
sätzliche Ansichten zu lesen und sich damit auseinanderzusetzen, bevor sie Inhalte
verändern können.
3. Community: Die Dezentralisierung der Informationskontrolle trägt sowohl für Bür-
ger, als auch für Kommunen dazu bei, die Barrieren asymmetrischer Information zu
beseitigen (Mergel et al., 2014). Studien zeigen, dass die Schaffung einer Gemein-
schaft essentiell ist, um Crowdsourcing Plattformen aufrecht zu erhalten, da die
Teilnehmer mehr Beiträge leisten, wenn sie sich selbst als Community-Mitglieder
sehen und durch ihre sinnvollen Anmerkungen ein Gefühl der Zugehörigkeit spüren.
Die Anerkennung als wertvolles und beitragendes Mitglied der Gemeinschaft hat
sich als wirksam erwiesen, um die Qualität der Beiträge zu verbessern. So zeigen
Studien der Unternehmen SeeClickFix (Ashby et al., 2015), Linz (Schmidthuber &
Hilgers, 2017) und Yelp (Askay, 2017), dass Faktoren wie Gemeinschaftsgefühl und
soziale Identität eine wichtige Rolle spielen.
Der kollaborative Ansatz kann jedoch zu Problemen bei der Redundanz von Infor-
mationen und der Qualitätskontrolle führen (Mergel et al., 2014). Mehrere Studien argu-
mentieren deshalb, dass die effektive Gestaltung einer Plattform Wettbewerb und Kol-
laboration kombinieren sollte (Almirall et al., 2014; Hutter et al., 2011). Hutter et al.
(2011) finden, dass der beste Ansatz bei einer wettbewerbsorientierten Teilnahme im ge-
meinschaftlichen Klima liegt, das es Nutzern erlaubt, die Qualität der eingereichten Ideen
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durch konstruktive Kritik zu verbessern. Dies kann Offenheit, die Verhandlung notwen-
diger Ressourcen (z.B. die gemeinsame Nutzung von Daten) und die Prioritätensetzung
innerhalb der Plattform fördern (Almirall et al., 2014).
Beispiele aus der Literatur zeigen darüber hinaus, dass die Fokussierung auf die Teil-
nehmer ein regelmäßiges Feedback notwendig macht. Bayus (2013) betont, wie wichtig es
ist, Rückmeldungen zu Ideen, die umgesetzt oder in Betracht gezogen werden, zu geben.
Das gibt den Teilnehmern das Gefühl, dass ihr Input ernst genommen wird und hilft
ihnen gleichzeitig zu verstehen, welche Lösung als praktikabel und umsetzbar angesehen
wird. Regierungen sind jedoch auch an bürokratische Regeln und Verfahren gebunden
und können möglicherweise nicht so schnell auf Teilnehmer reagieren, wie das im Zeitalter
der sozialen Medien erwartet wird (Mergel & Desouza, 2013). Darüber hinaus erfordert
eine große Menge an Output durch die Teilnehmer eine erhebliche Investition an Zeit
durch die Kommune (Benouaret et al., 2013). Angesichts solcher Einschränkungen kann
die Kommune davon profitieren, indem sie Teilnehmer miteinbezieht und damit vertraut
macht, ihre eigenen Beiträge zu überprüfen.
Legitimation durch Reputation Die Literatur legt nahe, dass ein gut gestaltetes
Reputationssystem, das Aktivitäten der Teilnehmer mit deren Beiträge transparent ver-
knüpft, ein wichtiger Erfolgsfaktor für eine Crowdsourcing Plattform darstellt (Dellaro-
cas, 2010). Ein effektives Reputationssystem kann die Ergebnisse eines Crowdsourcing-
Projektes verfeinern, die Präferenzen der Teilnehmer offenlegen und die Fairness des
Belohnungssystems verbessern (Ågerfalk & Fitzgerald, 2006; Dellarocas, 2010). Es in-
tegriert Datenoutputs, wie Bewertungen, Abstimmungen, Änderungen von Beiträgen an-
derer Teilnehmer und zeigt diese Aktivitäten offen an. Zu den üblichen Möglichkeiten,
Informationen zur Reputation anzuzeigen, gehören Statistiken, die den Aktivitätsverlauf
der Teilnehmer zusammenfassen, Ranglisten und Punktzahlen, die das Zustimmungsle-
vel der Beiträge der Teilnehmer angeben. Die Literatur zeigt, dass der Schlüssel zu einem
effektiven Reputationssystem darin besteht, genügend Anreize für die Teilnehmer zu schaf-
fen, „Prestige“ in der Gemeinschaft zu verdienen, indem „zu viel Wettbewerb“ verhindert
wird, was dazu führt, dass die Teilnehmer das System betrügen (Ågerfalk & Fitzgerald,
2006; Dellarocas, 2010).
Die Leistung von Crowdsourcing-Mitgliedern transparent zu machen, schafft Legiti-
mität für die Verifizierung von anderen Beiträgen. Das Unternehmen Slashdot, eine von
Amateuren geschriebene Webseite für Technik- und Wissenschaftsnachrichten, hat zum
Beispiel ein Bewertungssystem eingeführt, um Mitwirkende als Moderator auszuwählen
und Kommentare zu filtern bzw. zu bewerten. Das System sortiert dann Kommentare
basierend auf Bewertungen, die von Moderatoren bereitgestellt werden, anstatt sie nach
dem Datum aufzulisten. Um Moderator zu werden, gilt es, sich als normaler Nutzer „Pri-
vilegien“ zu verdienen und von anderen Moderatoren ausgewählt zu werden (Lampe et al.,
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2014). Slashdot ermöglicht es der Gemeinschaft nicht nur die Qualität der Kommentare
direkt zu bewerten, sondern auch innerhalb eines Auswahlprozesses zu entscheiden, wer
moderieren sollte. Dieses Vorgehen ermutigt die Teilnehmer, ihre Beiträge wohl überlegt
abzugeben und Verantwortung für den Diskussions- und Unterhaltungsprozess zu über-
nehmen.
Im öffentlichen Sektor ist die Einrichtung eines legitimen Reputationssystems durch
den bestehenden staatlichen Rechtsrahmen geregelt, der die Nutzung von Online Plattfor-
men im Hinblick auf den Datenschutz der Nutzer festlegt. Neben der Qualität der Ergeb-
nisse von Crowdsourcing-Projekten ist somit auch die Privatsphäre und Sicherheit von
nutzergenerierten Inhalten seitens des Staates zu gewährleisten. Die europaweit gelten-
den Richtlinien der Datenschutzgrundverordnung legen hier bereits einen grundlegenden
Rahmen fest, in dem sich deutsche Kommunen aufhalten dürfen.
Monetäre Anreize Preise und Belohnungen als Anreiz zur Teilnahme an Crowdsourcing-
Projekten wurden bereits vielfach in der Literatur diskutiert. Studien zeigen, dass mone-
täre Belohnungen die Teilnehmerzahl aus zwei Gründen erhöhen kann: Erstens behandeln
die Teilnehmer solche Projekte als Job und erwarten für ihre Bemühungen Belohnungen
(Kaufmann et al., 2011). Zweitens kann die Bekanntgabe von Preisen und Prämien die
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich ziehen und eine Bereitschaft zur Teilnahme
erzeugen (Tokarchuk et al., 2012).
Es gibt viele Theorien, die sich mit dem Verständnis von monetären und extrinsischen
Anreizen beschäftigen. Kaufmann et al. (2011) stellen in einer Umfrage dazu fest, dass
über 50 Prozent der Besucher von Amazon Mechanical Turk, einer angebotsorientierten
Crowdsourcing Plattform, mehr als acht Stunden pro Woche auf der Plattform arbeiten
und die Bezahlung einer der wichtigsten Anreize für die Teilnahme ist. Die Teilnehmer auf
der Seite können verschiedene Arten von Aufgaben nach Höhe der Bezahlung suchen und
auswählen. Die Erhöhung der finanziellen Kompensation kann mehr Teilnehmer anziehen
und zu einer hohen Wahrscheinlichkeit dazu führen, eine Lösung für ein Problem zu erhal-
ten, da die Teilnehmer in erster Linie die Vergütung bewerten (Garcia Martinez & Walton,
2014). Als Beispiel dient das Unternehmen Threadless, das einen Online Wettbewerb für
angehende T-Shirt Designer veranstaltet hat, um seine Motive zu testen, bevor ein Shirt
in Massenproduktion geht. Die Statistiken zeigten in diesem Fall eine starke Korrelation
zwischen den an Wettbewerben teilnehmenden Designern und den angebotenen Preisen.
Der Gewinner des Design Wettbewerbs erhielt Bargeld, Sachpreise im Wert von mehreren
tausend Dollar und eine Beteiligung an jedem verkauften Shirt.
Im öffentlichen Sektor werden Preise und Belohnungen bisher vor allem außerhalb
Deutschlands als ein Mechanismus zur Schaffung von Anreizen zum „Crowdsourcen” von
innovativen Lösungen für Regierungsbehörden angenommen. Die US-Behörde „Office of
Management and Budget“ hat zum Beispiel im Dezember 2009 die „Open Government
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Directive” veröffentlichte, die die verstärkte Nutzung von Preisen und Wettbewerben zur
Förderung von Open Government und Innovation im öffentlichen Sektor empfiehlt. Be-
amte können mit verschiedenen Belohnungsmechanismen experimentieren, um zu bestim-
men, ob Geld ein Erfolgsfaktor bei öffentlichen Crowdsourcing-Projekten ist. Von der
texanischen Stadt Manor wurde die sogenannte Manor Labs Plattform gegründet, um
Menschen für die Lösung von Stadtproblemen zu gewinnen. „Innobucks”, eine Art virtu-
elle Währung, wurde an Personen vergeben, die Ideen eingereicht hatten oder deren Ideen
umgesetzt wurden. Diese Innobucks-Punkte konnten dazu verwendet werden, Rabatte von
lokalen Geschäften und Restaurants zu erhalten (Newsom, 2013).
Vielseitige Lern-Angebote Trotz der Vorteile, die sich aus der Nutzung von Preisen
und Belohnungen ergeben, sind monetäre Anreize nur begrenzt wirksam, weil Geld die in-
trinsischen Motivationsfaktoren unterdrücken kann, die produktiv arbeitende Teilnehmer
anziehen (Martinez und Walton 2014). Finanzielle Belohnungen können die Anzahl der
Teilnehmer erhöhen, aber die Qualität des Inputs nicht direkt beeinflussen. Preise können
die Qualität der Ideen nur indirekt beeinflussen, da vielmehr die Zahl der Teilnehmer in
Projekten das Ergebnis positiv oder negativ beeinflusst. Um die Qualität zu verbessern,
zeigen Studien, dass es wichtig ist, die Fähigkeiten der Teilnehmer weiterzuentwickeln,
indem ihnen eine Vielzahl an machbaren Aufgaben gegeben wird (Crump et al., 2013).
Theorien zur Motivation für Crowdsourcing legen nahe, dass Bedeutsamkeit (Chandler
& Kapelner, 2013) und Fairness (Franke et al., 2013) eine Schlüsselrolle bei der Verbes-
serung der Qualität und der Nachhaltigkeit solcher Projekte spielen. Zahlreiche Studi-
en schlagen vor, dass speziell bei der Gestaltung der Aufgaben den Teilnehmern sowohl
Freiheiten bei der Ausführung gegeben als auch Fähigkeiten der Personen angesprochen
werden sollen. Crowdsourcing-Projekte, die die Teilnehmer dazu ermutigen, wiederholt
Beiträge zu leisten, ermöglichen es ihnen, sich selbst zu verbessern, indem sie Zeit dafür
aufwenden. Wenn ihre Bemühungen nur dazu dienen, die Gewinne privater Unternehmen
zu steigern, wird sich das negativ auf die Motivation auswirken (Franke et al., 2013).
Studien haben ergeben, dass Teilnehmer gerade dann Projekte erneut aufsuchen, wenn
die Aufgaben sie herausfordern und ihre Fähigkeiten verbessern (Tokarchuk et al., 2012).
Amazon Mechanical Turk beispielsweise ermöglicht es, Unternehmen vielseitige Jobs an-
zubieten, von der Suche nach Geschäftskontakten für eine Firma bis zum Verfassen einer
Rezension für ein Hotel. Einige Aufgaben erfordern spezifische Ausbildungen und beruf-
liche Qualifikationen.
Ein großes Motivationsloch tritt auf, wenn die Kommune Ideen und Vorschläge, die
während eines Crowdsourcing Prozesses entstanden sind, nicht umsetzt. Hackathons, al-
so Veranstaltungen zur kollaborativen Entwicklung von Soft- oder Hardware, sind bei-
spielsweise im öffentlichen Sektor ohne die Unterstützung der Kommune nicht tragfähig.
Sehr wenige Apps, die aus solchen Aktionen hervorgehen, werden weiterhin aktiv her-
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untergeladen oder erfolgreich monetarisiert (Porway, 2013). Badger (2013) macht darauf
aufmerksam, dass die Standardisierung von Daten durch die Kommunen eine Lösung für
das Problem der fehlenden Unterstützung darstellt. Statt an einzelnen Lösungen für jede
Kommune zu arbeiten und eine Vielzahl an inkompatiblen Tools zu entwickeln, sollten
kommunenübergreifende Lösungen erarbeitet werden (Badger, 2013). In Bloomington im
US-Staat Indiana hat das Unternehmen „Open311“ Open Source Apps entwickelt, die es
anderen Städten ermöglichen, diese Software als Grundlage für weitere Entwicklungen zu
benutzen, um sie nach ihren spezifischen Anforderungen abzuändern.
Zusammenfassend zeigt eine Vielzahl der Literaturquellen, dass die Qualität der Bür-
gerbeteiligung durch eine simple Aufgabengestaltung mit der Aussicht auf positive per-
sönliche Auswirkungen, z.B. durch die Verbesserung der Lebenssituation oder der eigenen
Weiterentwicklung, optimiert werden kann, trotz des Zeitaufwandes, der damit verbunden
ist.
Identifikation mit öffentlichen Problemen Auch die Auslagerung der Entwicklung
von Dienstleistungen zur Lösung öffentlicher Probleme an Bürger kann eine Rolle für
den Erfolg von Crowdsourcing auf kommunaler Ebene spielen. Die Beteiligung durch die
Bürger ermöglicht es der Verwaltung kostengünstig und effizient vorzugehen. Afuah &
Tucci (2012) schlagen eine Reihe von Bedingungen vor, die für diesen Zweck erfüllt sein
müssen:
1. Probleme können leicht in kleinere Aufgaben umgewandelt bzw. zerlegt werden
2. Das nötige Wissen kann außerhalb der Organisation gefunden werden
3. Teilnehmer am Crowdsourcing sind hoch motiviert, Probleme zu lösen
4. Die Lösung basiert auf Nutzererfahrung und kann von ihnen selbst bewertet werden
Diese theoretische Betrachtung lässt sich gut auf ein praktisches Beispiel anwenden:
In den USA wurden für Bürger sogenannte 311 Hotlines eingeführt, die es Anwohnern er-
möglichen, Auffälligkeiten im Stadtbild, wie Schlaglöcher auf der Straße oder Graffiti an
Gebäuden, zu melden (Minkoff, 2015). Bürger erleben durch diesen direkten Kommunika-
tionskanal das Angebot eines öffentlichen Dienstes, während die Stadt mit den Anwohnern
genau die Zielgruppe erreicht, die diese Probleme als Erstes erkennen. Forschungen haben
gezeigt, dass die Hotline Bürger effektiv dazu bewegt, öffentliche Services mitzugestalten
(Thomas, 2013) und die Menschen in „Sensoren“ oder „Reporter“ verwandelt, da auch sie
ein Interesse daran haben, in einer sicheren und sauberen Umgebung zu wohnen (Clark
et al., 2013).
Ein weiteres erfolgreiches Beispiel stellt die Plattform „Schau auf Linz“ dar, die den
Bürgern die Möglichkeit bietet, jegliche Anliegen und Probleme an die Stadtverwaltung
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heranzutragen. Dabei schafft sie einen neuen Kommunikationskanal, der als Erweiterung
bisheriger Kontaktmöglichkeiten dient. Seit Inbetriebnahme haben sich die Anliegen der
Bürger verdoppelt und wurden mehrheitlich über die Plattform getätigt. Aufgrund des
transparenten Umgangs der Kommune mit den Beiträgen der Menschen, bekommen diese
ein besseres Verständnis über die internen Abläufe in der Verwaltung und gleichzeitig das
Gefühl eines partnerschaftlichen Umgangs mit der Behörde (Etzelstorfer et al., 2016).
Zwischenfazit Crowdsourcing ermöglicht es, Kommunen öffentliche Dienste und poli-
tische Innovation durch gut konzipierte Projekte auszulagern. Dieser Prozess befähigt die
Bürger, sich stärker in den Problemlösungsprozess öffentlicher Themen zu integrieren und
ihre eigenen Fähigkeiten weiterzuentwickeln. Studien im öffentlichen Sektor zeigen, dass
gut designte Crowdsourcing-Plattformen Bürger in ihrem Einfluss auf die Politik stärken,
gleichzeitig den Kommunen Legitimität für ihr Handeln verleihen und die Effektivität von
öffentlichen Dienstleistungen steigern. Die genannten Beispiele zeigen, dass der öffentli-
che Sektor innerhalb kurzer Zeit weltweit enorme Fortschritte bei der Umsetzung von
Crowdsourcing-Projekten in verschiedenen Kommunen gemacht hat. Das Potenzial von
Crowdsourcing für öffentliche Zwecke erfordert allerdings einen umfassenden rechtlichen
Rahmen, um nicht nur die Rechenschaftspflicht der zuständigen Behörden, sondern auch
die Privatsphäre und Rechte der Teilnehmer sicherzustellen.
5 Analyse von Open Government Strategien
Im folgenden Abschnitt wird nun die Literaturrecherche zu den Themen Open Govern-
ment und Open Data sowie der Einführung von Crowdsourcing im öffentlichen Sektor um
eine Praxisanalyse der Open Government Strategie von drei Kommunen ergänzt. Grund-
sätzlich lassen sich in den Strategien die drei bereits bekannten Bausteine identifizieren:
Mehr Beteiligung durch die Bürger, die Bereitstellung von offenen Daten der Verwaltung
sowie eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Kommunen bzw. internen Fachbereichen
in den Verwaltungen.
Der aktuelle Stand der kommunalen Bemühungen in Deutschland wird am Beispiel
der Städte Köln, Bonn und Hamburg untersucht, um Chancen, Potenziale, aber auch
Herausforderungen zu erkennen. Alle Städte sind vergleichsweise aktiv auf dem Gebiet
unterwegs, dass heißt sie haben eine Open Data Plattform aufgebaut, führen Projekte zur
Bürgerbeteiligung durch und treiben in vielen Bereichen die Digitalisierung voran, sodass
sie geeignete Kandidaten für eine Untersuchung darstellen.
Mithilfe der gewonnenen Einblicke aus der Praxis werden Themenblöcke erarbeitet,
aus denen sich Fragen ergeben, mit denen Experten in anschließenden Interviews kon-
frontiert werden. Befragt werden neben einigen Ansprechpartnern der Kommunen und
des Landes auch ein Entwickler und Open Data Aktivist sowie ein IT-Dienstleister. In
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den Gesprächen soll es um aktuelle Chancen und Herausforderungen im Bereich der of-
fenen Daten gehen, wobei hierbei das Potential der Einbindung von Crowdsourcing auf
Open Data Plattformen im Mittelpunkt steht.
5.1 Untersuchung in der Praxis
5.1.1 Bürgerbeteiligung
Bürgerbeteiligung findet in den ausgewählten Kommunen sowohl als gesetzlich vorge-
schriebenes Verfahren, als auch in Form von freiwilligen Projekten statt. Beide Varianten
setzen entweder vollständig oder zum Teil auf digitale Werkzeuge, um die Bürger mit
einzubinden. Die folgende Untersuchung konzentriert sich bei der Vorstellung der Heran-
gehensweisen auf die Unterscheidung von angebots- und innovationsorientierten Beteili-
gungsformen sowie auf die Beantwortung der Frage, wie mit anfallenden Daten während
des Prozesses umgegangen wird.
Angebote
• Angebotsorientiert
Angebotsorientiertes Crowdsourcing wird in allen drei Kommunen bislang nur ver-
einzelt genutzt. Ein etabliertes Projekt stellt der sogenannte Mängelmelder dar, der
es den Bürgern ermöglicht, Probleme im Stadtbild zu melden, sodass die Kommune
sich um deren Behebung kümmern kann. Dazu zählt u.a. die Meldung von wildem
Müll, defekten Lampen oder ungepflegten Grünflächen. Damit werden die Bürger in
die Bereitstellung bzw. Entwicklung einer öffentlichen Dienstleistungen miteinbezo-
gen, die der Zivilgesellschaft im Allgemeinen zugute kommen soll. Der Zugang zum
Mängelmelder erfolgt über eine Web-Plattform, die auch von mobilen Endgeräten
genutzt werden kann. Die Bürger können ihr Problem schildern, einen geografischen
Standort eintragen sowie optional ein Foto machen, dass das Anliegen visuell sicht-
bar werden lässt.
Ein bislang nur als Pilotprojekt gestarteter Ansatz existiert bei der Stadt Köln, die
im Jahr 2017 gemeinsam mit dem Verein „Open Knowledge Lab” Sensoren an Bür-
ger verteilt haben, um herauszufinden, inwiefern damit ein städtisches Gesamtbild
der Luftqualität ermittelt werden kann. Die Bürger helfen hier durch das Zusam-
mentragen von Informationen mittels Sensordaten, eine öffentliche Dienstleistung
nämlich die Messung der Luftqualität im besten Fall zu optimieren und bisher ge-
nutzte Messstationen ablösen zu können. Dafür müssen sie den Sensor zuhause an
einem geeigneten Ort für die Messungen aufstellen und mit dem Internet verbinden.
• Innovationsorientiert
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Innovationsorientiertes Crowdsourcing wird in den Kommunen häufig vor allem
durch sogenannte Online-Dialoge durchgeführt, bei denen sich mit Themen der zu-
künftigen Stadtentwicklung befasst wird.
Abbildung 3: Beispiel für einen Online Dialog zu den zukünftigen Leitlinien bei Bürger-
beteiligungen in der Stadt Köln14
Dabei unterscheidet sich die Vorgehensweise abhängig vom Thema: Allgemeine The-
men, wie die Ausarbeitung zukünftiger Leitlinien für den Online-Dialog werden zum
Beispiel bei der Stadt Köln durch reinen textlichen Input der Bürger diskutiert (sie-
he Abbildung 3). Wenn die Themen einen geografischen Bezug haben, wie zum
Beispiel die zukünftige Entwicklung von Stadtbezirken, wird zusätzlicher Input, wie
der Standort des Anliegens von den Nutzern gefordert: So setzt die Stadt Hamburg
zur Einbringung von Vorschlägen für die Verbesserung des Quartiers „Diebsteich”
eine digitale Karte ein, auf der Bürger geografische Punkte markieren können, um
ihre Ideen mit einer Georeferenzierung zu versehen und sowohl den Nutzern des Por-
tals, als auch der Kommune einen visuellen Überblick der Vorschläge zu verschaffen
(siehe Abbildung 4). Auch hier sind Bewertungen sowie Kommentierungen durch
andere Nutzer möglich.
Die Kommunen adaptieren Crowdsourcing auch für kreative Prozesse zur Entwick-
lung neuer Lösungen für zukünftige kommunale Herausforderungen, wie beispiels-
weise das Projekt „Linie Fünf“ von NextHamburg, bei dem im Jahr 2017 Zukunfts-
strategien für den Nahverkehr der Region Hamburg gesucht wurden und von in-
teressierten Bürgern Streckenvorschläge gemacht werden konnten. Neben textlich
14https://leitliniendialog.stadt-koeln.de/ (Stand: 17.07.2018)
15https://www.hamburg.de/diebsteich-onlinebeteiligung/ (Stand: 17.07.2018)
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Abbildung 4: Beispiel für eine Online Beteiligung auf der Plattform „Stadtwerkstatt” der
Stadt Hamburg15
verfassten Ideen konnten ebenfalls geografische Angaben zu den Strecken seitens
der Bürger gemacht werden (siehe Abbildung 5).
Zu guter Letzt wird Crowdsourcing auch für die politische Entscheidungsfindung in
Form eines Bürgerhaushalts von den Städten Bonn und Köln in regelmäßigen Ab-
ständen eingesetzt. Hier haben Bewohner die Chance, eigene Ideen zur zukünftigen
Gestaltung der Kommune bzw. ihrer Wohnbezirke zu präsentieren und bewerten zu
lassen. Beide Kommunen bieten dabei den Nutzern zusätzlich an, die Beiträge an-
derer Bürger zu bewerten, sodass diese sich in einer Bestenliste sortieren lassen. Die
besten Ideen werden geprüft und beim Beschluss des Haushaltsplans berücksichtigt.
Die Stadt Bonn stellt für ihren Bürger-Dialog zur Haushaltsplanung 2019/20 ein
festes Budget für jeden Stadtbezirk zur Verfügung, das ausschließlich für die Um-
setzung der besten Ideen genutzt werden soll. Gleichzeitig betreibt sie eine eigene
Dialog-Plattform, auf der ein Großteil der Crowdsourcing-Projekte umgesetzt wird.
• Mix aus Crowdsourcingformen
Die Kombination aus innovations- und angebotsorientiertem Crowdsourcing zeigt
sich ebenfalls, wenn auch nur vereinzelt, in Beteiligungsvorhaben der Kommunen.
Dabei wird ein öffentliches Problem im ersten Schritt mithilfe der Bürger identifi-
ziert, um dann gemeinsam eine Lösung dafür zu finden.
16https://liniefuenf.de/ (Stand: 02.05.2018)
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Abbildung 5: Beispiel für eine Online Beteiligung des Stadtlabors „NextHamburg”, initi-
iert von der Stadt Hamburg16
So wurde von der Stadt Köln bereits 2011 ein Projekt ins Leben gerufen, in dem sie
nach Maßnahmen zum Lärmschutz innerhalb der Stadtgrenzen gesucht hat17. Die
Bürger konnten über eine für das Projekt eingerichtete Webseite zum einen Orte
markieren, an denen sie einen hohen Lärmpegel erkennen. Zum anderen sollten
sie Vorschläge für den Lärmschutz entwickeln. Die Kommune konnte somit durch
den Dateninput der Bürger den vorhandenen Lärm kartieren und gleichzeitig auf
Grundlage innovationsorientierter Beteiligung, also der Ideen der Bürger, konkrete
Maßnahmen gegen den Lärm erarbeiten. Diese wurden wiederum durch die Nutzer
bewertet und davon abhängig auf ihre Umsetzung überprüft.
Umgang mit Daten Bei Bürger-Services, wie dem Mängelmelder, gehen die Kom-
munen unterschiedlich mit den angesammelten Daten um: Alle drei Städte zeigen zwar
eingehende Anliegen der Bürger sowie deren Bearbeitungsstatus transparent auf einer
digitalen Karte oder in Textform an, allerdings stellen nur die Städte Köln und Bonn
diese Informationen als offene Daten über eine Online-Schnittstelle im Internet zur Ver-
fügung. Dabei kommt der internationale Standard „Open311” zum Einsatz, der speziell
für Anliegenmanagement-Systeme geeignet ist und alle Informationen anonymisiert be-
reitstellt.18
Auch die im Pilotprojekt der Stadt Köln gesammelten Daten zur Luftqualität werden
bereits heute in Echtzeit visuell über ein Portal dargestellt. In Zukunft sollen sie als
Rohdaten jedem zur Verfügung gestellt werden.19
17http://laermaktionsplanung.stadt-koeln.de/dito/forum?action=lapmapjournalshow&id=16
(Stand: 06.06.2018)
18http://www.open311.org/learn/ (Stand: 06.06.2018)
19https://openair.cologne/visualisation/map (Stand: 06.06.2018)
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Bei Online-Dialogen werden Materialien, die der Bürger als Grundlage für die Ausein-
andersetzung mit den Themen der Vorhaben benötigt, grundsätzlich in allen Kommunen
in Form von Texten auf der Webseite oder Downloadlinks zu Dokumenten im PDF-Format
zur Verfügung gestellt. Die Ergebnisse in Form von Beiträgen, Kommentaren und Bewer-
tungen bleiben auch nach Projektende weiter über die Webseite aufrufbar. Zu einzelnen
Vorhaben liefern die Kommunen einen Abschlussbericht im PDF-Format, der eine sta-
tistische und inhaltliche Auswertung vornimmt. Die Stadt Köln stellt darüber hinaus die
Ergebnisse ihres Bürgerhaushalts in Form von offenen Daten auf ihrem Open Data Portal
zur Verfügung.
Aktivitäten
• Angebotsorientiertes Crowdsourcing
Die Statistiken des Bürger-Services Mängelmelder zeigen für die Städte Hamburg,
Köln und Bonn eine steigende Nutzung durch die Bürger in den letzten zwei Jah-
ren: Während zwischen Juli 2016 und Juni 2017 im Durchschnitt 750 Anliegen von
Kölnern erstellt wurden, waren es im darauffolgenden Jahr bereits 1.046. Auf dem
Hamburger Portal lässt sich sogar ein noch größerer Anstieg mit 1.013 Meldungen
im ersten Jahr und 1.472 Stück im nächsten Jahr beobachten. In Bonn stieg die
Zahl der gemeldeten Probleme etwas weniger stark von 295 auf 373.
Der Vergleich über 24 Monate zeigt zwar den beschriebenen Trend, allerdings kein
lineares Wachstum aufgrund von Urlaubsmonaten, wie zu Beginn des Sommers und
kurz vor Jahresende im Dezember (siehe Abbildung 6).
Abbildung 6: Nutzung des Bürger-Services „Mängelmelder” in den Städten Hamburg,
Bonn und Köln innerhalb der letzten zwei Jahre (eigene Darstellung)
• Innovationsorientiertes Crowdsourcing
Die Statistiken zu Online-Dialogen aus den letzten Jahren zeigen unterschiedliche
Aktivitäten in den Kommunen: Bei der Stadt Bonn liegt vor allem bei Projekten
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mit einem klaren Bezug zu einem Thema oder eingegrenzten Ort eine hohe Betei-
ligung vor. Projekte, wie die Neugestaltung des Stadtteils Bad Godesberg oder der
Rad-Dialog von 2017 zur Verbesserung der kommunalen Infrastruktur für Radfahrer
haben deutlich mehr Beiträge sowie Kommentierungen zu verzeichnen, als die the-
matisch allgemein gehaltenen Bürgerhaushalte der letzten Jahre (siehe Abbildung
11).
Abbildung 7: Nutzung von Online-Dialogen der letzten Jahre, gestartet von der Stadt
Bonn (eigene Darstellung)
In Köln sieht es dagegen anders aus (siehe Abbildung 7): Für den Bürgerhaushalt
gingen im Jahr 2017 750 Vorschläge von Nutzern ein, die wiederum einen Austausch
der Bürger in Form von 1.018 Kommentaren zur Folge hatten. Im Jahr 2016 lag die
Beteiligung mit über 800 Beiträgen sowie über 1.300 Kommentierungen sogar noch
höher. Der Rad-Dialog kam dagegen nur auf knapp 400 Vorschläge, wohingegen
bereits 2011 im Projekt zur Entwicklung von Maßnahmen gegen Lärmschutz über
1.700 Beiträge zusammen gekommen sind.
Abbildung 8: Nutzung von Online-Dialogen der letzten Jahre, gestartet von der Stadt
Köln (eigene Darstellung)
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5.1.2 Open Data
Für eine umfassende Analyse der Open Data Portale wird im ersten Schritt eine Bestands-
aufnahme aller über die Plattformen verfügbaren Datensätze gemacht. Danach folgt eine
Auswertung der Aktivitäten auf der Plattform in den letzten Jahren, sowohl durch die
Betreiber, als auch durch die Nutzer: Dazu gehört die Zahl an neu veröffentlichten Da-
tensätzen sowie die Menge an Datenanfragen durch die Nutzer und die Seitenaufrufe der
Plattform. Anschließend wird die Nutzung der Daten durch die Kommune und weitere
Datenkonsumenten kurz beleuchtet.
Zu beachten ist, dass das Hamburger Portal nur bedingt in den Vergleich mit den
anderen Kommunen eingebunden wird, da es kein klassisches Open Data Portal ist. Neben
Verwaltungsdaten werden hier auch Dokumente zu öffentlichen Beschlüssen, Plänen oder
Baugenehmigungen veröffentlicht. Mit 84.329 Datensätzen ist der Datenbestand erheblich
größer als bei anderen Plattformen, wobei ein Großteil davon als PDF-Dokument oder
HTML-Verlinkung zum eigentlichen Ratsinformationssystem der Stadt Hamburg vorliegt
20.
1. Datenbestand
Zur Untersuchung des Datenbestandes wird auf technischer Ebene die Art und das
Format der Datensätze analysiert: Wie in Abbildung 9 zu erkennen, ist ein Großteil
der Daten maschinenlesbar und erfüllt damit die Kriterien von Open Data. Die Stadt
Köln liegt hier mit 89% der Datensätze vor Bonn mit 63%, während Hamburgs Daten
nur zu 47% aus Formaten besteht, die ohne eine Aufbereitung von Entwicklern
weiterverarbeitet werden können. Der deutlich geringere Prozentsatz in Hamburg
ist damit zu erklären, dass die Beschlüsse aus dem Ratsinformationssystem mit in
das Portal einfließen und größtenteils im PDF-Format vorliegen, das wiederum nur
bedingt maschinenlesbar ist.
(a) Stadt Bonn (b) Stadt Köln (c) Stadt Hamburg
Abbildung 9: Kategorisierung der Formate von offenen Daten auf den Portalen der drei
Kommunen (eigene Darstellung)
20http://suche.transparenz.hamburg.de/ (Stand: 01.07.2018)
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Auch die ursprüngliche Quelle der veröffentlichten Daten spielt bei der Analyse eine
Rolle: Zur Darstellung wurden die Herausgeber in die Kategorien „Plattformbe-
treiber”, „private Unternehmen” und „Bürger” eingeteilt. Hamburg hat eine große
Zahl an Datenbereitstellern, die allerdings ausschließlich Daten aus der eigenen Ver-
waltung bzw. öffentlichen Einrichtungen, die sich im städtischen Besitz befinden,
veröffentlichen. Köln und Bonn dagegen bieten auch Datensätze von privaten Un-
ternehmen an. Allerdings ist die Anzahl sehr gering und spielt bei der Gesamtmenge
an Daten keine große Rolle. Wie in Abbildung 10 zu sehen, trifft dies ebenfalls auf
Bürger und Vereine als Datenlieferanten zu.
Abbildung 10: Kategorisierung der Datenbereitsteller auf den Portalen der drei Kommu-
nen (eigene Darstellung)
2. Aktivitäten
Der Bestand an Daten vergrößert sich jedes Jahr auf allen drei Plattformen. Al-
lerdings geht der Trend bei klassischen Portalen, wie in Bonn und Köln, zu immer
weniger neu veröffentlichten Datensätzen, wie die Abbildung 11 zeigt. In Hamburg
dagegen zeigt sich seit 2016 ein Anstieg an neuen Daten, nachdem 2015 ein Jahr
nach dem Start des Portals mit 878 neu erstellten Inhalten mit Abstand die meis-
ten Neuzugänge verbucht werden konnten. Bei der Betrachtung ist zu beachten,
dass Datensätze in den Formaten HTML, PDF sowie Kompressions- und proprie-
täre Formate bei der Auswertung nicht berücksichtigt wurden, damit vor allem für
das Hamburger Transparenzportal eine Vergleichbarkeit zu den anderen Portalen
hergestellt werden kann.
Die Nutzerzahlen sind auf allen Plattformen der Kommunen stetig gestiegen. Waren
es auf der Kölner Plattform 2016 noch im Schnitt 17.243 Aufrufe, so kamen 2017
bereits 23.182 Klicks zustande.21 In Hamburg ist der Anstieg noch deutlicher zu
21https://offenedaten-koeln.de/dataset/monitoring-offene-daten-koeln-2017/resource/
362a7bd5-8a80-4ecf-8654-62011bb7b507
43
5 ANALYSE VON OPEN GOVERNMENT STRATEGIEN
Abbildung 11: Neu hinzugefügte Datensätze auf den Open Data Portalen in den letzten
Jahren (eigene Darstellung)
erkennen: Durchschnittlich 273.245 Seitenaufrufe in 2016 stehen 519.058 Klicks im
Folgejahr gegenüber.22 Allerdings zeigt das Monitoring der Stadt Köln, dass 82%
der Besucher im Jahr 2017 die Plattform einmalig besucht haben. Neun von zehn
Besuchern statteten dem Portal maximal zwei Besuche in diesem Zeitraum ab.23
Anfragen nach neuen Daten sind für Bürger auf direktem Wege über das Portal nur
bei der Stadt Köln möglich und öffentlich einsehbar. Sie beschränken sich allerdings
auf eine geringe Anzahl pro Monat. Der Plattformbetreiber reagierte darüber hin-
aus im Jahr 2017 nur auf 56% aller gestellten Anfragen, der Rest blieb zumindest
für Außenstehende unbeantwortet, wobei anzumerken ist, dass in diesem Zeitraum
lediglich 23 Anfragen erfolgten.
Eine weitere interessante Kennzahl stellt die Anzahl der Downloads pro Datensatz
dar, die ebenfalls nur für das Portal der Stadt Köln zur Verfügung stehen. Die am
meisten heruntergeladenen Daten im Jahr 2017 sind bei der Stadt Köln geografische
Informationen zu den Stadt- bzw. Stadtteilgrenzen, Tourismusdaten sowie Zahlen
zu den Einwohnern mit Migrationshintergrund. Die Downloads liegen hierbei im
unteren dreistelligen Bereich.24
3. Nutzung
• Kommunen
Alle drei Plattformbetreiber erheben, sammeln und nutzen die offenen Daten
nicht nur intern, sondern veröffentlichen sie auch in aufbereiteter Form für un-
22http://transparenz.hamburg.de/statistiken/
23https://offenedaten-koeln.de/dataset/monitoring-offene-daten-koeln-2017/resource/
d39460ee-a0fa-41d3-8a79-486ac2b58389
24https://offenedaten-koeln.de/dataset/monitoring-offene-daten-koeln-2017/resource/
a707e48b-b569-4b52-950b-93212590dc02 (Stand: 03.07.2018)
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terschiedliche Zwecke. Statistische Informationen zu Ereignissen, wie Stadtfes-
ten oder Veranstaltungen von Künstlern werden meist auf der offiziellen Web-
seite der Kommunen in Textform dargestellt. Aber auch Geodaten, wie z.B. die
Standorte von Parks, Schulen oder Kindergärten werden dort auf den Websei-
ten visualisiert und mit zusätzlichen Informationen angereichert. Echtzeitinfor-
mationen, wie in Köln die Auslastung von Parkhäusern25, werden ebenfalls in
den Kommunen angeboten, genauso wie viele weitere offene Daten in aggregier-
ter Form auf digitalen Stadtplänen.26 Die Stadt Köln bietet die Informationen
zudem über eine Service App für mobile Endgeräte an. Die Zielgruppe sind
Bürger und Touristen, die sich über die App einen Plan der nächsten Veran-
staltungen, freie Plätze in den Parkhäusern oder die Standorte von öffentlichen
Toiletten anzeigen lassen können. Für Bürger stehen u.a. Informationen zu den
Kölner Wochenmärkten, direkter Zugang zur Mängelmelder-Plattform und ak-
tuelle Wartezeiten in den Bürgerzentren zur Verfügung. Außerdem werden ak-
tuelle Themen, wie Asyl oder Integration durch Informationen zu Standorten
von Wohnheimen oder derzeitigen Flüchtlingszahlen miteinbezogen.
• Datenkonsumenten
Die Städte Köln und Bonn führen auf ihrer Plattform Anwendungen auf, die
teilweise oder vollständig auf offenen Daten basieren und entweder im Web
Browser oder als mobile App verfügbar sind. Beinahe die Hälfte aller Projek-
te ist durch das Engagement von einzelnen Personen entstanden, während der
Rest durch gemeinnützige Vereine, wie die Open Knowledge Foundation, Unter-
nehmen, öffentliche Einrichtungen und Datenjournalisten zustande gekommen
ist. Zu der Nutzung der Anwendungen gibt es nur vereinzelt Auskünfte, aller-
dings lässt sich die Datengrundlage analysieren sowie die Nutzung der Daten
bewerten (siehe Abbildung 12). Berücksichtigt werden dabei nur Anwendun-
gen, die öffentlich z.B. auf der offiziellen Open Data Plattform der Kommune
verlinkt oder auf Hackathons präsentiert wurden und noch online aufruf- bzw.
nutzbar sind:
– Inhalt
Die meisten Anwendungen, nämlich genau 31 der insgesamt 49 Projekte,
die mit den Daten der Städte Bonn und Köln entwickelt wurden, visuali-
sieren Geodaten, wohingegen der Rest ausschließlich Text verarbeitet.
– Datenzugang
Ungefähr zwei Drittel der Anwendungen basiert auf „statischen” Daten, die
darauf ausgelegt sind, entweder gar nicht oder in unregelmäßigen Abstän-
den aktualisiert zu werden. Darunter fallen zum Beispiel viele Standorte
25https://www.koeln.de/apps/parken/ (Stand: 12.06.2018)
26https://stadtplan.koeln.de/ (Stand: 12.06.2018)
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(a) Entwickler der Anwendungen (b) Interaktion mit dem Nutzer
Abbildung 12: Analyse von Applikationen, die teilweise oder vollständig auf offenen Daten
basieren (eigene Darstellung)
von öffentlichen Einrichtungen, die sich selten ändern. Auf dynamische Da-
ten greifen viele Apps beispielsweise zur Anzeige der aktuellen Auslastung
von Parkhäusern in den Städten zurück.
– Interaktion
Knapp 84% der entwickelten Anwendungen sind auf eine geringe bis mitt-
lere Interaktion mit dem Nutzer ausgelegt: Das bedeutet, die Rohdaten
werden ohne eine Weiterverarbeitung direkt visualisiert und können durch
einfache Filter- und Sortieroptionen anders dargestellt und gegebenenfalls
über eine Suche gefunden werden. 16% dagegen nutzen die Daten für Be-
rechnungen oder kombinieren sie mit anderen Datensätzen und lassen den
Nutzer über Sprach- oder Textinput mit den Daten interagieren, sodass
hier ein deutlicher Mehrwert geschaffen wird. Ein Beispiel stellt der Wahl-
lokalfinder dar, der jedem Bürger die Möglichkeit gibt, sein nächstgelegenes
Wahllokal durch Eingabe seines Wohnortes zu finden.
Die Stadt Hamburg hat keinerlei Verlinkungen zu Projekten, die auf offenen Daten
der Kommune basieren, auf ihrer offiziellen Webseite. Die Kommune konnte auf Anfrage
keinerlei Anwendungen aus externer Quelle nennen.27
5.1.3 Zwischenfazit
Bei der Untersuchung der Open Government Strategie der vorgestellten Kommunen zeigen
sich viele Gemeinsamkeiten, aber auch einige Unterschiede bei der Umsetzung. Crowdsour-
cing in digitaler Form ist bisher noch wenig verbreitet, vor allem der angebotsorientierte
Ansatz. Online-Dialoge finden sich neben den formellen Projekten, wie Bauvorhaben,
auch vermehrt zu Fragen der zukünftigen Stadtentwicklung. Dabei werden die Bürger
unterschiedlich stark eingebunden.
27Interview mit Ansprechpartner für das Transparenzportal der Stadt Hamburg (vom 20.07.2018)
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Als digitales Werkzeug wird die innovationsorientierte Beteiligung bislang unterschied-
lich von den Bürgern angenommen: So gibt es Themen, die sehr hohe Aktivitäten durch
Beiträge und Diskussionen erzielen, aber wiederum andere Projekte, die kaum Nutzer
anziehen. Bürgerhaushalte haben im Schnitt eine schlechtere Beteiligung als Vorhaben zu
Themen, die ein konkretes Problem im Alltag der Bürger betreffen, wie zum Beispiel das
Kölner Projekt zum Lärmschutz.
Angebotsorientiertes Crowdsourcing wird bisher nur in Form von Mängelmeldern durch
die Kommunen betrieben. Die Nutzungszahlen belegen, dass das Interesse der Bürger an
dieser Form der Bürger-Services stetig steigt und das Angebot aktiv genutzt wird. Zukünf-
tige Kollaborationsmodelle, wie das Kölner Pilotprojekt zur Luftdatenerfassung, zeigen,
dass die Kommunen ein Potential erkannt haben, das es gilt, weiter zu testen.
Auf den Open Data Portalen lässt sich eine Interaktion der Kommunen mit den Bür-
gern nur bedingt feststellen. Die Bemühungen der Betreiber, die Plattform aktiv zu be-
treiben lassen sich durchaus aufgrund der kontinuierlich steigenden Datenmenge sowie
dem großen Anteil an offenen Formaten im Datenbestand erkennen. Die geringe Anzahl
an nachgefragten Daten und die generellen Aktivitäten von Bürgern zeigen jedoch, dass
das Interesse sich in Grenzen hält und sich auf gut zu visualisierende Inhalte, wie Geo-
daten, beschränkt, die häufig bereits auf der offiziellen Webseite der Kommunen oder
journalistischen Publikationen verarbeitet werden.
Gleichzeitig wird deutlich, dass die Plattform als Zielgruppe nicht alle Bürger, son-
dern Konsumenten hat, die Erfahrungen mit dem Umgang von Datensätzen in offenen,
maschinenlesbaren Formaten haben. Dazu gehören vor allem Web-/Software-Entwickler,
Datenjournalisten und interessierte Einzelpersonen, nicht aber die breite Masse an Men-
schen, die in den Kommunen leben und von den Informationen der Daten profitieren
können.
Die Stadt Hamburg geht mit ihrem Transparenzportal einen Weg, der stärker auf
die Bürger als breite Zielgruppe fokussiert ist. Dafür verantwortlich sind eine stärkere
thematische Einordnung der Inhalte von Daten auf dem Portal sowie eine konsequente
Veröffentlichung aller Daten, mit denen die Kommune in Kontakt kommt. Das wirkt sich
auf die Nutzerzahlen aus, die trotz der verhältnismäßig größeren Zahl an Bürgern gegen-
über Bonn oder Köln deutlich höher sind. Allerdings fehlt hier der Bezug zur Nutzung der
Daten, denn es werden keine Anwendungen präsentiert, die auf Basis der bereitgestellten
offenen Daten entwickelt wurden.
5.2 Interviews
5.2.1 Vorbereitung
Um die aktuellen Bemühungen der Städte, Kommunen und Länder zum Thema Open Da-
ta und Crowdsourcing besser wahrnehmen zu können, wurden Interviews mit vier Platt-
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formbetreibern auf kommunaler Ebene und dem Land NRW geführt. Darüber hinaus
fanden ebenfalls Gespräche mit einem Web-Entwickler und Open Data Aktivisten sowie
einem IT-Dienstleister, der Kommunen auf technischer Ebene zu E-Government Strategi-
en berät, statt. Das Ziel dieser Interviews war es, den aktuellen Umgang der Kommunen
mit offenen Daten zu erfahren, mit dem Fokus auf Aspekten, die durch die Literaturre-
cherche und die Untersuchungen der Open Government Aktivitäten einzelner Kommunen
hervorgegangen sind. Die Teilnehmer wurden ausgewählt und direkt per E-Mail kontak-
tiert. Für die Gespräche mit den Kommunen wurden Ansprechpartner gesucht, die entwe-
der direkt mit der Arbeit an der Open Data Plattform verbunden sind oder zum Thema
E-Government für die jeweilige Kommune arbeiten. Alle Interviewpartner haben langjäh-
rige Erfahrungen auf diesem Gebiet. Sie können somit über die Entwicklungen der letzten
Jahre sprechen und haben aufgrund ihrer guten Vernetzung mit anderen Verwaltungen
eine breite Sicht auf die angesprochenen Themen. Drei der sieben Interviews wurden vor
Ort in einer Einrichtung der Kommune durchgeführt. Die restlichen Gespräche erfolgten
telefonisch. Alle Interviews wurden als Audiodatei aufgezeichnet und anschließend tran-
skribiert. Sie wurden auf Deutsch geführt und dauerten zwischen 35 und 60 Minuten. Eine
vollständige Liste der Leitfragen und aller Interviewprotokolle befindet sich im Anhang
dieser Arbeit (siehe Anhang A.1). Die Interviews wurden mit einer Liste von Hauptfra-
gen durchgeführt, die sich an den zuvor aufgestellten Thesen orientiert haben und dem
Gespräch eine ungefähre Struktur geben sollten. Sie wurden durch spezifische Folgefragen
ergänzt, die sich durch die Äußerungen der Teilnehmer ergaben und Platz für zusätzliche
Aussagen oder persönliche Ergänzungen ließen. Die Interviews begannen mit einer kurzen
Einführung in das Thema, dem Ziel dieser Arbeit und einem Themenüberblick für das
Gespräch.
Im weiteren Verlauf der Thesis werden die Gesprächspartner anonymisiert und bei
dem Aufgreifen von Aussagen ausschließlich der Arbeitgeber bzw. ihre Berufsbezeichnung
genannt.
5.2.2 Entwicklung von Fragestellungen
Aus der Analyse der Open Government Aktivitäten lassen sich Themen ableiten, die
zur Beantwortung der Forschungsfrage hilfreich sind. Dazu wurden im Folgenden grobe
Fragestellungen entwickelt, die in den Gesprächen zum Ausdruck kommen.
1. Bedienung & Nutzung von Open Data Plattformen
Die klassischen Open Data Plattformen sind sowohl inhaltlich als auch hinsichtlich
ihrer „User Experience“ auf Nutzer ausgelegt, die den Umgang mit solchen Plattfor-
men kennen und wissen, auf welche Datensätze sie in welchen Formaten zugreifen
können, um an die Inhalte zu kommen, die sie für ihr Vorhaben benötigen. Gleichzei-
tig bieten die Portale erste Funktionen zur Aufbereitung der Daten an oder verlinken
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einen Teil ihrer Datensätze auf Seiten, die Visualisierungen der Daten anbieten.
Ein Thema in den Interviews wird demnach die Frage nach der Zielgruppe von
Portalen mit offenen Daten sein. Dabei soll grundsätzlich geklärt werden, wie zum
einen mit Rohdaten und zum anderen mit aufbereiteten Informationen umgegangen
wird.
2. Kollaboration
Die Analyse der kommunalen Open Government Aktivitäten hat gezeigt, dass viele
Städte bereits heute Bürger-Services anbieten, die auf einem klassischen Crowdsourcing-
Modell basieren: Bürger können einmal im Jahr über den „Bürgerhaushalt“ ihre ei-
genen Vorschläge für die zukünftige Gestaltung der Stadt mit einbringen. Außerdem
haben sie über Online-Portale, wie dem „Mängelmelder”, die Möglichkeit Probleme
jeglicher Art, die ihnen in der Stadt auffallen, zu melden.
Da die Recherchen ergeben haben, dass diese Services, verglichen mit Open Data
Plattformen, sehr häufig genutzt werden, stellt sich die Frage nach den Erfolgsfak-
toren. Darüber hinaus soll besprochen werden, in welchen Bereichen Crowdsourcing
in Zukunft für die Stadtentwicklung eingesetzt werden kann.
Auch die kommunenübergreifende Arbeit wird zu diesem Thema eine Rolle spielen:
Beteiligungsportale auf Länderebene existieren bereits, allerdings überwiegend für
formelle Vorhaben. Deshalb soll geklärt werden, ob das Potential dieser Daten durch
eine zentrale Anlaufstelle besser erkannt und ausgeschöpft werden kann.
3. „Social Open Data“
Einige Kommunen veröffentlichen bereits Daten aus Crowdsourcing-Projekten auf
ihren Plattformen. Dabei kommen große Datenmengen zustande, die aufbereitet,
veröffentlicht und womöglich auch visualisiert werden müssen, um sie Bürgern zu-
gänglich zu machen. Hier stellt sich die Frage, inwiefern Kommunen von der Bereit-
stellung der Daten aus solchen Kollaborationsmodellen profitieren können.
Wie den Analysen zu entnehmen, hat die Stadt Bonn bereits ein Projekt gestartet,
das es auch Bürgern erlaubt, als Datenbereitsteller zu agieren und einen Beitrag
für die Open Data Plattform leisten zu können. In den Gesprächen soll geklärt
werden, welche Chancen eine Öffnung der Portale gegenüber externen Datenquellen
bestehen. Dabei soll nicht nur die Annahme von Daten externer Anbieter diskutiert,
sondern auch die Bereitschaft der Kommunen, eigene Daten durch Dritte verifizieren
oder ändern zu lassen, erfragt werden.
4. Umgang mit (Big) Data
Abschließend soll über die Nutzung von offenen Daten durch alle potentiellen Ak-
teure und Datenkonsumenten, dass heißt neben den Kommunen auch Bürger und
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Unternehmen, gesprochen werden. Dabei steht der Umgang mit großen Datenmen-
gen, die vermehrt durch Crowdsourcing entstehen, im Vordergrund. Besprochen wird
zudem, wie konkret die Bürger durch ihre Beteiligung sowohl den Wert von offenen
Daten für Andere steigern, als auch selbst von offenen Daten profitieren können.
Diese vier Themen dienen in den anstehenden Interviews mit Akteuren im Open Data
Bereich der Entwicklung konkreter Fragestellungen. Sie sollen dabei helfen, Faktoren zu
identifizieren, die die Rolle von Crowdsourcing bei der Stadtentwicklung im digitalen
Zeitalter stark beeinflussen.
5.2.3 Ergebnisse
Die Transkripte der sieben qualitativen Interviews wurden mit einem Ansatz der Groun-
ded Theory analysiert, um aus den gesammelten Daten Themen zu erstellen, meist durch
Segmentierung, Kodierung und Konstruktion von Erzählsträngen aus den Antworten der
Teilnehmer (Punch, 2005). Dadurch konnten verschiedene Perspektiven, Erfahrungen,
Hintergründe und persönliche Meinungen, aber auch Gemeinsamkeiten gesammelt werden.
Daraus lassen sich wiederum viele Chancen, Herausforderungen, aber auch Probleme hin-
sichtlich der Forschungsfrage identifizieren, mit denen sich die Verwaltung bereits heute,
aber vor allem in der Zukunft konfrontiert sieht. Die Ergebnisse werden im Folgenden in
thematischen Schwerpunkten zusammengefasst und stellen gleichzeitig die Anforderungen
an ein zukünftiges Konzept für ein Bürgerportal dar.
Die Funktion von Open Data Plattformen In der Analyse der Open Government
Aktivitäten wurde bereits ersichtlich, dass die meisten Kommunen ihre offenen Daten
von ihren Inhalten trennen. Open Data Plattformen sind durch ihre Ausrichtung nur für
eine technisch interessierte Zielgruppe zugänglich, während textliche oder visuelle Auf-
bereitungen in Form von Webseiten oder Bürger-Services gesondert angeboten werden.
Während alle Befragten der Einschätzung zustimmten, waren sie sich uneinig, ob dieser
Ansatz auch in Zukunft noch der Richtige ist: Während ein Teil einen Trend hin zu ei-
ner stärkeren Verknüpfung der Rohdaten mit aufbereiteten Inhalten erkennt, sieht der
Rest nicht die Verwaltung in der Zuständigkeit für diese Aufgabe. Die Bereitstellung der
Datensätze erfordere bereits einen hohen technischen Aufwand. Das Land NRW betont,
dass man sich hier in einem Spagat befinde, denn einerseits könne man noch sehr viel
für eine besser Zugänglichkeit der Daten tun, andererseits sei eine umfangreiche Aufbe-
reitung aktuell nicht ihre Aufgabe. Man fokussiere sich auf seine Rolle als Herausgeber
und Veröffentlicher.
Gleichzeitig wählen alle Kommunen, mit denen gesprochen wurde, gezielt den Dialog
mit Bürgern, um weitere Daten zu veröffentlichen: Sowohl online, als auch auf Veranstal-
tungen werden Wünsche der Bürger nach bestimmten Datensätzen entgegengenommen.
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Hier entsteht ein Konflikt, denn zum einen werden Daten bürgerorientiert veröffentlicht,
aber zum anderen nicht immer so aufbereitet, dass sie von einer breiten Masse auch in-
haltlich erfasst werden können.
Die Gespräche zeigen, dass sich die Plattformbetreiber uneinig sind, in welche Richtung
sich ihre Portale entwickeln sollen. Eine nutzerorientierte Variante hält ein Großteil der
Betreiber zwar für sinnvoll, um eine breitere Zielgruppe ansprechen zu können, allerdings
fehlt es auch an finanziellen und personellen Ressourcen.
Der Umgang mit Big Data Beim Umgang mit großen Datenbeständen, speziell in
Form von offenen Daten, stehen die Kommunen noch am Anfang. Die zukünftigen Plä-
ne der Kommunen in den Gesprächen zeigen, dass sowohl durch Crowdsourcing basierte
Services, als auch durch neue, auf Sensoren basierende Projekte zur Messung von Umwelt-
daten, wie Lärm oder Licht, enorme Datenmengen entstehen, die man unter dem Begriff
„Big Data” zusammenfassen kann. Dafür muss ein hoher Aufwand zur Verarbeitung, Auf-
bereitung und Veröffentlichung betrieben werden, der zwei Fragen aufwirft:
• Wie kann der zunehmende Aufwand der Datenbereitstellung verringert werden?
• Wer ist für die Datenbereitstellung zuständig?
Bei der ersten Frage weisen die Kommunen einstimmig darauf hin, dass bereits heute
die Prozesse zur Datenbereitstellung dahingehend optimiert werden, dass die Aktualisie-
rung der Daten durch die Fachbereiche übernommen wird und die Bereitstellung automa-
tisch über Schnittstellen auf der Open Data Plattform erfolgt. Die Stadt Köln versucht
den Aufwand aktuell bereits zu optimieren, indem sie sich Systeme aus den Fachbereichen
anschaut, die geeignete Daten liefern können und fordern Schnittstellen an, mit denen die
Datensätze auf der Open Data Plattform angeboten werden. Für die zweite Frage gibt
es keine eindeutige Antwort, jedoch sind sich alle Gesprächspartner einig, dass die Ver-
waltung mit zunehmender Datenmenge an Grenzen kommt: Die Stadt Köln sieht sich
vor immer größeren technischen Herausforderungen aufgrund der Vielzahl an Systemen,
die zur Bereitstellung der Daten angebunden werden müssen. Hier gelte es, einfache und
kostengünstige Lösungen zu finden, um in Zukunft die Daten weiterer Quellen, wie z.B.
Sensoren, in offener Form zur Verfügung stellen zu können. Auch eine Auslagerung die-
ser Aufgaben kann sich die Kommune gut vorstellen. Der Open Data Aktivist des OK
Lab Kölns sieht ebenfalls eine enorme Belastung der Verwaltung durch die immer größer
werdende Datenmenge, die auf dem aktuellen Stand gehalten werden muss.
Trotz der großen Herausforderungen erachten es alle Interviewpartner als essentiell,
von diesen Daten in Zukunft Gebrauch zu machen, um eine gemeinsame Entscheidungs-
grundlage für zukunftsfähige Stadtplanungen zu schaffen. Nur durch verschiedenste Da-
tenbestände, von Geodaten über Statistiken, könne eine verlässliche Prognose zur Kommu-
nenentwicklung der nächsten Jahre abgegeben werden, so die Stadt Bonn. Auch kleinere
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Kommunen, die nicht über dieselben Ressourcen wie größere Städte verfügen, können laut
dem KDVZ Frechen enorm davon profitieren und Planungen nicht erst beginnen, wenn
der Bedarf da ist, sondern mit verfügbaren Daten bereits viel früher arbeiten, was zu er-
heblichen Kosteneinsparungen führen kann. Die Stadt Köln sieht bereits sehr viele große
Datenmengen im Besitz der Verwaltungen. Bislang werde dies aber nicht wahrgenommen
bzw. genutzt. Dazu komme, dass Big Data ein schlechtes Image bei den Beteiligten her-
vorrufe, weil sehr viele Fragen aufkämen, wie die Verantwortlichkeit für diese Daten oder
die technische Umsetzbarkeit.
Der Wert von offenen Daten Kommunen konzentrieren sich momentan fast aus-
schließlich auf die Veröffentlichung ihrer Verwaltungsdaten, arbeiten allerdings nicht da-
mit. Das wird bisher den Nutzern der Open Data Portale und damit vor allem Entwicklern
und Datenjournalisten überlassen. Der Wert der Daten wird dadurch nur bei einem Teil
der Datensätze erkennbar. Um das zu verbessern, gibt es seitens der Kommune verschie-
dene Ansätze:
• Etablierung von Standards
Über die Entwicklung von Standards können sich alle interviewten Akteure vor-
stellen, eine flächendeckende Abbildung von Informationen herzustellen. Das KDVZ
Frechen und die Stadt Bonn nennen Wahldaten als Beispiel, die in Zukunft durch
Etablierung von Standards einfacher auf Landesebene aggregiert und zur Verfügung
gestellt werden sollen. Das KDVZ argumentiert, das es so auch kleineren Kommu-
nen ermöglicht wird, Datensätze anzubieten, die mit anderen kombiniert werden
können, um für ein Projekt bzw. Service genutzt zu werden. Auch das Land NRW
sieht in der Standardisierung von Daten einen Weg, der die Verwendung von offenen
Daten attraktiver macht, aber auch den Austausch mit den Kommunen unterein-
ander vereinfacht. Konkrete Umsetzungen liegen allerdings weder auf Kommunal-,
noch auf Landesebene vor.
• Kommunenübergreifende Zusammenarbeit
Die Kommunikation über die Grenzen der eigenen Kommune hinaus ist ebenfalls
allen Plattformbetreibern wichtig. Das soll zur Optimierung der internen Prozesse
führen, um eine Akzeptanz auch in kleineren Kommunen, die dem Thema Open
Data bisher skeptisch gegenüberstehen, herzustellen. Dafür veröffentlicht die Stadt
Köln ihr Portal auf einer Open-Source Plattform und hilft anderen Kommunen beim
Aufbau eigener Portale zur flächendeckenden Öffnung der Daten. Zudem möchte sie
mithilfe von offenen Daten kommunenübergreifende Dienstleistungen entwickeln,
von denen Bürger bzw. Unternehmen ebenso wie die Kommunen selbst profitieren.
• Zentralisierung
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Eine Bündelung der vorhandenen Bürger-Services bzw. -Projekte wird nicht von
allen Kommunen als notwendig erachtet. Die Stadt Köln steht dem Aufbau einer
zentralen Plattform skeptisch gegenüber, weil nicht nur der Betrieb der Infrastruk-
tur, sondern auch die Organisation der Projekte durchgeführt werden müsse und so
ein Ansatz bislang nicht existiere. Die Stadt Dortmund glaubt, dass eine Abstim-
mung aufgrund der Vielfalt der Kommunen schwierig werden könnten und deshalb
jede Verwaltung selbst gefordert ist, Strukturen zu finden. Die konkreten Ideen für
ein solches Portal gehen in verschiedene Richtungen: Der IT-Dienstleister KDVZ
Frechen sieht in einer kommunenübergreifenden Lösung nach dem Vorbild des Be-
teiligungsportals in Sachsen durchaus Chancen, um auch kleineren Verwaltungen
die Möglichkeit zu geben, ihre Vorhaben mit wenig Ressourcen durchführen zu kön-
nen. Das Land NRW schlägt einen anderen Weg ein: Statt ein gemeinsames Portal
anzubieten, gibt es Überlegungen, lediglich eine zentrale Anlaufstelle zu bieten, die
auf bereits existierende Lösungen der Kommunen verweist.
• Interne Betriebssteuerung
Daran anknüpfend, ist durch die Nutzung von offenen Daten auch eine verbesserte
Steuerung der Verwaltung möglich. Die Städte Bonn und Köln nennen hier Crowd-
sourcing Daten von ihren Bürger-Services als Beispiel, die bisher nur zu Monitoring-
Zwecken verwendet und an die zuständigen Fachbereiche weitergegeben werden. Ei-
ne tiefere Datenanalyse erfolgt derzeit nicht. In den Interviews wird jedoch deutlich,
dass eine verstärkte interne Nutzung der Daten angestrebt wird und das Portal zu
einem Tool fürs Datenmanagement ausgebaut werden könnte.
Die Nutzung von offenen Daten durch die Kommunen erfolgt aktuell nur in Ansätzen
und lässt viel Spielraum für zukünftige Szenarien. Vor allem Bürgern und Unternehmen
könnte dadurch der Wert dieser Daten viel stärker nähergebracht werden. Hier besteht
noch deutlicher Nachholbedarf und große Chancen. Das sieht auch die Stadt Köln so,
die im Interview angibt, dass in Deutschland diese Ansätze bisher noch wenig diskutiert
werden, da die Öffnung der Daten vielerorts noch nicht vollzogen und somit vorerst das
primäre Ziel sei. Stattdessen sieht die Kommune aktuell noch viel Handlungsbedarf bei
der Akzeptanz des Themas in kleineren Kommunen. Dafür veröffentlicht die Stadt Köln
ihr Portal auf einer Open-Source Plattform und hilft anderen Kommunen beim Aufbau
eigener Plattformen, um eine flächendeckende Öffnung der Daten zu erreichen.
Monetarisierung Neben der Nutzung für eigene Zwecke kommt für die Stadt Köln
auch eine Monetarisierung der Daten in Frage, wenn damit Services angeboten werden,
die besonderen technologischen oder personellen Aufwand bedürfen. Kommunen seien
dazu angehalten, wirtschaftlich zu agieren, sodass ab einem bestimmten Aufwand eine
Bezahlung zur Diskussion gestellt werden müsse. Die Kölner Verwaltung merkt an, dass
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Städte in anderen Ländern diese Daten bereits für den Aufbau von Geschäftsmodellen
einsetzen.
Dieser Ansatz wird allerdings von anderen Gesprächspartnern kritisch gesehen: Die
KDVZ Frechen sieht die Kommunen in der Verantwortung, auch große Datenmengen
kostenfrei bereitzustellen und zu nutzen. Auch für die Stadt Bonn ist der Wert in den
Rohdaten nur schwer zu erkennen und werde erst durch eine Weiterverarbeitung bzw.
Veredelung generiert. Den Wert in solchen Daten sehen Kommunen dagegen durchaus
als vorhanden an, allerdings argumentiert die Stadt Bonn, dass dieser in den Rohdaten
schwer zu erkennen sei und erst durch eine Weiterverarbeitung bzw. Veredelung ein Wert
generiert werde.
Kommunikation mit Bürgern Eine weitere Erkenntnis aus den Gesprächen ist die
Bedeutung des Bürger-Dialogs. Alle Gesprächspartner merken an, dass die Kommuni-
kation mit Bürgern durch die angebotenen Services oder den direkten Diskurs bei der
Anfragen nach neuen Daten für die Open Data Portale ein wichtiger Baustein für die
Akzeptanz von offenen Daten darstellt.
Für das Thema Crowdsourcing spielen für die Akteure abhängig von der Beteiligungs-
form unterschiedliche Erfolgsfaktoren eine Rolle: Innovationsorientierte Projekte ziehen
Bürger an, die persönliche Anliegen aus ihrem Alltag miteinbringen und hoffen in ihrem
direkten Umfeld Veränderungen herbeiführen zu können. Die Stadt Köln nimmt ihren
jährlichen Bürgerhaushalt als Beispiel, der starke Resonanz kreiert und viele Vorschlä-
ge eingereicht werden, die Ideen zu Verbesserungen im eigenen Stadtteil beinhalten. Das
Land NRW bringt mit ein, dass diese Art der Beteiligung vor allem eine Unterstützung der
Verwaltung durch die Zivilgesellschaft darstellt. Bei angebotsorientierten Services stehe
der Bürger mehr im Fokus der Dienstleistung, denn er könne direkt davon profitieren.
Für die Teilnahme an dialogorientierten Prozessen müsse der Bürger zu angesproche-
nen Themen so gut informiert werden, dass er mit sinnvollen Vorschlägen am Diskurs
teilnehmen könne, so das KDVZ Frechen. Die Stadt Köln sieht bei Kollaborationsmodel-
len, wie den Messungen mittels Sensoren, bei denen sich Bürger durch ihren Dateninput
aktiv beteiligen können, einen wichtigen Aspekt in der einfachen Präsentation des kom-
plexen Themas, sodass ein Verständnis für das Ziel der Projekte entstehen kann.
Daneben ist für alle Interviewpartner über jeden Prozess hinweg die transparente und
offene Interaktion der Kommune mit ihren Bürgern entscheidend für die Motivation und
damit einhergehend auch für das Aktivitätslevel der Bürger. Kommt von der Verwaltung
zum Input der Menschen in Form von Ideen, Beiträgen oder anderweitigen Daten keine
Rückmeldung oder werden die Versprechen zur Umsetzung nicht eingehalten, so werde
ein Portal auf Dauer kein Erfolg haben. Die in der Vergangenheit fehlgeschlagenen Ver-
suche, neben den Mängelmeldern und Bürgerhaushalten weitere Crowdsourcing basierte
Services anzubieten, halten die Stadt Bonn und das KDVZ Frechen derzeit ab, Projek-
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te in Richtung informeller Bürgerbeteiligung zu starten. Stattdessen ist die Stadt Bonn
der Ansicht, dass die Beteiligung von Bürgern für formelle Projekte, wie z.B. Bauleit-
verfahren, ausgeweitet werden soll. In Köln kann man sich vor allem beim Thema der
zukünftigen Stadtplanung den Einsatz von Crowdsourcing vorstellen. Hier ist für die Ver-
waltung Mobilität ein Schwerpunkt, der u.a. auf die Expertise der Bürger gestellt werden
soll.
Einige Kommunen und auch das Land NRW können sich sogar vorstellen, für die
Kommunikation mit den Bürgern einen Schritt weiterzugehen und für die Bereitstellung
und Aktualisierung von offenen Daten den Input von Bürgern bzw. externen Akteue-
ren zuzulassen. Gleichzeitig betonen die Gesprächspartner, dass die Datenhoheit bei der
Verwaltung liege und die offiziell herausgegebenen Daten als Referenz erhalten bleiben
müssen. Der Umgang mit externen Daten sei schwierig, da eine aufwendige Prüfung voll-
zogen werden müsse.
Fazit In allen Zukunftsszenarien, die während der Gespräche gezeichnet wurden, erach-
ten es die Kommunen als wichtig, mit ihrem Datenpool ein breites Spektrum an The-
mengebieten abzudecken und für diesen Zweck unterschiedliche Quellen zu nutzen. Dazu
gehören nicht nur verwaltungseigene Systeme, sondern auch externe Unternehmen sowie
der Input von Bürgern, sei es in Form von eigenen Datensätzen, Verifizierung existierender
Datenbestände oder Teilnahme an Crowdsourcing-Projekten, die offene Daten generieren.
6 Konzept eines kollaborativen Open Government Por-
tals
Im folgenden Abschnitt wird ein Framework für eine Plattform entwickelt, das die Heraus-
forderungen, Chancen und Probleme, die sich bei der Frage nach einer geeigneten Integra-
tion von Bürgerbeteiligung in das Open Government-Konzept der Kommunen ergeben,
adressiert. Dafür werden in den kommenden Unterkapiteln Anforderungen bzw. Zielset-
zungen des Systems formuliert und geeignete Ansätze bzw. Methoden vorgestellt, um die
Rollen der Akteure auf dem System zu klären. Zuletzt wird das erstellte Grundgerüst an-
hand von praxisnahen Beispielen vorgestellt, sodass klar wird, welche Einsatzszenarien von
den Kommunen abgedeckt werden können. Zudem werden konkrete Handlungsempfehlun-
gen dazu formuliert, wie die gezeigten Modelle in bereits existierende Portale integriert
bzw. angewandt werden können.
6.1 Zielsetzungen
Das Ziel der Entwicklung dieses Modells soll sein, das Potential bzw. den Wert von offenen
Daten mittels Crowdsourcing für jeden Beteiligten sichtbar zu machen. Die Anforderungen
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sollen so formuliert werden, dass die Kommunikation zwischen Bürger und Verwaltung
im Vordergrund steht und offene Daten genutzt werden, um sowohl eine Grundlage für
Interaktion zu schaffen, als auch im Ergebnis selbst als veredelter Datensatz einen Wert
darzustellen. Das Konzept setzt sich nicht zur Aufgabe, auf die tatsächliche Umsetzung
des Aufbaus einer solchen Plattform einzugehen, sondern vielmehr eine Vision für ein
Interaktionsportal zu vermitteln, das Ideen und Vorschläge der Open Data Akteure für
zukünftige kommunale Themen bündelt.
Zentralisierte Bereitstellung offener Daten Die Kommunen sehen sich mit einer
immer größer werdenden Menge an Daten konfrontiert: Die Aktualisierung der Daten
erfolgt zunehmend automatisch und die Anbindung neuer Datenquellen soll durch die
Verfügbarkeit von System-Schnittstellen effizienter gestaltet werden. Durch die Unterstüt-
zung von Projekten zur Messung von Umweltdaten durch Sensoren oder Crowdsourcing-
Projekte stehen zusätzliche Datenquellen zur Verfügung und die Kommunen fördern so
die Verfügbarkeit von offenen Daten. Eine Anforderung an das Framework ist es deshalb,
diese unterschiedlichen Daten als Ganzes zu betrachten und auf einer zentralen Plattform
bereitzustellen. Das bietet den Nutzern eine Anlaufstelle für jegliche Datensätze, mit de-
nen die Behörden zu tun haben. Ein solches Informationsregister schafft Transparenz und
kann genutzt werden, um weitergehende Inhalte anzubieten. Gleichzeitig sollte im Frame-
work die Möglichkeit für die Verwaltung berücksichtigt werden, den Zugang zu den Daten
individuell erweitern zu können, sodass Externe eine Datenverifizierung und gegebenen-
falls Änderungen durchführen können. Das unterstützt das Bestreben der Verwaltung
nach hoher Datenqualität.
Offene Daten als In- und Output demokratischer Prozesse Offene Daten wer-
den von den Kommunen bisher hauptsächlich durch die Fachabteilungen, die ihre Da-
ten bereitstellen, genutzt. Durch die kontinuierlich steigende Datenmenge aufgrund von
Sensor-, Crowdsourcing- und weiterer Verwaltungsdaten ergeben sich jedoch neue Ver-
wendungszwecke, die über die reine Veröffentlichung im Rohformat hinausgehen. In den
Interviews wurde deutlich, dass dieses Potential zwar erkannt wird, bisher aber noch
kein Nutzen, auch nicht für das eigene Datenmanagement, daraus gezogen wird. Für die
große Zielgruppe an Bürgern sind die Daten nur wenig greifbar, sodass keine inhaltli-
che Auseinandersetzung damit stattfinden kann. Stattdessen liegt die Verantwortung bei
Entwicklern und Datenjournalisten, die Rohdaten so aufzubereiten, dass sie von Bürgern
eingesehen und bewertet werden können. Gleichzeitig beschränken sich viele Kommunen
auf die eigenen Systemdaten, anstatt eine Öffnung ihrer Plattform gegenüber externen
Datenbereitstellern zu vollziehen. Das Framework soll deshalb so ausgerichtet sein, dass
zum einen eine Einsicht der Inhalte durch die Bürger jederzeit möglich ist und zum ande-
ren Daten aus den verschiedensten Quellen zuzulassen, um durch Auswertungen von der
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Vielfalt profitieren zu können. Daten stellen als fixes Element das Grundgerüst des konzi-
pierten Modells dar und sollen eine Diskussionsgrundlage für die Interaktionen zwischen
Bürger und Kommune bieten.
Bürger & Kommune im Mittelpunkt Die vermehrte Einbindung der Bürger, also
die Beteiligung der Menschen an demokratischen Prozessen ist ein Grundprinzip von Open
Government. Es wird in den Kommunen unterschiedlich gelebt: So findet zwar bereits ver-
mehrt ein Dialog mit den Bürgern in Form von Crowdsourcing statt, allerdings wird das
Potential nur in Ansätzen ausgeschöpft. Aus diesem Grund ist die Hauptanforderung an
das zu entwickelnde Framework, den Bürger auf eine Ebene mit der Kommune zu stellen
und ihm offene Daten an die Hand zu geben, um damit zu arbeiten, sie zu verbessern und
neue Daten zu generieren, die in veredelter Form wiederum für die anderen Akteure, wie
Unternehmen oder der Kommune, interessant sein können. Gleichzeitig ist die Kommune
selbst ein eigenständiges Konstrukt, das mit zunehmender Datenmenge und vermehrter
Nutzung durch die Mitarbeiter Open Data Portale als Steuerungsinstrument ihrer eige-
nen Einrichtung einsetzen möchte. Eine Anforderung ist deshalb auch die Betrachtung
der Kommune als ganzheitliche Institution, die neben dem Bürger eine zentrale Kompo-
nente des Modells ist. Die Interaktion soll als dynamisches Element alle Komponenten
des Frameworks miteinander verknüpfen.
6.2 Methode
6.2.1 Interaktionsprozesse
Da sich Interaktion als ein zentrales Bindeglied zwischen Bürger und Kommune heraus-
gestellt hat, werden im Rahmen des Konzeptes interaktive Prozesse beleuchtet, die aus
den vorherigen Erkenntnissen identifiziert wurden. Da jeder der vorgestellten Interakti-
onsprozesse unterschiedliche Anforderungen hat, werden außerdem die erwarteten Rollen
der Bürger und der Verwaltung untersucht.
• Kontrolle
Die Rolle des Bürgers als Kontrollorgan besteht darin, die Arbeit der Kommunen
mithilfe der ihm zur Verfügung stehenden Informationen nachzuvollziehen und zu
überwachen. Dabei kann er prüfen, für was Kommunen ihr Geld ausgeben, wel-
che Ressourcen sie zuweisen und dadurch Missstände aufdecken oder Handlungen
kritisieren.
Durch die Offenlegung der kommunalen Aktivitäten hat der Bürger die Möglichkeit,
sich kritisch mit den Daten auseinanderzusetzen: Konkrete Anwendung kann dies
auf einem Open Data Portal in der Verifizierung von Datensätzen finden, die von der
Kommune erstellt und durch die Bürger geprüft und gegebenenfalls geändert bzw.
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aktualisiert werden. Durch die Veröffentlichung aller Daten, mit denen die Verwal-
tung zu tun hat, werden auch politische Themen, wie die Haushaltsplanung oder
jegliche andere Beschlüsse offen dargelegt, sodass der Bürger in eine Rolle als wach-
samer, stets informierter Akteur schlüpfen kann. Das Framework sieht also unter
Berücksichtigung dieses Prozesses vor, den Zugang zu kommunalen Informationen
zu verbessern, so dass die Bürger in der Lage sind, die Leistung ihrer Kommune zu
überprüfen.
Die Rolle der Kommune besteht darin, dem Bürger so viele Informationen wie nö-
tig bereitzustellen, damit dieser in der Lage ist, die kommunale Arbeit einzusehen
und zu beurteilen. Das bedeutet, dass die Kommune sich bereiterklärt, jegliche In-
formationen aus eigener Initiative heraus als „Open Data” zu veröffentlichen und
relevante Datensätze in einer Form zu präsentieren, die es jedem Bürger erlaubt, sie
zu interpretieren und damit arbeiten zu können.
• Diskurs
Die Rolle des Bürgers besteht auch in der Interaktion mit der Kommune durch die
Beteiligung an Diskursen, bei der er seine Ansichten darüber mitteilt, was die Kom-
mune tun sollte und was nicht. Der Bürger nimmt damit indirekt Teil am politischen
Entscheidungsprozess und der Einleitung von Maßnahmen (Noveck, 2009). Der Bei-
trag des Bürgers kann zu einer besser argumentierten und legitimeren kommunalen
Politik führen.
Das Framework gibt dem Bürger mithilfe der offenen Daten als Grundlage die Mög-
lichkeit, in Diskurs mit der Kommune zu treten. Dabei stärken die Daten eine solche
Interaktion, indem sie ein einheitliches Spielfeld für alle Teilnehmer einer öffentlichen
Debatte schaffen (Meijer et al., 2012).
Die Rolle der Kommune besteht darin, dem Bürger eine zentrale Anlaufstelle zu bie-
ten, über die seine Meinungen und Ansichten zu Themen geäußert werden können.
Dies muss nicht nur online, sondern kann auch durch die Organisation von Veranstal-
tungen geschehen. Zudem soll der Bürger in innovationsorientiertes Crowdsourcing
miteingebunden werden und zu Themen der zukünftigen Stadtentwicklung, die ihn
und sein Umfeld betreffen, mit eigenen Ideen Stellung nehmen können. Kommunen,
die eine solche Plattform koordinieren, haben die Aufgabe, jeden Vorschlag zu prü-
fen und genau anzugeben, warum bestimmte Ideen umgesetzt werden können oder
nicht (Wijnhoven et al., 2015). Dadurch kann ein Beitrag zur Stärkung der Bezie-
hung zwischen Kommune und Bürger geleistet werden (Dalakiouridou et al., 2011;
Noveck, 2015).
• Beteiligung
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Auch in partizipativen Prozessen kann der Bürger in Interaktion mit der Verwal-
tung treten und aktiv an der Lösung öffentlicher Probleme mitwirken sowie die
Umsetzung von Services in vielen politischen Bereichen mitbegleiten (Meijer et al.,
2012). Bürger sind Mitgestalter öffentlicher Güter, denn sie können ihr Fachwissen
einbringen und sich dadurch selbst ermächtigen (Noveck, 2009). Bürger können als
Freiwillige für staatliche Institutionen arbeiten, Nachbarschaftshilfen anbieten, usw.
(Boyte, 2005).
Das Framework bietet dem Bürger die Option, an angebotsorientierten Crowdsourcing-
Projekten teilzunehmen, die in Form von Bürger-Services vorliegen. Ein Beispiel
stellt der Mängelmelder dar, mit dem die Kommune den Bürger auffordert, aktiv an
der Verbesserung des Stadtbildes mitzuwirken und durch freiwilliges Engagement
einen Beitrag zur Lösung eines von vielen öffentlichen Problemen zu leisten.
Die Rolle der Kommune verschiebt sich dadurch vom Anbieter von Dienstleistun-
gen zum Partner der Bürger (Boyte, 2005). Das Framework soll es nicht nur Bür-
gern, sondern auch Organisationen und Unternehmen erleichtern, mit Kommunen
zu interagieren und zusammenzuarbeiten, indem es ein kollaboratives Umfeld schafft
und die Teilnahme an gemeinschaftlichen Entscheidungsbefugnissen über öffentliche,
bürgernahe Probleme ermöglicht (Dalakiouridou et al., 2011; Sandoval-Almazán &
Gil-García, 2012; Wijnhoven et al., 2015).
6.2.2 Aktivitätstheorie
Da die Nutzung der offenen Daten in den verschiedenen Interaktionsprozessen zwischen
Bürger und Kommune variieren kann, wird der Kontext, in dem diese Daten genutzt
werden, durch die Verwendung der sogenannten Aktivitätstheorie untersucht: Dieser An-
satz wurde im Rahmen der Mensch-Computer-Interaktionsforschung verwendet (Kuutti,
1995) und konzentriert sich auf Aktivitäten, Personen oder Institutionen, die daran betei-
ligt sind sowie deren Ziele und Absichten. Auch die Objekte bzw. Ergebnisse, die aus der
Aktivität resultieren sowie Regeln, welche die Aktivität und die Gemeinschaft, in der die
Aktivität stattfindet, begrenzen, sind von Bedeutung (Jonassen & Rohrer-Murphy, 1999,
S. 62).
Eine Aktivität ist eine kollektive Form des Tuns und Antriebs durch ein Objekt (En-
gestrom, 2008; Kuutti, 1995). Aktivitäten sind offene Systeme (Engestrom, 2001), die sich
ständig verändern und entwickeln (Kuutti, 1995). Da der Bürger und die Kommune als
ein jeweils ganzheitliches System verstanden werden können, lassen sich sowohl die Ak-
tivitäten der Bürger, als auch die der Verwaltung modellieren, um deren Interaktionen
auf digitaler Ebene in sozialen und organisatorischen Kontexten zu verstehen (Ojo et al.,
2011).
In Abbildung 16 sind folgende Komponenten des Aktivitätsmodells von Engestrom
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(2000) zu sehen:
Abbildung 13: Komponenten des Aktivitätsmodells in Anlehnung an Engestrom (2000)
(eigene Darstellung)
• Subjekt: Das Individuum oder die Gruppe, der an der Aktivität beteiligten Akteure
(Jonassen & Rohrer-Murphy, 1999)
• Objekt: Die physische oder mentale Entität, an die sich die Aktivität richtet bzw.
die zur Aktivität motiviert (Jonassen & Rohrer-Murphy, 1999)
• Instrumente: Sie vermitteln und verändern die Aktivität, das wiederum durch die
Aktivität verändert werden kann (Jonassen & Rohrer-Murphy, 1999)
• Gemeinschaft: Sie besteht aus allen direkt an einer Aktivität beteiligten Akteuren,
die das Objekt mit dem Subjekt teilen (Ojo et al., 2011)
• Regeln: Die expliziten und impliziten Normen, Konventionen und sozialen Bezie-
hungen einer Gemeinschaft (Kuutti, 1995; Ojo et al., 2011), die von den in der
Gemeinschaft akzeptierten Handlungen oder Aktivitäten bestimmt sind (Jonassen
& Rohrer-Murphy, 1999)
• Arbeitsteilung: Rollen (Ojo et al., 2011), die die Aufgabenspezialisierung durch ein-
zelne Mitglieder von der Gruppe innerhalb der Gemeinschaft beschreiben(Jonassen
& Rohrer-Murphy, 1999)
• Ergebnis: Die Transformation des Objekts in ein Ergebnis motiviert die Existenz
einer Aktivität (Kuutti, 1995).
Ein Aktivitätssystem ist durch eine Gemeinschaft mit verschiedenen Sichtweisen ge-
kennzeichnet, multipliziert in Netzwerken mit interagierenden Aktivitätssystemen. Dar-
über hinaus werden Aktivitätssysteme über lange Zeiträume geformt und transformiert.
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Spannungen innerhalb des Systems werden als Faktoren für Veränderung und Entwicklung
gesehen (Engestrom, 2001).
Die Kombination der Interaktionsprozesse und der Aktivitätstheorie führt zu einem
Modell, das die Bausteine von Open Government miteinander verbindet (siehe Abbildung
14): Bürger und Kommune werden als zwei separate Aktivitätssysteme betrachtet, die
miteinander interagieren.
Abbildung 14: Framework für ein Open Government-Modell zur Darstellung der Interak-
tion zwischen Bürger und Kommune (eigene Darstellung)
Bürger Innerhalb des Aktivitätssystems kann das Subjekt, also der Bürger, entweder
als Kontrollorgan, als Partner im Diskurs oder als Teilnehmer eines partizipativen Pro-
zesses in Form eines Crowdsourcing-Projektes in Aktion treten. Das Objekt kann eine
Datenanfrage des Bürgers gegenüber der Kommune oder ein öffentliches Problem sein,
das über verschiedene Interaktionswege gelöst werden kann. Die offenen Daten sind als
Werkzeug bzw. Tool zu verstehen, auf dessen Grundlage die Interaktion zwischen den
Aktivitätssystemen des Bürgers und der Kommune stattfindet.
Die offenen Daten sollten zugänglich und verständlich in Bezug auf das Objekt an-
gezeigt und bereitgestellt werden, sodass der Bürger in der Lage ist, seine Funktion als
Kontrollorgan nachzukommen. Gleichzeitig sollten Kommunikationskanäle zur Interak-
tion und zum Feedback geben zur Verfügung gestellt werden, wie zum Beispiel durch
die Nutzung von Online-Foren. Auch Möglichkeiten zur Beteiligung und Zusammenarbeit
mit öffentlichen Verwaltungen oder anderen Bürgern sollten geschaffen werden (Sandoval-
Almazán & Gil-García, 2012).
Die Aktivitäten werden durch Regeln, wie das deutsche Gesetz zur Informationsfrei-
heit, das jedem Bürgern das Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen von Behörden
einräumt28, sowie auf die europäische Richtlinie (2013/37/EU) über die Weiterverwen-
dung von Informationen des öffentlichen Sektors29 begrenzt. Aber auch informelle Regeln
28https://www.gesetze-im-internet.de/ifg/IFG.pdf (Stand: 01.08.2018)
29https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:175:0001:0008:DE:
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und Strategien innerhalb der Gemeinschaft werden hier festgehalten: Wer beteiligt sich
und arbeitet zusammen? Wer hat Zugang zu der Plattform?
Die Gemeinschaft kann aus interessierten Bürgern, aber auch aus Journalisten, For-
schern, Entwicklern und Unternehmen bestehen. Die Rollen der Akteure sind unterschied-
lich: Journalisten können als Vermittler zwischen Kommunen und Bürgern in einem Kon-
trollprozess agieren. Ein Unternehmen kann mit der Verwaltung zusammenarbeiten, um
die eigene Produktentwicklung zu fördern und Innovation in einem partizipatorischen
Prozess zu erreichen.
Kommune Innerhalb ihres Aktivitätssystems ist die Kommune das Subjekt und kann
als Datenbereitsteller sowohl proaktiv, als auch reaktiv auf Anfrage der Bürger agieren.
Sie kann selbst in einen Dialog treten oder sich an einem Crowdsourcing Prozess betei-
ligen. Das Ziel der Nutzung offener Daten kann die Kontrolle der eigenen Fachbereiche
oder die Lösung eines öffentlichen Problems mittels Online-Dialoge oder anderweitige Be-
teiligungen sein. Die offenen Daten können auch hier als Tool wahrgenommen werden,
auf der eine Interaktion mit einzelnen Bürgern, Journalisten oder Bürgergruppen auf-
baut. Dabei kann eine Zusammenarbeit oder ein gemeinsames Handeln entstehen, indem
die Verwaltung ein Problem formuliert und mit Bürgern eine Lösung erarbeitet (Noveck,
2009).
Regeln beziehen sich, wie bei den Bürgern, auf rechtliche Rahmenbedingungen, wie
dem Datenschutzgesetz und dem Informationsfreiheitsgesetz, welche die Kommune zur
Bereitstellung von Informationen verpflichten. Die Gemeinschaft der öffentlichen Verwal-
tung kann aus einzelnen Interessengruppen innerhalb einer Kommune bestehen, aber auch
aus Kollegen anderer Kommunen oder weiteren politischen Akteuren.
In einem Kontrollprozess liegt der Schwerpunkt auf Seiten der Kommune bei der Be-
reitstellung von Daten, während in einem Diskurs der Fokus auf dem Ermöglichen von
Interaktion liegt. Innerhalb der partizipatorischen Prozesse sollen kollaborative Dienst-
leistungen entwickelt werden.
Aktivitäten Das Objekt wird durch eines der Aktivitätssysteme, Bürger oder Kom-
mune, initiiert (Objekt 1a/b) und liegt in Form eines öffentlichen Problems oder einer
Anfrage nach Informationen vor. Es bewegt sich in der Anfangsphase an einen Ort, wie
zum Beispiel einer Online-Plattform, auf der es durch die Interaktionen zwischen dem
Aktivitätssystem der Bürger (Objekt 2a) und dem der öffentlichen Verwaltung (Objekt
2b) geformt und verändert wird (Engestrom, 2001, S. 136). Damit wird es zu einem für
das Kollektiv wertvollen Objekt, denn die Probleme oder Anfragen beider Seiten wer-
den diskutiert, es erfolgt ein Austausch an Wissen, Ideen und Vorschlägen und es kommt
zu einem Ergebnis (Objekt 3ab), das wiederum in Form von offenen Daten einen Wert
PDF (Stand: 01.08.2018)
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darstellt.
Das Ergebnis ist damit Teil eines Interaktionsprozesses und auch eine Kombination
von Interaktionen kann zu Resultaten führen. Darüber hinaus sind Aktivitätssysteme in
ständiger Bewegung (Engestrom, 2001). Schließlich sind Technologien und Nutzeranforde-
rungen nicht statisch, sondern können sowohl ein einmaliger Vorgang durch eine einzelne
Frage oder ein bestimmtes Problem, als auch ein kontinuierlicher Reflexionsprozess zwi-
schen Bürger und öffentlicher Verwaltung sein (Edelmann & Parycek, 2016; Porwol et al.,
2016).
6.3 Use-Cases
Zum besseren Verständnis des formulierten Frameworks werden im Folgenden drei Sze-
narien gezeigt, die sich auf das Modell anwenden lassen. Dabei wird das Ziel, die Rollen
der Akteure, die Datengrundlage und der Kontext, der den Interaktionsprozess festlegt,
näher beschrieben:
Use-Case 1: Erweiterung der städtischen Infrastruktur für Fahrräder Im ers-
ten Szenario wird über die Verbesserung der kommunalen Infrastruktur für Fahrräder
diskutiert. Das Objekt und damit die Motivation, warum sich mit dem Thema beschäf-
tigt wird, ist das öffentliche Problem, dass in der Stadt vermehrt Fahrräder von Bürgern
genutzt werden, u.a. durch Verleih-Services. Die Infrastruktur ist dafür aber nicht ausge-
richtet. Fahrradfahrer müssen sich die Straßen mit Autos teilen und kommen so immer
wieder in gefährliche Situationen, die in Unfällen münden.
Zur Problemlösung wird ein Crowdsourcing über das Transparenzportal gestartet, das
als Werkzeug für die Interaktion zwischen Bürger und Verwaltung dient. Dieses Projekt
konzentriert sich auf den Diskurs zwischen den beiden Parteien: Die Bürger nennen Ideen
und Vorschläge zur Verbesserung der Situation, wie die Ausweitung von Fahrradwegen
oder die Schaffung von zusätzlichen Parkflächen für Fahrräder.
Die Verwaltung dagegen liefert über die Plattform offene Daten zu bereits existieren-
den Fahrradwegen, sodass auf dieser Grundlage die Bürger in die Diskussion einsteigen
können. Das Ergebnis ist eine Auswahl an Vorschlägen, die nach Meinung aller Akteure
im nächsten Schritt in der Verwaltung zur Umsetzung diskutiert werden sollten. Das re-
sultierende Feedback wird wiederum in das Portal zurückgespielt, um die Kommunikation
nicht einseitig auslaufen zu lassen.
Alle abgegebenen Vorschläge und Diskussionsbeiträge sind als offene Daten verfügbar
und können sowohl von den Bürgern selbst, als auch der Verwaltung eingesehen und aus-
gewertet werden. Durch den transparenten Interaktionsprozess ist der Wert des Projektes
und der gesammelten Daten sichtbar.
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Use-Case 2: Verbesserung der städtischen Luftqualität Das zweite Szenario be-
schäftigt sich, angelehnt an dem Pilotprojekt der Stadt Köln, mit der Messung der Luft-
qualität innerhalb einer Kommune. Das Problem der Verwaltung ist der teure Betrieb von
einzelnen Messstationen, die sich bisher um die Messung der Luftqualität in städtischen
Bereichen gekümmert haben. Die Bürger dagegen möchten eine transparente Sicht auf die
Qualität der Luft, die sie tagtäglich einatmen. Zur Problemlösung wird ein Crowdsourcing
über das Portal gestartet, das die Bürger in Form eines partizipativen Prozesses mit der
Kommune interagieren lässt. Dafür stellt die Verwaltung Sensoren zur Messung zur Ver-
fügung, die von den Bürgern zuhause angebracht werden. Die dort gesammelten Daten
können später für Berechnungen und Messungen der Luftqualität durch die Kommune
genutzt werden.
Die Daten werden offen auf der Plattform aufbereitet zur Verfügung gestellt und kön-
nen sowohl von den Bürgern, als auch der Kommune in Echtzeit angesehen und für weitere
Analysen oder Diskussionen genutzt werden. Durch die aktive Einbindung der Zivilgesell-
schaft und die Veröffentlichung der aufbereiteten und damit für alle nutzbaren Daten, ist
für die Beteiligten sowohl der Wert der Informationen, als auch des Interaktionsprozesses
erkennbar (siehe Abbildung 15).
Auf dieser Grundlage können Bürger Entscheidungen über ihren zukünftigen Wohnort
treffen und Verwaltungen bei Bedarf Maßnahmen einleiten, die eine Verbesserung der
Luftqualität bewirken, wie z.B. die Einrichtung von verkehrsfreien Zonen oder der Aufbau
von Grünflächen. Neben der Kommunikation über ein Online-Portal ist für einen solchen
Use-Case auch das kommunale Angebot von Oﬄine-Veranstaltungen notwendig, um das
Projekt publik zu machen, Bürgern das Vorhaben zu erklären und zur Teilnahme zu
animieren.
Abbildung 15: Framework am Beispiel von Use-Case 2 - Verbesserung der städtischen
Luftqualität (eigene Darstellung)
Use-Case 3: Meldung von defekten Aufzügen Als letztes Szenario wird die Mel-
dung von kaputten Aufzügen an Stationen im öffentlichen Nahverkehr beschrieben. Bürger
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haben das Problem, dass sie oft keine aktuellen Informationen über funktionierende bzw.
defekte Aufzüge haben, da eine Aktualisierung der Datensätze durch das Unternehmen,
das den öffentlichen Nahverkehr organisiert, sehr zeitaufwendig ist. Mitarbeiter müssen
den Defekt erst vor Ort bestätigen und ihn in den Daten vermerken, ehe der Nutzer dies
online sehen kann. Dieser Prozess ist nicht nur für das Unternehmen ineffizient, sondern
liefert auch den Bürgern erst verspätet einen aktuellen Datenstand. Hinzu kommt, dass
die Kommune ebenfalls ein Interesse hat, dass ihre Bürger bei der Nutzung der Verkehrs-
mittel keine Schwierigkeiten haben. Zur Lösung des Problems werden die entsprechenden
Datensätze für alle Nutzer zur Bearbeitung freigegeben, sodass jeder Fahrgast, dem ein
Aufzugsdefekt auffällt, eine entsprechende Änderung der Daten vornehmen kann und da-
mit den Datensatz aktuell hält. Über einen Service in Form einer Webseite oder mobilen
App werden die Nutzer nun deutlich früher gewarnt, wenn ein von ihnen oft genutzter
Aufzug auf ihrem Weg nicht funktioniert. Gleichzeitig bekommt das Unternehmen eine
Nachricht und kann deutlich schneller einen Mitarbeiter beauftragen, den Defekt oder die
Störung zu beheben.
Durch die Möglichkeit der Kontrolle von offenen Daten externer Bereitsteller, wie
Verkehrsgesellschaften, können Bürger aktiv dazu beitragen, Services für die Allgemeinheit
zu verbessern und damit auch dem Unternehmen selbst Arbeit zu ersparen. Nicht nur der
Wert der Daten steigt, sondern auch die Vorteile der Interaktion werden für alle Akteure
sichtbar.
6.4 Handlungsempfehlungen
Aus dem theoretischen Modell und den vorgestellten Use-Cases in der Praxis lassen sich
konkrete Handlungsempfehlungen für Kommunen ableiten, die im Folgenden schrittweise
dargelegt werden.
Transparenz
1. Vollständige Öffnung der Daten
Die Kommunen in Deutschland sind aktuell noch damit beschäftigt, den Open Go-
vernment Gedanken zu verbreiten und sowohl größere, als auch kleinere Kommunen
dazu zu ermutigen, ihre Daten zu öffnen und in stärkere Interaktion mit ihren Bür-
gern auch auf digitalem Wege zu gehen. Gleichzeitig sind bereits einige Kommunen
dabei, von etablierten Kollaborationsformen, wie den Mängelmeldern oder dem Bür-
gerhaushalt, zu neuen Formen der Bürgerbeteiligung überzugehen. Das zeigt u.a. das
Pilotprojekt der Stadt Köln zur Messung der Luftqualität mittels Sensoren. Dadurch
entstehen weitere Daten, die gegenüber den Bürgern geöffnet werden können. Um
das eigene Handeln noch transparenter zu gestalten und sich für die Partizipation
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der Bürger einzusetzen, ist es notwendig, mit einer vollständigen Öffnung der Daten
den ersten Schritt konsequent zu Ende zu gehen.
Abbildung 16: Datenin- und output auf einem zukünftigen Open Government Portal aus
Sicht der Bürger (eigene Darstellung)
Die dadurch vorhandenen großen Datenmengen führen allerdings zwangsweise zu
großen technischen, personellen und damit auch finanziellen Herausforderungen und
offenen Fragen in Bezug auf den Datenumgang. Geklärt werden muss, wer die Daten-
bereitstellung übernimmt und wo der Aufwand der Öffnung von Daten in Relation
zur Relevanz für den Bürger erbracht werden muss.
2. Nutzerorientiertes Datenangebot
Über alle bereitgestellten Daten hinweg sollten die Kommunen im nächsten Schritt
die Transparenz in Form von Rohdaten auch durch eine Zugänglichkeit für jeden
Bürger erweitert werden. Das hat zur Folge, dass die offenen Daten stärker mit einem
Angebot an Services verbunden sind und für diese Zwecke in aufbereiteter Form zur
Verfügung stehen. Auch wenn dies bereits heute geschieht, so sollte dies konsequent
für all jene Datensätze geschehen, die entweder in Anwendungen verarbeitet oder
von Bürgern in anderer Form genutzt werden können.
Zugang Mit steigender Datenvielfalt sollte die Kommune klären, inwiefern auch die
Bürger als Datenbereitsteller infrage kommen. Einige Portale erlauben bereits die Veröf-
fentlichung von Daten externer Anbieter, allerdings beschränkt sich dies meist auf öffent-
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liche Einrichtungen. Herausforderungen ergeben sich je nach Zugangsmöglichkeit beim
Thema der Datenhoheit. Während bisher die Verantwortung für die Daten bei der Kom-
mune lag, so muss in Zukunft geklärt werden, wie mit externen Datensätzen umgegangen
wird.
Kollaboration Nachdem die Grundlagen für die Arbeit mit offenen Daten durch die
Festlegung der Inhalte sowie deren Zugänglichkeit für die verschiedenen Akteure auf dem
Portal gelegt sind, können schrittweise kollaborative Elemente integriert werden:
1. Online-Dialoge & Bürger-Services
Im ersten Schritt kann die Zusammenlegung von Online-Dialogen zu formellen und
informellen Beteiligungsverfahren der Kommune auf einem Portal erfolgen. Dadurch
erhalten die Bürger eine zentrale Anlaufstelle und gegebenenfalls offene Daten, die
sie zur Vorbereitung auf Diskurse nutzen können. Auch vorhandene und zukünftig
entwickelte Services, in denen Bürger mit der Kommune kollaborativ zusammenar-
beiten, wie der Mängelmelder oder Sensormessungen, können in das Portal einge-
bunden werden. Zu den Herausforderungen zählt die Sensibilisierung und Schulung
der Bürger bei der Nutzung von offenen Daten und Projekten, in denen sie selbst
Daten generieren können, um eine zahlreiche und effiziente Nutzung durch die Bür-
ger zu erreichen. Zudem ist der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses zum Bürger
wichtig. Durch die konkrete Adressierung von Anliegen der Bürger und der transpa-
renten Weiterverarbeitung des Dateninputs der Bürger kann die Einführung einer
digitalen Plattform gelingen.
2. Verifizierung
Im zweiten Schritt wird der kollaborative Gedanke auch auf die Verwaltungsdaten
erweitert: Bürger können von der Kommune bereitgestellte Inhalte verifizieren und
haben so die Möglichkeit, Datensätze auf ihre Korrektheit zu überprüfen und Fehler
entsprechend anzumerken bzw. gegebenenfalls sogar zu korrigieren. Die Kommunen
können wiederum diese Möglichkeit auf ausgewählte Daten beschränken und so den
Zugang steuern.
3. Community
Im letzten Schritt werden Maßnahmen für den Aufbau einer Community auf dem
Portal getroffen. Dazu gehört die Einführung eines Reputations- bzw. Rewarding-
systems, um das Vertrauen unter den Mitgliedern zu stärken sowie die konsequente
Verwendung von Bewertungssystemen für Online-Diskussionen, die von der Kom-
mune initiiert werden. Damit lässt sich die Meinungsbildung der Gemeinschaft gut
überblicken.
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Innovation Durch die geschaffene Kollaboration kann nun Innovation vorangetrieben
werden. Dazu zählt vor allem die Nutzung jeglicher auf dem Portal generierter und be-
reitgestellter Daten. Durch Verknüpfung von offenen Verwaltungsdaten miteinander und
einer umfangreichen Auswertung nutzergenerierter Daten in Beteiligungsvorhaben lassen
sich Tools zur internen Steuerung der Verwaltungsprozesse für Kommunen entwickeln.
Ein Verkauf von besonders aufwendig aufbereiteten Daten an Unternehmen lässt Spiel-
raum für neue Geschäftsmodelle der Kommunen. Damit kann wiederum die eigene Open
Government Strategie und die Weiterentwicklung des Portals vorangebracht werden.
6.5 Ergebnis
Das Konzept und die praxisorientierten Szenarien zeigen, dass ein konzeptionelles Ver-
ständnis der Verwendung von offenen Daten erreicht werden kann, indem sich auf Aktivi-
täten der Akteure auf der Plattform und deren Interaktionen untereinander konzentriert
wird. Die Aktivitätstheorie (Engestrom, 2000) wurde eingesetzt, um ein formales Ver-
ständnis der verschiedenen Elemente zu vermitteln, die bei der Nutzung von offenen Daten
eine Rolle spielen: Der Akteur als Objekt, die Werkzeuge, Regeln, die Gemeinschaft, die
Rolle der Akteure und das Ergebnis. Die angewendete Theorie wurde bereits in der For-
schung zum Thema E-Government verwendet (Ojo et al., 2011) und ihre Anwendung auf
offene Daten ist vielversprechend. Im Zuge der Konzeptentwicklung wurden verschiedene
Elemente der Interaktion identifiziert und erläutert, wie diese die bisherige Verwendung
von offenen Daten verändern. Sie beeinflussen das Ergebnis der Aktivität und können als
Voraussetzung für die effektive Nutzung und Generierung offener Daten gesehen werden.
Der Wert dieses Modells besteht darin, dass es ein besseres konzeptionelles Verständnis
der Beziehung zwischen offenen Daten und den verschiedenen Kommunikationsformen
zwischen Bürgern und ihrer Kommune ermöglicht. Zudem hilft das Framework, die Her-
ausforderungen bei der Nutzung von offenen Daten für die Gesellschaft herauszuarbeiten.
Wie bei all solchen Prozessen braucht es zwei Parteien für eine Interaktion:
• Aus Sicht der Bürger sind offene Daten dann effektiv, wenn die Nutzer eine Ver-
bindung zu dem Objekt oder dem öffentlichen Problem aufbauen, das sie motiviert,
offene Daten zu verwenden. Schließlich verändern und wachsen diese Prozesse in
dem Maße, in dem es eine aktive Community dafür gibt. Das zeigt auch die Un-
tersuchung der bisherigen Nutzung von offenen Daten. Einzelpersonen können ein
Interesse daran haben, ein Problem zu lösen, aber wenn es keine gut funktionie-
rende Gemeinschaft gibt, wird es kaum Interaktionen untereinander sowie mit der
Verwaltung geben.
• Auf der Seite des öffentlichen Sektors sind Informationsbereitstellung und Datenqua-
lität entscheidend. Wenn die Verwaltungen die erforderlichen Informationen nicht
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anbieten oder wenn die Bürger aufgrund von Datenschutz- oder Sicherheitsvorschrif-
ten keinen Zugang zu wichtigen Daten haben, werden sie entweder keine Möglichkeit
haben, Datenbestände zu kontrollieren, in den Diskurs zu gehen oder keine Motiva-
tion verspüren, sich an Projekten zu beteiligen.
Das entwickelte Modell liefert zudem konkrete Handlungsempfehlungen für die kon-
textsensitive Gestaltung von Beteiligungsplattformen. Die unterschiedlichen Formen der
Interaktion wurden aufgegriffen und haben gezeigt, dass offene Daten in einer Vielzahl an
Kontexten mit Interaktionsprozessen in Verbindung stehen. Die drei herausgearbeiteten
Formen der Bürgerbeteiligung unterscheiden sich erheblich und führen zu unterschied-
lichen Anforderungen an Beteiligungsplattformen, um die kontinuierliche Kontrolle, den
Dialog und die Zusammenarbeit zwischen Bürgern und öffentlichen Verwaltungen zu er-
möglichen. Die Analyse und durchgeführten Interviews identifizieren jedoch eine Vielzahl
von beschriebenen Funktionalitäten, die, sobald sie einmal eingeführt wurden, verschie-
dene Arten von demokratischen Interaktionen ermöglichen.
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Arbeit mit offenen Daten in Zukunft
eine zentrale Herausforderung für die Verwaltungen darstellt. Das in dieser Arbeit ein-
geführte Grundgerüst bildet eine wichtige Ergänzung zu den derzeitigen Ansätzen von
Kommunen bzw. Plattformbetreibern, da es die Vielfalt der Beziehungen zwischen Bür-
gern und Verwaltungen in verschiedenen Kontexten betont. Das Modell macht die Ge-
staltung und Umsetzung von kommunal geführten Plattformen zwar nicht einfacher, aber
die Betonung der Kontextsensitivität bildet eine Grundlage für Portale, die sich bürger-
orientiert ausrichten möchten.
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass sich dieses Framework zwar auf die Gestal-
tung von digitalen Plattformen konzentriert, jedoch nicht bedeutet, dass die Interaktionen
in Bezug auf offene Daten nur in dieser Form stattfinden. Die Oﬄine-Kommunikation rund
um das Thema Open Data ist ebenfalls wichtig, wie im Use Case zur Verbesserung der
Luftqualität angeführt wurde.
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7 Zusammenfassung und Ausblick
Wie diese Masterarbeit zeigt, ist Open Government ein Thema, das viel Potential bietet,
Bürgern zu ermöglichen, sich an offenen, demokratischen Prozessen zu beteiligen. Es gibt
ein wachsendes Interesse seitens der Kommunen, sich durch die Veröffentlichung eigener
Daten sowie dem Angebot von Crowdsourcing gegenüber der Zivilgesellschaft zu öffnen.
Dabei steht die Verwaltung allerdings vor vielen Herausforderungen und offenen Fragen,
die beantwortet werden müssen. Die anfängliche Forschungsfrage, wie Kommunen Crowd-
sourcing als eine Form der digitalen Bürgerbeteiligung für die zukünftige Stadtentwick-
lung einsetzen und davon profitieren können, wurde in der Thesis beantwortet. Zuerst
durch eine Literaturrecherche und der Identifizierung von Erfolgsfaktoren anhand von
Praxisbeispielen, dann durch die Untersuchung von Open Government Strategien bei-
spielhaft ausgewählter Kommunen sowie der Durchführung von qualitativen Interviews
mit Ansprechpartnern der Kommunen und weiteren Open Data Akteuren. Aus diesen
Ergebnissen wurden thematische Schwerpunkte abgeleitet, die aktuell vorhandene Her-
ausforderungen, zum Teil noch unbeantworteter Fragen verdeutlicht, aber auch Chancen
für die Kommunen bei der Umsetzung von Open Government beinhaltet haben. Letzt-
endlich wurden alle Resultate verwendet, um einen konzeptionellen Ansatz zu skizzieren,
der die Bausteine von Open Government miteinander verbindet und ihren Wert im Zu-
sammenspiel erkennbar macht. Über den Ansatz hinaus wurden eine Reihe von Use-Cases
vorgestellt sowie Handlungsempfehlungen für die Weiterentwicklung bestehender Open
Data Portale oder den Aufbau einer neuen Plattform auf Basis des entwickelten Frame-
works ausgesprochen.
Obwohl es viele Studien zum Thema Crowdsourcing gibt und sehr häufig die Motivati-
on von Bürgern bei der Teilnahme an Beteiligungsvorhaben erforscht wird, so wird wenig
Forschung zu Open Data und der Verknüpfung aller Bausteine von Open Government zu
einem ganzheitlichen Ansatz betrieben. Zudem wird oftmals nicht auf die verschiedenen
Formen der Interaktion zwischen Bürger und Kommune eingegangen und dabei die An-
forderungen und Rollen der zwei Akteure berücksichtigt. Die Masterarbeit liefert einen
Beitrag zur Forschung auf dem Gebiet der digitalen Bürgerbeteiligung in Kommunen,
indem sie vorhandene Studien klassifiziert und Modelle aus anderen Forschungsbereichen
erweitert und verfeinert. Dabei entwickelt die Thesis in Kombination mit Analysen und
den Ergebnissen der Interviews einen neuen, konzeptionellen Ansatz. Ziel war es, alle rele-
vanten Ergebnisse in ein Framework einfließen zu lassen, um damit weitere Untersuchun-
gen bzw. Forschungen auf dem Gebiet der Interaktion zwischen öffentlicher Verwaltung
und Bürgern im digitalen Raum unterstützen zu können.
Ein wichtiges Ergebnis, das sich vor allem in der Literaturrecherche gezeigt hat,
sind die großen Fortschritte, die der öffentliche Bereich weltweit bei der Umsetzung von
Crowdsourcing-Projekten gemacht hat. Die Gestaltung von Plattformen für diese Projek-
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te sorgt maßgeblich dafür, wie stark sich Bürger in Problemlösungsprozesse öffentlicher
Themen einbinden und dabei auch ihre eigenen Fähigkeiten weiterentwickeln. Die Nut-
zung von Mechanismen, wie Bewertungs- oder Belohnungssysteme, trägt bewiesenerma-
ßen dazu bei, die Interaktion und den Gemeinschaftssinn in solchen Projekten zu fördern.
Ein weiteres sehr spannendes Resultat ist die Abhängigkeit des Erfolges von Crowdsour-
cing von der Identifikation der Bürger mit öffentlichen Problemen. Nicht nur in Studien
aus der Literatur, sondern auch in der Strategie-Analyse (siehe Kapitel 5) wurde durch
die Auswertung der Nutzerzahlen und die Aussagen der Interviewpartner deutlich, dass
die Teilnahme der Bürger viel stärker ist, wenn sie sich selbst mit der Problemstellung
angesprochen fühlen. Angebotsorientierte Projekte, wie der Mängelmelder verzeichnen
über alle untersuchten Städte hinweg eine steigende Aktivität durch Bürger, während
innovationsorientiertes Crowdsourcing abhängig von der Thematik bei den Nutzerzahlen
schwankt. Die Analyse zeigt, dass zwischen den zwei Beteiligungsformen unterschieden
werden muss. Ein möglicher Erfolgsfaktor von Crowdsourcing spiegelt sich auch im Grad
der Informiertheit der Bürger wider. Die Gespräche mit den Kommunen haben bestätigt,
dass ein gemeinschaftlicher Diskurs zu öffentlichen Problemen nur dann Resultate zeigt,
wenn auf Grundlage derselben Datenbasis miteinander diskutiert werden kann.
Dabei stellt sich heraus, dass genau diese Datengrundlage zwar vermehrt von Kom-
munen über Open Data Plattformen angeboten wird, deren zukünftige Funktion aber
ungeklärt ist: Einerseits handeln viele Kommunen bürgerorientiert, indem sich die Be-
reitstellung der Daten nach den Wünschen der Bürger richtet, andererseits bleiben die
Portale aufgrund ihrer Aufmachung meist einer technisch interessierten und damit einge-
schränkten Zielgruppe vorbehalten.
Eine der großen Herausforderungen für Kommunen ist deshalb der Umgang mit of-
fenen Daten. Ein Großteil der Betreiber von Open Data Plattformen konzentriert sich
fast ausschließlich auf die Veröffentlichung von Verwaltungsdaten und überlässt die Auf-
bereitung und Nutzung den Bürgern bzw. einer technisch interessierten Zielgruppe. Die
Nutzerzahlen auf den Portalen sowie die entwickelten Applikationen, die auf offenen Daten
basieren, zeigen, dass hier noch viel Potential steckt, auch wenn die Kommunen bereits
versuchen, dies durch die Entwicklung von Datenstandards und einer kommunenübergrei-
fenden Zusammenarbeit bei der Bereitstellung von Daten und Services auszuschöpfen.
Die Zugänglichkeit der Daten ist letztlich eine grundlegende Voraussetzung, um einen
Kommunikationskanal zwischen den Kommunen und den Bürgern aufzubauen und sich
auf einer inhaltlichen Ebene zu begegnen. Der in dieser Arbeit entwickelte konzeptionelle
Rahmen (siehe Kapitel 6) setzt auf eine vollständige Öffnung der Kommune hinsichtlich
der verfügbaren Daten und kann nur dann den Austausch von Wissen und Erfahrungen
fördern, wenn dies gegeben ist. Im Detail kann der Ansatz hilfreich dabei sein, öffentli-
che Probleme oder Bürgeranfragen zu klassifizieren und die individuelle Interaktion der
beiden Akteure in ihren jeweiligen Rollen, sowie der parallelen Nutzung von offenen Da-
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ten zu analysieren. Der Ansatz veranschaulicht den Prozess, indem er die Akteure in
zwei separate Aktivitätssysteme unterteilt. Trotz der Trennung soll das Konzept den Ge-
meinschaftssinn hervorheben und eine Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung und den
Teilnehmern in Form von Diskussionen oder Entwicklung von Projekten, z.B. der Erar-
beitung von Konzepten für zukünftige Bauvorhaben, ermöglichen. Beide Parteien können
offene Daten als Werkzeug sowohl für die Kommunikation im eigenen Aktivitätssystem,
als auch die Zusammenarbeit mit dem anderen Akteur nutzen. Die Interaktion kann dabei
auf drei verschiedene Arten stattfinden, die unterschiedliche Rollen und Anforderungen
für Bürger und Kommune mit sich bringen.
Bei der Erstellung der Thesis wurde bewusst auf die Entwicklung eines leicht in die
Praxis umsetzbaren Konzepts verzichtet und stattdessen eine Vision skizziert, die techni-
sche, finanzielle und personelle Herausforderungen nicht berücksichtigt. In den Interviews
wurden diese Aspekte durchaus aufgegriffen und mit in die Formulierung von Handlungs-
empfehlungen aufgenommen, allerdings sollten diese Punkte keine Hürde für die Konzi-
pierung eines neuen digitalen Ansatzes der Bürgerbeteiligung darstellen.
Insgesamt kann festgehalten werden, dass Crowdsourcing als digitale Form der Bür-
gerbeteiligung nur dann sein großes Potenzial entfalten kann, wenn die Kommunen zum
einen ihren Umgang mit offenen Daten ändern und sie als Teil von Open Government ver-
stehen, das vor allem in Verbindung mit den restlichen Bausteinen die größten Vorteile
für die Bürger bietet. Zum anderen muss die Verwaltung die Interaktion mit den Bürgern
als einen Prozess verstehen, der auf vielen Ebenen stattfinden kann und mit den richti-
gen Werkzeugen umgesetzt werden muss, damit Bürger die notwendige Motivation haben,
aktiv zu werden. Aufgrund der Gestaltung der digitalen Beteiligungsmöglichkeiten sollte
es für die Bürger erkennbar sein, wie sie ermächtigt werden, an der Lösung öffentlicher
Probleme teilzunehmen zu dürfen. Diese zwei Erkenntnisse können einen Perspektivwech-
sel für das Zusammenleben innerhalb der Zivilgesellschaft ermöglichen, das bürgerliche
Interesse an Aktivitäten und Themen innerhalb der eigenen Kommune fördern und die
Kreativität, die Neugier und den allgemeinen Willen zu mehr gemeinschaftlichem Enga-
gement in der Zivilgesellschaft wecken.
Ausblick Für künftige Entwicklungen auf dem Gebiet der digitalen Bürgerbeteiligung
kann vorausgesagt werden, dass es sowohl in der Anzahl der Projekte, als auch in der
Form und dem Umfang von Kollaborationen mit den Bürgern einen Anstieg geben wird.
Diese Entwicklung wird durch den rasanten Fortschritt in Zukunftstechnologien und dem
Potential von fortschrittlicheren, webbasierten Systeme weiter gefördert werden.
Die Überwindung der in den Interviews häufig genannten finanziellen und personellen
Hürden, die in den öffentlichen Verwaltungen vorliegen, hängen stark von der zukünfti-
gen politischen Förderung von Open Government auf Kommunal-, Landes-, aber auch
Bundesebene ab. Die Kommunen können dennoch bereits jetzt neue Wege bei der Ent-
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wicklung von Kollaborationsmodellen mit Bürgern gehen, um selbst aktiv am Thema
weiterzuforschen und der Politik erfolgreiche Praxisbeispiele zu liefern. Ein Beispiel zeigt
die Stadt Köln mit ihrem Pilotprojekt zur Messung der Luftqualität, das nur durch die
Kollaboration mit den Bürgern möglich gemacht wird.
In Zukunft wird es interessant sein zu sehen, wie mit der steigenden Menge an Daten,
die bereits heute von den Verwaltungen erhoben werden, umgegangen wird. Hier wird sich
die Frage nach der Zuständigkeit für die Daten stellen: Liegt die Hoheit bei der öffentli-
chen Verwaltung oder wird die Datenbereitstellung in Zukunft durch externe Dienstleister
vollzogen?
Spannend wird auch zu beobachten sein, wie mit offenen Daten zukünftig umgegangen
wird. Fristen sie weiterhin ein Nischendasein oder werden sie vermehrt zugänglicher für
Bürger, aber auch für Kommunen und deren interne Arbeitsprozesse gemacht?
Technische Entwicklungen, zum Beispiel auf dem Gebiet der künstlichen Intelligenz,
lassen es möglicherweise bald zu, ohne größeren Aufwand eine automatisierte Aufbereitung
der Daten vornehmen zu können, sodass der Wert dieser Daten einer breiteren Zielgruppe
viel leichter näher gebracht werden kann. Allerdings wird die Veröffentlichung von Daten
vielerorts zunächst weiterhin das primäre Ziel bleiben, da dieser Prozess in vielen Kommu-
nen nicht abgeschlossen bzw. teilweise in kleineren Verwaltungen noch gar nicht vollzogen
wurde. Um den Handlungsbedarf bei diesem Thema zu verdeutlichen und die Akzeptanz
von Open Data zu schaffen, wird es jedoch wichtig sein, den Fokus auf eine verstärkte
Nutzung der Daten zu legen.
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A Anhang
A.1 Interviews
A.1.1 Leitfragen
1. Wie sind Sie bzw. die Kommune zum Thema Open Data gekommen?
2. Klassische Open Data Plattformen von Kommunen sind von ihrer Bedienung und
Nutzung für Entwickler, Datenjournalisten und nicht für die breite Masse ausgelegt.
Eine Aufbereitung der Daten steht nicht im Vordergrund.
Würden Sie meiner Einschätzung zustimmen?
3. Neben Daten, die nur eine Kommune betreffen, gibt es Ereignisse, wie Wahlen,
die kommunenübergreifende Daten, wie z.B. Standorte von Wahllokalen aus allen
Wahlkreisen, hervorbringen.
Ist eine kommunenübergreifende Zusammenarbeit wichtig, um diese Themen eben-
falls auf den Plattformen abdecken zu können?
4. Letztes Jahr hat die Stadt Köln ein Projekt gestartet, bei dem Sie zusammen mit
dem Open Knowledge Lab Sensoren an Bürger verteilt, um die Luftqualität in Köln
zu messen.
Sind solche Kollaborationsmodelle zukunftsfähig?
5. Sehen Sie Potential in dieser Form der Datengenerierung zum Beispiel für die Mes-
sung weiterer Umweltdaten, wie Lärm oder Licht?
6. Es gibt bereits in einigen Kommunen Bürger-Services, die auf einem klassischen
Crowdsourcing-Modell basieren. Beispiele sind die Bürgerhaushalte und Mängelmel-
der zur Meldung von Problemen jeglicher Art im Stadtbild. Verglichen mit Open
Data Plattformen herrscht hier eine hohe Aktivität.
Welche Faktoren sind ihrer Meinung nach entscheidend für den Erfolg solcher Ser-
vices?
7. In welchen Bereichen kann Crowdsourcing in Zukunft noch für die weitere Stadt-
entwicklung eingesetzt werden?
8. Welche Vorteile hat die Bündelung solcher Services auf einer zentralen Plattform
als Anlaufstelle für Bürger?
9. Die Stadt Bonn hat mit „Social Open Data” ein Projekt gestartet, das es auch
Bürgern erlaubt, als Datenbereitsteller zu agieren und einen Beitrag für die Open
Data Plattform leisten zu können.
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Welches Potential sehen Sie in der Öffnung der Portale gegenüber externen Daten-
bereitstellern, wie Bürgern oder Unternehmen?
10. Können Sie sich vorstellen, dass Kommunen das Thema Crowdsourcing auch auf
bereits veröffentlichte Daten anwenden und sie von Bürgern verifizieren und gege-
benenfalls ändern lassen?
11. Inwiefern können offene Daten in Zukunft eine Rolle bei der Kollaboration von
Bürgern mit den Kommunen spielen?
12. Stehen wir bei der Nutzung von Big Data in Form von offenen Daten der Verwaltung,
Bürger und Unternehmen für die zukünftige Stadtentwicklung noch am Anfang?
A.1.2 Interview KDVZ Frechen
Interviewer: Vielen Dank, dass Sie sich bereit erklären, dieses Interview durchzuführen.
Was haben Sie für eine Verbindung zum Thema Open Data?
Befragter: Zum Thema Open Data bin ich über private Kanäle gekommen. Ins-
besondere beim Thema Politik fand ich es toll, dass Daten über politische Aktivitäten
gesammelt, auswertbar gemacht werden und geografisch referenzierbar sind (Anmerkung:
Hierbei handelt es sich um die Einführung eines alternativen Ratsinformationssystems,
dessen Daten sich durch standardisierte Schnittstellen sammeln und analysieren lassen).
Die Idee, dass jemand einen Standard setzt, den der öffentliche Dienst nicht bereit ist zu
initiieren, fand ich spannend.
Interviewer: Inwiefern haben Sie hier bei ihrem Arbeitgeber auch mit offenen Daten
zu tun?
Befragter: So verknüpft sich eines mit dem anderen: Hier bei meinem Arbeitgeber
in Frechen hosten wir eine Software für kommunalen Sitzungsdienst, wodurch die dort
anfallenden Daten über eine Schnittstelle übernommen werden können. So hat sich das
Dienstliche und das Private miteinander verknüpft. Seitdem wir diese Software hosten,
haben wir hier im Hause als Rechenzentrum gesagt wir wollen das Thema Open Data/
Open Government unterstützen, weil der Bedarf nach Unterstützung für Kommunen vor-
handen ist. Meistens gehen Verwaltungen in Großstädten, wie Köln oder Bonn das Thema
an. Manchmal auch mittelgroße Verwaltungen, wie in der Stadt Moers, aber sehr selten
betrifft es eine kleinere Gemeinde mit 6-15.000 Einwohnern. Die sind beim Thema Open
Data nicht aktiv, haben nicht die Ressourcen, vielleicht auch nicht den Blick in Richtung
solcher Themen und da wir als Rechenzentrum viel mit Verwaltungen zusammenarbeiten,
haben wir uns entschlossen, zu schauen, inwiefern kleinere Verwaltungen damit umgehen
können. Dafür initiieren wir regelmäßig Projekte, haben eine Open Data Plattform, wo
über zwanzig kleinere Verwaltungen jetzt ihre Daten veröffentlichen und so sind wir immer
mehr zu dem Thema gekommen.
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Interviewer: Ich habe mich in den letzten Tagen und Wochen ein wenig mit den
Open Data Plattformen kleinerer Kommunen, aber auch größerer Städte beschäftigt und
festgestellt, dass sie von ihrer Bedienung und Nutzung überwiegend auf Entwickler, Da-
tenjournalisten und Personen mit technischen Kenntnissen ausgelegt sind. Sie bieten Da-
tensätze und Schnittstellen zum Download bzw. zur Nutzung an und sind daher eher als
Download- und weniger als Angebotsplattform ausgelegt, die die Bedienung der Ober-
fläche und Nutzung der Daten in den Vordergrund stellen würde. Stimmen Sie meiner
Einschätzung zu?
Befragter: Das ist aktuell die Zielgruppe, ich halte es aber nicht für richtig oder
nicht allein für richtig. Wenn ich auf eine Open Data Plattform gehe und als Beispiel
Statistikdaten aus dem Einwohnerbereich finde, dann ist das für einen Datenjournalisten
eine schicke Geschichte. Er weiß, was für Daten er sucht, wo er die Daten herbekommt,
allerdings ist es für den Normalsterblichen, selbst für die Verwaltung, sehr schwierig, mit
diesen Daten zu arbeiten und Erkenntnisse daraus zu gewinnen. Es ist wichtig, dass solche
Plattformen auch mit einfachen Tools zur Aufbereitung der Daten versehen werden, damit
ich aus solchen Statistikdaten auch mal ein Diagramm oder ähnliches bauen kann. Tools,
die helfen, ein Storytelling für die Daten zu bauen, in diese Richtung sollte es meiner
Meinung nach gehen.
Interviewer: Sie haben ja bereits gesagt, dass sie ebenfalls eine Open Data Plattform
aufgebaut haben. Wie nehmen Sie das Interesse der Zielgruppe an den Daten auf dieser
Plattform wahr? Wie sehen die Aktivitäten aus?
Befragter: Die Aktivitäten sind bei uns recht überschaubar, weil zum einen bei uns im
Verband keine Community, wie z.B. das OK Lab (Anmerkung: Regionale Gruppe von in-
teressierten Personen, die rund um Offene Daten Anwendungen entwickeln) liegt, welches
Interesse daran hat, mit Daten zu arbeiten. Mit den kleinen Verwaltungen haben wir es bis
jetzt nicht geschafft, eine Community zu aktivieren. Wenn in der großen Verwaltung mit
mehreren hunderttausend Einwohnern eine Community aus 10-12 Leuten besteht, kann
man sich vorstellen, wie schwierig es ist, auch nur einen zu finden, der in einer Verwaltung
mit nur zehntausend Einwohnern Lust hat. Daher wollen wir diesen Weg etwas anders
gehen: Wir stellen die Daten zwar bereit, wollen aber versuchen für die kleinen Verwal-
tungen mehr auf Themen wie Standards zu setzen, also zu sagen, wenn jede dieser kleinen
Verwaltungen dieselben Daten im selben Format zur Verfügung stellt, aber jeder andere
könnte das genauso machen, ist ein Interesse von Community, von Journalisten, von App-
entwicklern größer, weil sie dieselben Daten theoretisch überall kriegen können, wenn sie
bereitgestellt werden. Diese Daten kann man dann vielleicht beim Land oder beim Bund
an der Open Data Plattform abgreifen und hat direkt von 50, 100 oder 500 Kommunen
dieselben gleich aufbereiteten Daten. Dort liegt im Moment unser Fokus drauf und wir
werden diesbezüglich als nächstes im Juli mit dem Thema offene Wahldaten beschäftigen.
Zusammen mit der Community und einem Softwarehersteller aus dem Bereich werden wir
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uns treffen, um auszuloten, ob wir dort nicht auch einen Standard für offene Wahldaten
entwickeln können. Ähnliches machen wir bereits mit der Stadt Bonn zum Thema „Of-
fener Haushalt“ und mit der OKF (Anmerkung: Open Knowledge Foundation), um den
Versuch zu starten, immer mehr Standards bei den Themen zu entwickeln, die auch für
Bürger, für Politik, für Reporter interessant sind.
Interviewer: Wahlen sind ein gutes Stichwort: Neben den Daten, die ausschließlich
eine Kommune bzw. Stadt betreffen, gibt es Ereignisse, wie Wahlen, die kommunenüber-
greifende Daten, wie z.B. Standorte von Wahllokalen aus allen Wahlkreisen, hervorbrin-
gen. Existiert für solche Zwecke eine kommunenübergreifende Zusammenarbeit, um diese
Themen ebenfalls auf der Plattform abdecken zu können?
Befragter: Auf Dauer ist es zwingend nötig, diese Themen darüber abzudecken. Wie
eben gesagt, der Standard ist für mich ganz wichtig, weil es sonst immer nur Open Data
Themen geben wird, die sich weiterentwickeln, wenn große Städte daran arbeiten, damit
es für Entwickler interessant ist. Wenn ich diesen Wahllokalfinder nehme, der für die Stadt
Köln gemacht wurde. Das ist auf der einen Seite für die Kommune eine schicke Geschichte,
auf der anderen Seite aber auch für jedes Startup-Unternehmen, für jeden Entwickler
ein positives Projekt, auf das er hinweisen kann. Wenn dieser Service allerdings für die
Gemeinde Heldental im Kreis Euskirchen angeboten wird, interessiert das niemanden.
Wenn Entwickler dann aber sagen können, dass sie einen Standard genutzt haben und die
Anwendung auf Daten von 250 Verwaltungen basiert, ist das Resümee ungleich größer:
Sowohl das Interesse, die Daten zu nutzen, als auch der Erfolg für denjenigen, der sie
nutzt ist größer. Ich denke, es ist eine Win-Win Situation für alle.
Interviewer: Kommen wir zu meinem zweiten Thema. Es ist ja bereits heute so, dass
viele Städte, Kommunen Bürger-Services anbieten die auf einem klassischen Crowdsourcing-
Modell basieren: Bürger können einmal im Jahr über den „Bürgerhaushalt“ ihre eigenen
Vorschläge für die zukünftige Gestaltung der Stadt miteinbringen. Außerdem haben sie
über eine weitere Anlaufstelle im Web die Möglichkeit, Probleme jeglicher Art, die ihnen
in der Stadt auffallen, zu melden. Verglichen mit Open Data Plattformen herrscht hier
eine hohe Aktivität: 750 Vorschläge gingen auf der Plattform der Stadt Köln zum Bür-
gerhaushalt ein, im April 2018 wurden insgesamt über 1000 Probleme auf der „Sag’s uns“
Plattform gemeldet. Welche Faktoren sind entscheidend für den Erfolg von Crowdsourcing
basierten Services?
Befragter: Für den Erfolg verantwortlich sind aus meiner Sicht mehrere Faktoren: Es
muss für denjenigen, der sie benutzt, einfach sein. Dabei muss man unterscheiden, ob ich
einen Haushalt bewerten möchte und Vorschläge einbringe oder ob ich einen Mängelmel-
der benutze. Bei dem Mängelmelder muss ich in der Lage sein, mit meinem Smartphone
die Software ohne Aufwand einfach zu bedienen. Ich möchte mir keine App installieren,
sondern eine Webseite aufrufen, die mich in wenigen Klicks ans Ziel führt. Und ich muss
das Gefühl haben, dass die Verwaltung auch reagiert, sich mit dem Thema identifiziert
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und zurückschreibt, anstatt sich gar nicht zu melden. Auch bei einem Haushalt muss
es möglich sein, dass nachher Themen umgesetzt werden. Wenn man merkt, der Bür-
gerhaushalt hat nicht nur eine Alibifunktion und von den Vorschlägen wird ein Großteil
abgelehnt, weil kein Geld da ist oder die Stadt sich nicht zuständig fühlt, dann braucht
man nächstes Jahr nicht mehr zu starten. Ich glaube diese Plattformen müssen, gerade
bei einem Bürgerhaushalt, auch durch nicht technische Themen begleitet werden, also
Veranstaltungen und ähnliche Dinge, damit man auch den Bürger informiert. Gerade bei
Themen rund um den Haushalt, braucht der Bürger einen Background, um qualifizierte
Vorschläge zu machen, anstatt hier noch eine Laterne und da noch ein Stückchen Radweg
zu fordern. Also muss man die ganze Geschichte bewerben und erklären. Mängelmelder
und ähnliche Services sind da deutlich einfacher zu handhaben.
Interviewer: In welchen Bereichen kann Crowdsourcing in Zukunft für die weitere
Stadtentwicklung noch eingesetzt werden?
Befragter: Ich denke, machen kann man es an vielen Stellen, unter der Voraussetzung,
dass man auf Augenhöhe miteinander umgeht, also egal ob ich jetzt einen Dorfplatz ent-
wickeln möchte, ob ich eine Diskussion über die Schließung eines Dorfgemeinschaftshaus
führen muss, ob ein Schwimmbad saniert wird ich einen Minigolfpark aufbauen möchte.
Ich glaube, wenn die Verwaltung es schafft, eine Kultur der Offenheit, der Kommunikation
und Transparenz in der Verwaltung selbst, der Gemeinde, der Stadt zu etablieren, dann
ist Crowdsourcing eine tolle Geschichte, weil ich den Bürger in meine Arbeit miteinbinde.
Klar kann ich das nicht auf alle Prozesse auslegen, das Budget muss gleichmäßig verteilt
sein und es gibt auch gesetzliche Dinge, für die es keine Diskussion gibt. Crowdsourcing
kann eine tolle Geschichte sein, muss jedoch gewollt, offen und ehrlich sein.
Interviewer: Es gibt auch außerhalb von Deutschland Plattformen, wie das von der
US-Regierung betriebene „Challenge.gov“, die Preisgelder nutzen, um Leute zur Teilnah-
me an Crowdsourcing Projekten und dem Erfassen von Daten zu motivieren. Können Sie
sich einen solchen Ansatz auch auf kommunaler Ebene in Deutschland vorstellen?
Befragter: Ist eine spannende Frage. Ob die Geschichte in unsere Kultur aktuell so
reinpasst, weiß ich nicht.
Interviewer: Es gibt natürlich auch andere Systeme um den Bürger zu motivieren,
bei solchen Modellen mitzumachen. Reputationssysteme zur Bewertung von Beiträgen
werden ja bereits in Projekten, wie dem Bürgerhaushalt, eingesetzt. Aber ein monetärer
Ansatz bietet vielleicht eine weitere Möglichkeit, für Motivation zu sorgen.
Befragter: Das könnte ich mir durchaus vorstellen, wenn es um Datenerhebung, Da-
tenerfassung und Datenqualifizierung geht. Was ich ganz schick finde, ist die Idee der
Kollegen in Wuppertal: Für ihren Bürgerhaushalt haben sie ein Budget eingebaut, das
ausschließlich von den Bürgern eingesetzt wird, unabhängig davon, ob die Verwaltung die
Vorschläge gut findet. Sie werden von einer Kommission bewertet und zur Umsetzung
verabschiedet, die nicht nur aus Personen der Verwaltung, sondern auch der Politik und
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Wirtschaft besetzt ist, sodass keine verwaltungsgefärbte Auswahl getroffen wird. Das fand
ich klasse, denn der Bürger kann nachher sagen, mit den 100.000 Euro verändere ich nichts
im Haushalt, auf den ich sowieso keinen Einfluss habe, aber hier kann ich zum Beispiel
eine Aue schöner machen oder einen Radwanderweg ausbauen lassen, dem die Stadt sonst
nicht zugestimmt hätte.
Interviewer: Kommen wir zu meinem nächsten Themenblock. Letztes Jahr hat die
Stadt Köln ein Projekt gestartet, bei dem zusammen mit dem Open Knowledge Lab
Köln Sensoren an Bürger verteilt wurden, um die Luftqualität in Köln zu messen. Laut
dem dazugehörigen Blogeintrag möchte die Kommune damit eine „neue Qualitätsstufe
des Internetstadt-Konzeptes“ erreichen und eine „Kollaborationskultur in der Verwaltung
fördern“. Haben Sie den Eindruck, dass diese Kollaborationsmodelle zur Datenerhebung
mittels Sensoren oder durch den persönlichen Input von Bürgern von den Kommunen
vermehrt initiiert werden?
Befragter: Vermehrt, ja. Es gibt immer mehr Verwaltungen, die so etwas machen.
Inwieweit es sich durchsetzt, kann ich jetzt aktuell noch nicht sagen. Die Feinstaubge-
schichte ist inzwischen ja sehr verbreitet, die Geschichte, die Köln gemacht hat, geht ja
ein bisschen darüber hinaus, ich bin da noch zwiegespalten. Ich weiß nicht, ob es sich
auf Dauer durchsetzen wird, weil ich den Mehrwert bei den Sensordaten nicht sehe: Ich
muss schon eine gewisse Menge an Sensoren haben, um bewerten zu können ob sie für
eine Datenauswertung geeignet sind und im Vergleich zu den öffentlichen Messstellen eine
vergleichbare Datenqualität liefern. Außerdem ist es nicht so einfach, genügend Menschen
zu finden, die mitmachen und auch in fünf Jahren noch Messungen durchführen. Zudem
muss das Gerät immer wieder nachjustiert und verbessert werden. Ich finde die Idee gut,
um Bürger überhaupt zu motivieren und sich irgendwo zu engagieren, ob es wirklich so
einen großen Mehrwert nachher bringt, weiß ich noch nicht.
Interviewer: Aufgrund der Tatsache dass es tatsächlich schon offizielle Messstellen
gibt, die ja auch schon Daten erfassen aber in dem Fall wenn es jetzt ein Szenario gibt,
wo die Daten noch nicht von offizieller Stelle aus erfasst werden, dann wäre es dann
auf jeden Fall erstmal ein Mehrwert, auch, wenn man langfristig schauen müsste, ob die
Datenqualität tatsächlich so gut ist, damit sie für Datenanalysen verwendet werden kann?
Befragter: Das wäre es auf jeden Fall. Ein Beispiel hier bei uns: Wir überlegen zur-
zeit mit ein paar Verwaltungen Messgeräte zu entwickeln, um Geschwindigkeitsmessungen
vorzunehmen. Jeder kennt es, wenn er durch eine verkehrsberuhigte Zone fährt und am
Straßenrand ein Schild angebracht ist, auf dem die aktuelle Geschwindigkeit und das Tem-
polimit stehen. Wir möchten dies auf einfacher technischer Basis umsetzen, um messen
zu können, wie viele Fahrzeuge mit welchem Tempo wann und wo langfahren. Heute ist
es ja oft so, dass per Hand Autos gezählt werden. So etwas ist in der Verwaltung aus
personellen Gründen und vom Aufwand her nicht möglich, wenn man aber so ein Gerät
an den Ortseingang und -ausgang hängt, hat man auch da Zahlen mit Uhrzeiten dran.
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Als Diskussionsgrundlage für den Bau einer Umgehungsstraße sind solche Zahlen deutlich
aussagekräftiger, als wenn wir vier Wochen lang jemanden 6 Stunden am Tag messen
lassen. Im Vergleich zu Luft- oder Feinstaubmessungen brauche ich weniger Leute, die
sich engagieren bzw. motivieren muss.
Interviewer: Diese Geschwindigkeitsmessungen sollen dann aber auch jedem offen
zur Verfügung stehen?
Befragter: Genau, sie sollen als Open Data bereitstehen, sodass jeder nachher sehen
kann, wie viele Fahrzeuge zu welcher Zeit vorbeigefahren sind. Man diskutiert auf Ba-
sis valider Zahlen und hat auch nicht nur über ein paar Wochen irgendeine Auswertung
gemacht. Es ist viel preiswerter, als Menschen messen zu lassen, es ist genauer und um-
fangreicher, da 24h am Tag keiner messen kann. Die Daten wird auch keiner anzweifeln,
weil es sich um geeichte Messgeräte handelt. Der Mensch, der misst, ist immer fehleran-
fällig.
Interviewer: Ist auch geplant, neben der Bereitstellung der Rohdaten Visualisierun-
gen der Daten anzubieten, damit Bürger auch wirklich nachvollziehen können, an welchen
Stellen die Geschwindigkeiten besonders überschritten werden?
Befragter: An solchen Dingen planen und arbeiten wir derzeit. Wie lange es dauert,
weiß ich allerdings nicht, weil die Plattform, die wir einsetzen, dies nicht von Haus aus
mitbringt. Im Moment machen wir es ab und zu mit Praktikanten und Azubis, denen wir
zeigen, wie man Diagramme baut, die wir den Verwaltungen zur Verfügung stellen. Diese
wiederum müssen dann schauen, wie Sie die Sachen veröffentlichen, wenn sie das denn
möchten. Die Plattform kann es leider nicht, hätten wir aber gerne.
Interviewer: Erfolgt eine Verlinkung von der Open Data Plattform auf die visuali-
sierten Inhalte?
Befragter: Genau, so war die Idee.
Interviewer: Die Stadt Köln möchte ihre erhobenen Crowdsourcing Daten aus dem
Pilotprojekt auf ihrer Open Data Plattform zur Verfügung stellen. Sehen Sie Chancen in
der Bereitstellung dieser Daten?
Befragter: Eine direkte Visualisierung der Daten ist sehr wichtig. Auch die Fein-
staubmessungen des Projektes „luftdaten.info“ werden direkt nach Übertragung auf die
Webseite visualisiert und sind sofort einsehbar. Wenn ich hingehe und ausschließlich Roh-
daten vor mir liegen habe, dann können 95
Interviewer: Sie würden sich nicht auf Entwickler verlassen, die eigene Visualisierun-
gen erstellen oder Unternehmen, die damit etwas anfangen wollen. Sehen Sie Potential
darin, die Daten aus Crowdsourcing Projekte, die tendenziell mehr generieren, als das was
wir heute auf Open Data Plattformen finden, offen anzubieten und später in Kombination
mit anderen Datensätzen für Anwendungen verwenden zu lassen?
Befragter: Kann ich mir sehr gut vorstellen, das ist die Schwierigkeit des Ei und
Henne Prinzips: Wenn ich keine Daten habe, finde ich keinen, der eine Anwendung macht.
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Jetzt habe ich Daten, aber (noch) keine Anwendungen, wie die Stadt Köln zum Beispiel. Es
wäre aber schick, wenn die Daten visualisieren könnte. Solange jemand aus der Community
was mit den Datensätzen macht, super, ansonsten stehen Daten da und keiner macht
was damit. Ich glaube, da müssen wir alle dran arbeiten, dass Entwickler das als gute
Idee sehen. Vielleicht ein einfaches Beispiel: Eine Verwaltung, die wir im Unternehmen
betreuen, hat ein Gewerbegebiet gemacht und musste unglaublich viel Geld dafür in die
Hand nehmen. Wenn sie die Zahlen gekannt hätte, wäre eigentlich schon aufgrund der
Einwohner, vorhandenen Betriebe und der Entwicklung des Umlands vor 5-10 Jahren klar
gewesen, das ein Gewerbegebiet kommen muss. Die Planer in Städten haben hier mehr
Möglichkeiten, aber in einer kleinen Gemeinde, wo das Personal dafür nicht vorhanden ist,
fangen sie dann an zu planen, wenn der Bedarf besteht. Dann weiß das aber schon jeder,
Grundstücke sind teuer und es muss schnell und unangenehm geplant werden. Wenn
man die offenen Daten früh genug hätte, könnten Entwickler Szenarien entwickeln, die
frühzeitig zeigen, wie die Infrastruktur in den nächsten Jahren aussehen wird und beraten,
was getan werden muss. Dafür müssen die Daten existieren, jemand muss wissen, dass sie
vorhanden sind und die Idee für ein Geschäftsmodell haben.
Interviewer: Ihnen sind bei den Kommunen, mit denen Sie zu tun haben, keine
Unternehmen bekannt, die offene Daten für ihr Geschäftsmodell einsetzen?
Befragter: Aktuell nicht.
Interviewer: Dann kommen wir zum nächsten Thema: Es gibt nun durchaus bereits
einige Bürger-Services, die gezielt Crowdsourcing einsetzen, um den Input von Bürgern für
die zukünftige Stadtentwicklung zu nutzen. Gleichzeitig gibt es dafür aber keine zentrale
Anlaufstelle, so wie es bei den offenen Daten der Fall ist. Können Sie sich vorstellen, dass
es für diese Art der Bürger Services in Zukunft eine eigene von der Kommune betriebene
Plattform geben wird, um gezielt Crowdsourcing Projekte zu organisieren?
Befragter: Ich würde es größer fassen: Das ist ein Anliegen, das auf Landesebene
geregelt werden sollte. Das Bundesland Sachsen zum Beispiel bietet Kommunen auf ihrer
eigenen Plattform die Möglichkeit, Crowdsourcing Projekte zu starten und dies wird auch
umfangreich genutzt. Die Organisation von Crowdsourcing mag in Städten klappen, aber
nicht in Kommunen auf dem Land, wenn diese nur ein oder zwei Bürgerbeteiligungen im
Jahr haben. Da ist der Aufwand zu groß, um eine Plattform mit einem Softwarehersteller
zu betreiben, die für jedes neue Projekt angepasst werden muss. Wenn auf Landesebene ein
Standard gesetzt wird, der einfach bedienbar ist und nicht für jede Crowdsourcing Aktion
ein Consulting einer Firma eingekauft werden muss, hilft das sehr weiter. So eine Plattform
würde sicherlich deutlich mehr genutzt werden, als das was die Kommunen jetzt machen:
Oft auf irgendeiner Homepage in ihrem CMS-System, wo sie Daten ablegen. Interviewer:
Spielt dabei auch die Zielgruppe eine Rolle, die bei einer landesweit verfügbaren Plattform
größer wäre?
Befragter: Ja, jeder Hersteller der Software anbietet, möchte Umsatz machen und
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lässt sich die technische Umsetzung solcher Crowdsourcing Projekte mit Summen be-
zahlen, die von kleineren Gemeinden nicht ausgegeben werden können. Das lässt sich
auch den Bürgern nicht verkaufen. Deswegen wäre es aus meiner Sicht wichtig, dass man
Lösungen findet, die kleinen Verwaltungen gerne auch gegen einen Obolus, aber ohne Rie-
senaufwand durch die Beauftragung von Externen, die Möglichkeit geben, ihre Projekte
einrichten bzw. organisieren zu können.
Interviewer: Wäre an der Stelle eine Verknüpfung mit Open Data Plattformen sinn-
voll?
Befragter: Ja, genau.
Interviewer: Die Stadt Köln spricht in ihrer Meldung zum Start des Pilotprojekts
auch über das vorhandene Potential der „Erweiterung und Veredelung von Verwaltungsda-
ten durch einen zivilgesellschaftlichen Input“. Können Sie sich vorstellen, dass Kommunen
das Thema Crowdsourcing auch auf eigene veröffentlichte Daten anwendet und sie von
Bürgern verifizieren und gegebenenfalls ändern lässt?
Befragter: Schwierig. Das erinnert mich an „OpenStreetMap“, wo auch jeder seinen
Input geben kann. Wikipedia arbeitet ja ähnlich. Auf Verwaltungsebene die eigenen Daten
verbessern zu lassen, kann ich mir aktuell nicht vorstellen.
Interviewer:
Es gibt ja auf den Open Data Plattformen viele Geodaten, meist Standortdaten von
öffentlichen Gebäuden, Schulen, Kindergärten, Krankenhäusern. Bürger könnten diese
Daten verifizieren, Metadaten pflegen, sodass die Stadt nicht in der alleinigen Pflicht ist,
alle Datensätze auf dem aktuellen Stand zu halten.
Befragter: Kann ich mir bei größeren Verwaltungen vorstellen, die nicht immer alles
im Blick haben, bei kleineren Verwaltungen sehe ich keine Notwendigkeit. Auch dort mag
es zwar Potentiale geben, wie z.B. Standorte von Kleidersammlungen, die nicht rechtzeitig
aktualisiert werden. Aber hier sehe ich aufgrund des überschaubaren Datenumfangs kein
wirkliches Einsatzszenario.
Interviewer: Die Stadt Bonn hat mit „Social Open Data“ ein Projekt gestartet,
das es auch Bürgern erlaubt, als Datenbereitsteller zu agieren und einen Beitrag für die
Open Data Plattform leisten zu können. Steckt Potential hinter der Idee, Bürger als
Datenbereitsteller für die Open Data Plattform miteinzubeziehen?
Befragter: Klar, warum nicht. Angefangen vom Geschichtsverein, der Datensätze
bereitstellen möchte, die er im Laufe der Zeit gesammelt hat, bis hin zu jemandem, der
irgendwelche Sehenswürdigkeiten gesammelt hat, gibt es mit Daten, die es wert sind auf
einer Plattform angeboten zu werden.
Interviewer:Müsste man hier entsprechende Prozesse einführen, um diese Daten von
der Stadt verifizieren zu lassen und eine Notwendigkeit für die Veröffentlichung auf der
Plattform feststellen?
Befragter: Ich fände es wichtig, zu prüfen, ob die Daten einem gewissen Kodex ent-
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sprechen. Ist dies der Fall, würde ich einen eigenen Bereich für diese Daten machen, wo ich
als Verwaltung klar kommuniziere, dass dies Daten von Bürgern sind und die Verwaltung
keine Verantwortung für die Korrektheit übernimmt. Diese Daten werden dann nicht von
der Stadt geprüft, verifiziert oder in irgendeiner Form abgenommen.
Interviewer: Dann kommen wir zu meiner Schlussfrage: Stehen wir bei der Nut-
zung von Big Data durch offene Daten der Verwaltung, Bürger und Unternehmen für die
zukünftige Stadtentwicklung noch am Anfang?
Befragter: Ja, wir stehen am Anfang. Ich glaube, dass es dahin gehen wird, dass wir
mit Daten Stadtentwicklung, -förderung, und -marketing betreiben werden. In der Bereit-
stellung und Offenlegung der Daten sind wir allerdings noch relativ am Anfang. Für mich
ist das ein Denkprozess, der in der Verwaltung und bei den Bürgern erst noch wachsen
muss und ich glaube, dass dies noch Jahre dauern wird. Für mich ist es vergleichbar mit
der Zeit, in der Computer populär wurden: Die ersten Leute fanden das hip, haben die
Geräte genutzt. Das wurde zum Hype und heutzutage nutzt jeder Computer. Aber bis
dies der Fall war, vergingen einige Jahre und genau so ist das jetzt auch. Dazu kommt,
dass die Verwaltungen nicht dafür bekannt sind, die Schnellsten zu sein. Es wird noch
ein paar Jahre dauern, bis alle erkannt haben, das Datenoffenlegung auch der Verwaltung
selber nutzt und Open Data nicht immer Richtung Bürger oder App-Entwicklung oder
dem Aufbau neuer Geschäftsmodelle gehen muss. Irgendwann ist dieser Gedanke da und
die Verwaltungen sollten gerade bei zukünftigen Themen, wie Internet of Things, Sens-
ordaten, egal ob sich das auf Parkplatzbelegungen oder Bewegungsdaten sind, aufpassen:
Es sollte darauf geachtet werden, dass keine Closed-Shopsysteme um die Daten gebaut
werden, sodass man selber nachher nicht mehr rankommt. Einige haben das bisher nicht
erkannt und überlassen mit dem Verkauf von Daten anderen die Planung ihrer Stadt.
Gerade bei Bewegungsdaten und Verkehrsstromlenkung ist es Aufgabe der Verwaltung
den Verkehrsstrom zu planen. Vor allem für Städte ist es wichtig zu wissen, wann welche
Verkehrsströme zu erwarten sind und wie sie gelenkt werden können. Da würde ich nicht
der Firma A oder B die alleinige Hoheit über diese Daten überlassen. Das fände ich falsch.
Interviewer: Vielen Dank für das Gespräch. Gibt es von ihrer Seite aus noch irgend-
welche Anmerkungen?
Befragter: Ich glaube, alles was mir eingefallen ist, habe ich erzählt.
A.1.3 Interview Stadt Bonn
Interviewer: Wie sind Sie zum Thema Open Data gekommen?
Befragter: Wir haben uns 2011 die Frage gestellt, ob das Thema, das aus England
und den skandinavischen Ländern bekannt war, nicht auch für unsere Behörden geeig-
net ist. Wir haben das Thema beobachtet und sind dann mit einem politischen Beschluss
zusammen mit der Community, Politik und Verwaltung in eine Leitlinienstrategie überge-
gangen. Daraus haben wir Empfehlungen abgegeben, die in einen Ratsbeschluss gemündet
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sind, Der Rat der Stadt Bonn hat daraufhin die Verwaltung beauftragt, dies umzusetzen.
Dabei wurden drei Umsetzungsschritte festgelegt, die nach und nach realisiert wurden.
Interviewer: Ich habe mich in den letzten Wochen mit den Open Data Plattfor-
men der Kommunen hier in der Region auseinandergesetzt. Diese Portale sind von ihrer
Bedienung und Nutzung überwiegend auf Entwickler, Datenjournalisten oder interessier-
te Personen mit technischen Kenntnissen ausgelegt. Dadurch, dass Sie Datensätze und
Schnittstellen zum Download bzw. zur Nutzung anbieten, sind sie eher als Download-
und weniger als Angebotsplattform ausgelegt, die die Bedienung der Oberfläche und Auf-
bereitung bzw. Nutzung der Daten in den Vordergrund stellen würde. Würden Sie meiner
Einschätzung zustimmen?
Befragter: Definitiv. Das war damals auch so in unserem Ratsbeschluss festgelegt.
Wir haben gesagt, dass die Zielgruppe entwicklerorientiert ist. Das Ganze unterliegt aber
mittlerweile einem allgemeinen Wandel: Nicht nur die Entwickler, sondern auch Bürger
und Unternehmen sollten es selber nutzen. Der Trend und die technische Entwicklung geht
dorthin, dass die Portale um weitere Funktionen ergänzt werden, damit man die Daten
schon vorab aufbereitet bekommt und die Erstansicht einer Datenvisualisierung erhält.
Interviewer: Ist das auch bei der Stadt Bonn in Planung?
Befragter: Nein, momentan nicht. Das ist ein Wunsch, den wir auch haben, der aber
technisch durch die Plattform aktuell nicht umgesetzt werden kann.
Interviewer: Wie nehmen Sie das Interesse dieser Zielgruppe an den Daten auf der
Plattform der Stadt Bonn aber auch anderer Kommunen wahr?
Befragter: Primär sind Entwickler auf der Plattform aktiv, Datenjournalisten eher
weniger.
Interviewer: Sind Sie mit dem Angebot an Services/Anwendungen basierend auf
diesen Daten zufrieden?
Befragter: Ja. Gerade die Themen Verkehr und Mobilität sind von großem Interes-
se. Es gibt einige Unternehmen bzw. Startups, die in diesem Bereich Parkdaten für ihr
Geschäftsmodell nutzen.
Interviewer: Neben den Daten, die ausschließlich eine Kommune bzw. Stadt betref-
fen, gibt es Ereignisse, wie Wahlen, die kommunenübergreifende Daten, wie z.B. Standorte
von Wahllokalen aus allen Wahlkreisen, hervorbringen. Ist eine kommunenübergreifende
Zusammenarbeit wichtig, um diese Themen ebenfalls auf der Plattform abdecken zu kön-
nen?
Befragter: Kommunenübergreifend ist es schwierig zusammen zu arbeiten, weil jede
Kommune erstmal für sich selber die Daten so veröffentlicht, wie sie es gerne mag oder
politisch dazu legitimiert ist. Ich denke aber, die flächendeckende Abbildung solcher Infor-
mationen ist absolut wichtig und wir sind im Moment in Gesprächen mit dem Land NRW,
damit solche Thematiken, wie Wahlen, vom Land bereitgestellt werden können/sollen.
Interviewer: Das bedeutet, es gibt auch Überlegungen für bestimmte Daten Stan-
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dards zu etablieren, die eine einheitliche Datenbereitstellung vereinfachen?
Befragter: Das ist der Wunsch von uns, der momentan noch nicht umgesetzt ist.
Dahin müssen wir in den nächsten Jahren kommen.
Interviewer: Bereits heute werden regelmäßig zu aktuellen Themen offene Daten zur
Verfügung gestellt und Bürger erhalten die Möglichkeit, Daten anzufragen. Gibt es hierfür
Kriterien, die eine Reihenfolge der Veröffentlichung festlegen?
Befragter: Nein, aktuell nicht. Wir veröffentlich das, was bedarfsorientiert angefragt
ist und versuchen dann als nächsten Schritt Datensätze zur Verfügung zu stellen, die wir
technisch aus den Fachverfahren ohne größeren Aufwand realisieren können. Datenbestän-
de, die einen hohen Aufwand zur Bereitstellung erfordern, werden aufgrund von fehlenden
finanziellen und personellen Ressourcen nach hinten gestellt.
Interviewer:Glauben Sie, dass es wichtig ist, dass die Verwaltung ihre Datenangebote
stärker an aktuellen Themen und gesellschaftlichen Entwicklungen ausrichtet?
Befragter: Aktuell ist das nicht im Fokus. Wir würden uns auf den Bereich der
Rohdaten oder Basisdaten konzentrieren. Nachholbedarf besteht definitiv im Bereich der
Infrastruktur- und Statistikdaten, sowie bei den Geodaten. Diese Datenbestände müssen
erstmal ohne Wertung und Gewichtung bereitgestellt werden. Den Aufwand der Daten-
aufbereitung ist momentan an der Stelle zu groß.
Interviewer: Bereits heute werden von vielen Kommunen Bürger-Services angebo-
ten, die auf einem klassischen Crowdsourcing-Modell basieren: Bürger können einmal im
Jahr über den „Bürgerhaushalt“ ihre eigenen Vorschläge für die zukünftige Gestaltung
der Stadt miteinbringen. Außerdem haben sie über Online-Portale, wie dem Mängelmel-
der, die Möglichkeit, Probleme jeglicher Art, die ihnen in der Stadt auffallen, zu melden.
Verglichen mit Open Data Plattformen herrscht hier eine hohe Aktivität: 750 Vorschläge
gingen auf der Plattform der Stadt Köln zum Bürgerhaushalt ein, im April 2018 wurden
insgesamt über 1000 Probleme auf der „Sag’s uns“ Plattform gemeldet. Welche Faktoren
sind ihrer Meinung nach entscheidend für den Erfolg solcher Services, die auf Crowdsour-
cing basieren?
Befragter: Zum einen einfache Nutzbarkeit. Wir haben seit fünf Jahren auch eine
Mängelmelder-Plattform in Bonn im Einsatz, die auch von unterwegs nutzbar ist und
ohne Login Vorgang auskommt. Für den Bereich Dialogplattform, z.B. für den Haushalt,
haben wir die Zentrale „Bonn mach mit“ im Einsatz und dort sind die Informationen, die
mitgegeben werden erfolgskritisch. Wenn sich jemand an einem solchen Verfahren betei-
ligt, ist es wichtig, dass er alle notwendigen Infos bekommt und in Folge auch ein schneller
Überblick über den Stand der Diskussion und die Beiträge anderer Teilnehmer möglich
ist. Für diese Zielgruppe müssen die Daten dann natürlich anders als beim Mängelmelder
aufbereitet werden, aber auch schnell und einfach nutzbar sein. Wenn keine Übersicht-
lichkeit gegeben ist, keine Rückmeldungen seitens der Verwaltung erfolgt, kann das nicht
zum Erfolg führen.
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Interviewer: In welchen Bereichen kann Crowdsourcing in Zukunft für die weitere
Stadtentwicklung eingesetzt werden?
Befragter: Aktuell sehe ich das nur im Bereich der formellen Beteiligungen, wie z.B.
Bauleitverfahren, zu denen die Bürger aufbereitete Informationen erhalten. Wir haben
mal im Bereich Geomapping experimentiert, was allerdings nicht angenommen wurde.
Interviewer: Was wurde dort konkret gemacht?
Befragter: Wir haben probiert, Crowdmapping für alle Objekte im öffentlichen Stra-
ßenraum, wie z.B. Denkmäler oder Street Art, durchzuführen. Es hat uns gewundert, dass
dies nicht angenommen wurde, weil gerade Schulklassen viel in Projektwochen mit Geo-
daten arbeiten, allerdings nur auf Papier sammeln und keinen technischen Bezug schaffen.
Wir haben versucht, ihnen ein Tool an die Hand zu geben, was allerdings nicht aufgegriffen
wurde.
Interviewer: Plattformen, wie das von der US-Regierung betriebene „Challenge.gov“
nutzen Preisgelder, also einen monetären Anreiz, um Menschen zur Teilnahme an Crowd-
sourcing Projekten und zum Erfassen von Daten zu motivieren. Können Sie sich einen
solchen Ansatz auch auf kommunaler Ebene in Deutschland vorstellen?
Befragter: Aktuell nicht. Es stellt sich immer die Fragen, welchen Motivationsfaktor
setze ich dahinter, um so etwas zu machen. Wir haben gesagt, dass dies auf der Freiwil-
ligkeit beruhen soll und nicht in eine Art Wettbewerbscharakter reingeht. Dabei spielt
auch die Frage nach der Qualität eine Rolle, die unter Umständen durch eine Vielzahl an
Teilnehmern leidet.
Interviewer: Vielleicht muss man an der Stelle zwischen verschiedenen Formen von
Crowdsourcing unterscheiden: Es gibt auf der einen Seite die aufgabenorientierten Projek-
te, wie den Mängelmelder, bei dem Bürger eine konkrete Aufgabe an die Hand bekommen
und einen Dateninput leisten und auf der anderen Seite innovationsorientiertes Crowd-
sourcing, bei dem sich Teilnehmer durch kreative Vorschläge und Ideen einbringen kann.
Befragter: Grundsätzlich ist die Idee nicht schlecht, aber man muss die Vorhaben
auch umsetzen können. Das Hauptproblem ist für uns wahrscheinlich der Aufwand, der
für die Organisation und Durchführung solcher Projekte betrieben werden muss, deswegen
verfolgen wir es derzeit nicht.
Interviewer: Die Stadt Köln stellt bereits Daten, die innerhalb ihrer Crowdsourcing
Projekte gesammelt wurden, als offene Daten auf ihre Plattform. Letztes Jahr wurde au-
ßerdem ein Projekt gestartet, bei dem zusammen mit dem Open Knowledge Lab Sensoren
an Bürger verteilt wurden, um die Luftqualität in Köln zu messen. Laut dem dazugehöri-
gen Blogeintrag möchte die Kommune damit eine „Kollaborationskultur in der Verwaltung
fördern“. Haben Sie den Eindruck, dass diese Kollaborationsmodelle zur Datenerhebung
Kommunen vermehrt initiiert werden?
Befragter: Vermehrt jetzt nicht, Köln war mit eine der ersten Städte, die solch ein
Modell aufgegriffen hat. Wir machen das auch, allerdings nicht direkt als Stadt, sondern
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über das „Code for Germany“-Lab. Dort werden vermehrt Themen zum Bürgernetzwerk
aufgegriffen, wie z.B. Freifunk und Internet of Things. Es gibt jedoch nur ganz wenige
Kommunen, die das außer uns betreiben. Was wir jetzt im nächsten Schritt machen wer-
den, ist der Aufbau einer offenen Basisfunktechnik. Wir werden mithelfen, ein Lora-Netz
mit zehn Gateways zu errichten, um uns unabhängig von normalen WLAN-Hotspots zu
machen. Mit Lora lassen sich geringe Datenmengen über eine extrem große Reichweite
senden. Ich brauche wenig Hotspots, um ein großflächiges Netz als Basisinfrastruktur auf-
zubauen, in dem Nodes Daten verschicken können. Diese Nodes können IoT-Geräte, wie
Feinstaubsensoren, sein. Mit der Deutschen Telekom sind wir dabei, zu ermitteln, welche
Umweltdaten mit Sensoren in solch einem Netz alles gesammelt werden können, sei es
Lärm, Licht oder Verkehrszählungen. Was sich daraus ergibt, wird sich zeigen. Aufgebaut
wird es als offenes Bürgernetz, das frei genutzt werden kann. Sobald es technisch umge-
setzt ist, werden wir anfangen, damit Daten zu sammeln, die wiederum offen verfügbar
ausgewertet werden können.
Interviewer: Sie stellen die Daten, die durch ein Crowdsourcing Projekt, wie dem
Mängelmelder, erhoben werden auf ihrer Open Data Plattform zur Verfügung. Welche
Chancen sehen Sie in der offenen Bereitstellung?
Befragter: Wenn man solche Datenbestände hat, die durchaus etwas größer sind, als
die üblichen Datensätze auf der Plattform, erhofft man sich, dass sie attraktiv für Daten-
konsumenten sind, die damit neue Themen und Innovationen schaffen, an die wir selbst
noch nicht gedacht haben. Natürlich kann man mit den Daten ein einfaches Monitoring
betreiben, aber auch andere Dinge sind vorstellbar. Wir wollen Innovation ermöglichen
und fördern, indem anhand lokaler Daten aufgezeigt wird, wo Probleme vorhanden sind,
aber auch Lösungsmöglichkeiten bestehen, um das gesellschaftliche Leben attraktiver zu
gestalten.
Interviewer: Wird diese Schnittstelle am Beispiel des Mängelmelders aktiv genutzt?
Befragter: Das ist mir bislang nicht bekannt. Wir haben ein eigenes Projekt darauf
laufen, aber ich kenne keines, das veröffentlicht worden ist.
Interviewer: Werden die Daten intern von der Stadt analysiert bzw. Ausgewertet?
Befragter: Wir nutzen die Daten mit der Schnittstelle einmal zur Weitergabe der
Meldungen. Mit den Stadtwerken tauschen wir die Daten zur Straßenbeleuchtung aus und
im Moment ist ein verbessertes Backend für die Sachbearbeitung im Aufbau, sodass die
Informationen auch in weitere Fachbereiche weitergegeben werden können. Das betrifft vor
allem Kollegen im Außendienst, die dann unterwegs die Probleme direkt abrufen können.
Interviewer: Welche Daten, die mittels Crowdsourcing erhoben werden können, sind
besonders wertvoll für Kommunen, aber auch Unternehmen?
Befragter: Das ist eine extrem gute Frage, die bislang nicht beantwortet werden
kann. Ich glaube, dass die Daten in ihrer Rohfassung nicht den Wert darstellen, sondern
erst eine Veredelung und Weiterverarbeitung einen Wert generiert. Am Beispiel der Fein-
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staubmessung: Erst durch eine größere Datensammlung können Erkenntnisse gewonnen
und zum Beispiel Vorschläge für alternative Wegeführungen gemacht werden. Durch die
Datenauswertung und -beschreibung ergeben sich Fragen und konkrete Maßnahmen, die
ergriffen werden können. Im Moment ist in der allgemeinen Diskussion, ob man Daten
besteuern bzw. bepreisen sollte. Ich sehe den Wert aktuell noch nicht.
Interviewer: Es gibt nun durchaus bereits einige Bürger-Services, die gezielt Crowd-
sourcing einsetzen, um den Input von Bürgern für die zukünftige Stadtentwicklung zu
nutzen. Gleichzeitig gibt es dafür aber keine zentrale Anlaufstelle, so wie es bei den of-
fenen Daten der Fall ist. Können Sie sich vorstellen, dass es für diese Art der Bürger
Services in Zukunft eine eigene von der Kommune betriebene Plattform geben wird?
Befragter: Aktuell ist das nicht absehbar. Aber es wäre natürlich notwendig, wenn
man diese zivilgesellschaftlichen Aktivitäten weiter steuern möchte. Das Quartiersmana-
gement in Stadtteilbüros erfolgt bislang primär analog und wir sind in einem ersten Pilot-
projekt mit der Plattform „Nebenan.de“ dabei, die Vernetzung der Bürger untereinander
voranzutreiben (Anmerkung: nebenan.de ist eine kostenlose, lokale Nachbarschaftsplatt-
form).
Interviewer: Mir fällt spontan das Beteiligungsportal des Landes Sachsen ein, das
Kommunen aus der Region die Möglichkeit gibt, eigene Crowdsourcing Projekte zu orga-
nisieren.
Befragter: Ich finde das einen guten Weg. Solch eine Plattform wäre bei uns sogar
schon vorhanden, würde aber voraussetzen, dass man für die Einführung einen vorgela-
gerten Dialogprozess mit den Bürgern durchführt.
Interviewer: Sie setzen ja bereits seit 2014 ein Datencockpit ein, um ein Monito-
ring der Aktivitäten auf der Open Data Plattform anzubieten und sich transparent über
neue Datensätze, aber auch Aktualisierungszyklen von bestehenden Daten zu informieren.
Können Sie sich vorstellen, dass Kommunen das Thema Crowdsourcing auch auf eigene
veröffentlichte Daten anwendet und sie von Bürgern verifizieren und gegebenenfalls ändern
lässt?
Befragter: Das findet ja heute schon statt, wir bekommen heute bereits Rückmeldun-
gen zu Daten, die Vorschläge für Korrekturen oder Erweiterungen enthalten, diese werden
aber nicht in die Datensätze eingepflegt. Die Rohdaten bleiben so, wie sie bereitgestellt
werden und die Verbesserungsvorschläge fließen in den normalen Geschäftsprozess ein.
Interviewer:Wird ein Mehrwert geschaffen, wenn Bürger direkt über eine Schnittstel-
le Datensätze korrigieren bzw. Ändern können und der Datenkonsument bei der Nutzung
die Wahl zwischen verschiedenen Versionen hat?
Befragter: Interessanter Aspekt, den wir vom Ansatz her so noch nicht berücksich-
tigen. Es gibt zwar viele Datenbereitsteller auf der Open Data Plattform, die auch die
Möglichkeit hätten, bestehende Daten zu veredeln, zu verbessern und den Datenstand
wieder zur Verfügung stellen, aber technisch haben wir keine Möglichkeit, Verbesserun-
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gen am Datenkatalog vorzunehmen. Die Daten werden einmal importiert und können
nachträglich nicht mehr verändert werden.
Interviewer: Intern können Mitarbeiter, die an der Datenquelle sitzen, keine Ände-
rungen an Datensätzen vornehmen?
Befragter: Es gibt Fachbereiche, die direkt die Möglichkeit haben, Daten hochzula-
den. Ein bestehender Datensatz kann allerdings nicht manipuliert werden. Anders sieht
das Im Bereich der Geodaten aus: Hier wird der aktuelle Datenbestand täglich über ei-
ne Schnittstelle gezogen. Statt auf dem Datenportal werden Änderungen direkt in der
Datenquelle vorgenommen, das halte ich für den besseren Weg.
Interviewer: Sie sehen also durchaus Potential hinter der Idee, Bürger zum Bereit-
stellen und Verifizieren von Daten auf der Open Data Plattform miteinzubeziehen?
Befragter: Definitiv. Der Datenbestand ist für uns immer Diskussionsgrundlage und
soll hinterfragt werden. Wir versuchen transparent mit den Datenbeständen umzugehen
und Informationen zu liefern. Allerdings muss man auch bedenken, dass aus der Verwal-
tung nicht alle Datensätze kommen. Stattdessen kommen sie von den Abfallbetrieben,
Stadtwerken oder der Universität. Die könnten wir in der Form niemals zur Verfügung
stellen, deswegen ist es wichtig, Daten aus vielen Quellen zu beziehen.
Interviewer: Kommen wir zur Schlussfrage. Stehen wir bei der Nutzung von Big
Data durch offene Daten der Verwaltung, Bürger und Unternehmen für die zukünftige
Stadtentwicklung noch am Anfang?
Befragter: Extrem am Anfang. Es gibt ganz, ganz wenig im Open Data Bereich.
Auf Landesebene gibt es Kopernikusdaten, Geo- und Fotodatenbestände, aber gerade auf
kommunaler Ebene gibt es meines Erachtens nach keinerlei solcher Bestände.
Interviewer: Werden all diesen Daten in Zukunft das Potential haben, die primäre
Grundlage für Entscheidungen zur weiteren Stadtentwicklung sein?
Befragter: Aus meiner Sicht wäre das wünschenswert. Wir brauchen eine Entschei-
dungsgrundlage, wenn ich in Stadtplanungen reingehe. Ich benötige verschiedenste Da-
tenbestände von Geodaten über Statistiken, um eine verlässliche Prognose abgeben zu
können, wie sich die Stadt in den nächsten Jahren entwickelt. Dafür muss die Datenquel-
le frei zugänglich sein, die mit weiteren Informationen von anderen Datenbereitstellern
ergänzt wird, um eine Grundlage für politische Beratungen zu schaffen. Da reicht das,
was wir aktuell haben, nicht aus. Open Data Portale werden sich zukünftig in Richtung
Datenmanagement-Tool für die Verwaltungen selber als zentraler Datenzugang für alle
Fachbereiche weiterentwickeln. Bei Open Data liegt der Nutzen nicht nur im Externen,
sondern wir als Verwaltung werden wahrscheinlich den größten Nutzen selber haben.
Interviewer: Das ist doch ein schönes Schlusswort, vielen Dank für das Gespräch.
A.1.4 Interview Open Data Aktivist
Interviewer: Wie bist du zum Thema Open Data gekommen?
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Befragter: Wenn man durch die Stadt spaziert und gleichzeitig Softwareentwickler
ist, dann stellt man sich viele Fragen, was stadtbezogene Daten betrifft. So kommt man
über kurz oder lang nicht um das Thema Open Data herum. An den ersten Ansatzpunkt
kann ich mich aber nicht mehr genau daran erinnern, das ist ungefähr 3-4 Jahre her.
Interviewer: Du warst also bei den Anfängen dabei?
Befragter: Ja, in Köln auf jeden Fall.
Interviewer: Ich habe mich in den letzten Wochen mit den Open Data Plattfor-
men der Kommunen hier in der Region auseinandergesetzt. Diese Portale sind von ihrer
Bedienung und Nutzung überwiegend auf Entwickler, Datenjournalisten oder interessier-
te Personen mit technischen Kenntnissen ausgelegt. Dadurch, dass Sie Datensätze und
Schnittstellen zum Download bzw. zur Nutzung anbieten, sind sie eher als Download-
und weniger als Angebotsplattform ausgelegt, die die Bedienung der Oberfläche und Auf-
bereitung bzw. Nutzung der Daten in den Vordergrund stellen würde. Würdest du meiner
Einschätzung zustimmen?
Befragter: Ja, in erster Linie sind die Open Data Plattformen, die die Stadt anbietet,
dafür gemacht, dass Entwickler oder andere Unternehmen daraus Software generieren, um
einen Mehrwert zu generieren oder die Daten in gewisser Weise aufbereiten, weil die Stadt
nicht gleichzeitig die Daten pflegen, instand halten kann und die Daten in einer Form
anbieten kann, die den Bürgern einen Mehrwert bietet. Alleine die Kosten dafür sind
immens und eine Stadt sollte sich darauf konzentrieren, was sie tut. Die Digitalisierung
und das Angebot an Datensätzen bzw. Schnittstellen ist alleine schon eine große Hürde.
Interviewer: Die Strategie ist also vonnöten, weil die finanziellen und personellen
Ressourcen fehlen?
Befragter: Grundsätzlich passiert ja eine Aufbereitung der Daten, denn jede Stadt
hat ja PDFs, die sie generieren, wo sie über Themen, die von Interesse sind, berichten und
dann Aggregationen von Daten machen, die eh schon da sind. Nur um die Daten, die sie
selber erarbeiten und visualisieren nachprüfbar machen zu können, ist es wichtig, dass die
Daten öffentlich zugänglich sind.
Interviewer: So wie ich das beobachten konnte, trennen viele Kommunen die aufbe-
reiteten Inhalte von den Rohdaten. Die inhaltliche Aufbereitung findet auf der eigenen
Webseite in Form von Texten und Visualisierungen in Grafiken oder Karten oder in mo-
bilen Apps, wie bei der Stadt Köln, statt. Die Rohdaten werden zum Download auf die
Open Data Plattform gestellt, oft ohne Bezug zu Informationen, die sich aus den Daten
ziehen lassen.
Befragter: Genau, das machen sie für manche Sachen, aber nicht für alles, was als
Open Data vorhanden ist. Die meisten Datensätze dort sind Anfragen von Bürgern, In-
teressierten und vielleicht auch Firmen. Diese werden dann nicht nur der einen Person,
sondern jedem zur Verfügung gestellt.
Interviewer:Was hältst du von der Strategie der klaren Trennung zwischen Rohdaten
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und aufbereiteten Informationen?
Befragter: Am Beispiel der Stadt Köln sieht man, dass hier durchaus das Bestre-
ben vorhanden ist, eine einheitliche Aufbereitung vorzunehmen. Dort werden teilweise
Karten angeboten, auf denen die Daten visualisiert werden, damit man ein Gefühl dafür
bekommt. Eine Öffnung in diese Richtung ist also durchaus vorhanden. Die Frage, die ich
mir stelle, ist aber, muss eine Stadt diese Tätigkeit leisten oder sollte sie sich nicht viel-
mehr auf die Kernkompetenz der Verwaltung konzentrieren. Daten, die bei dieser Arbeit
anfallen, zu digitalisieren, mit Metadaten zu verbinden, um sie verständlich zu machen,
ist zeitaufwendig genug.
Interviewer: Wie nimmst du selbst das Interesse an den Daten auf solchen Plattfor-
men wahr?
Befragter: Unterschiedlich. Es gibt Themen, die interessiert keinen und wiederum
andere, die boomen, wie zum Beispiel die Vornamen der Kinder der letzten Jahre. Das
ist der am meisten heruntergeladene Datensatz und auch offensichtlich, weil es junge
Eltern betrifft. Hier könnte man überlegen, ob es auch spannend wäre, die Daten nach
Veedeln einzuteilen oder nur einen bestimmten Zeitraum zu betrachten, um zu schauen,
ob im Winter andere Namen verwendet werden, als im Sommer. Wenn man solche Daten
veröffentlicht, muss man also nicht nur gucken, welche Art von Daten es sind, sondern
auch in welcher Feingliederung bzw. Struktur die Daten aufgebaut sein sollten. Alleine
darüber kann man ewig diskutieren und Arbeit reinstecken.
Interviewer: Neben den Daten, die ausschließlich eine Kommune bzw. Stadt betref-
fen, gibt es Ereignisse, wie Wahlen, die kommunenübergreifende Daten, wie z.B. Standorte
von Wahllokalen aus allen Wahlkreisen, hervorbringen. Ist eine kommunenübergreifende
Zusammenarbeit wichtig, um diese Themen ebenfalls auf der Plattform abdecken zu kön-
nen?
Befragter: Ja klar. Ich glaube, da gibt es Ansätze, ich weiß allerdings nicht, wie hier
der aktuelle Stand ist.
Interviewer: Zum Beispiel durch die Etablierung von Standards?
Befragter: Ja, an dieser Vereinheitlichung wird gearbeitet, zum Beispiel beim Thema
Wahldaten.
Interviewer: Ist es für Entwickler denn attraktiver, nicht nur auf Daten einer Kom-
mune, sondern auf Datensätze eines Landes zugreifen zu können? Spielt die Datenmenge
eine Rolle?
Befragter: Ja, grundsätzlich ist der Hunger an Daten natürlich groß, wenn man ein-
mal damit anfängt und Zugang zu noch mehr kommunalen Daten, die dieselben Standards
einsetzen, bekommt. Das scheitert immer mal wieder, weil es in den Kommunen sehr un-
terschiedlich gehandhabt wird. Nicht nur bei den Wahlen, sondern grundsätzlich gibt es
momentan keine Vereinheitlichung. Damit wurde jetzt angefangen, aber hier der Wille
der Kommunen entscheidend, dabei mitzumachen, außer es wird gesetzlich festgelegt.
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Interviewer: Letztes Jahr wurde ein Projekt gestartet, bei dem die Stadt Köln zu-
sammen mit dem Open Knowledge Lab Sensoren an Bürger verteilt wurden, um die
Luftqualität in Köln zu messen. Ist das korrekt? Welches Ziel verfolgt ihr mit dem Pilot-
projekt?
Befragter: Das Projekt mit der Stadt ist mit der Idee gestartet, dass wir Sensoren
verteilen, um Daten zu sammeln und zu schauen, wie sich es sich verhält, wenn man inter-
essierten Bürgern diese Geräte in die Hand drückt. Wie werden sie in Betrieb genommen
und was für Probleme kommen auf uns zu? Wir haben vor diese gesammelten Daten in
Luftqualitätsdaten umzurechnen, was uns auch teilweise schon gelungen ist. Das war aber
nicht unser erstes Ziel, sondern überhaupt erstmal mit Bürgern in Kontakt zu kommen.
Im Speziellen ging es um Stickstoffdioxid-Daten und der Sensor ist zwar ein Günstiger,
aber unter gewissen Umständen kann man dort entsprechende Werte rauslesen.
Interviewer: Welche Erfahrungen habt ihr bei der Organisation und Durchführung
des Pilotprojektes in Bezug auf die Bereitschaft der Bürger gemacht?
Befragter: Die Bürger sind definitiv sehr bereit, wenn es um Luftqualität geht, Sen-
soren zuhause aufzustellen und auch Arbeit reinzustecken, indem sie in eine Hülle gesteckt
werden, am Gebäude aufzubauen und dafür zu sorgen, dass die Sensoren dauerhaft Daten
sammeln. Manchmal muss dafür die Software neu installiert werden oder die Hardware
neu gestartet werden.
Interviewer: Wieviele Teilnehmer machen bei dem Projekt mit?
Befragter: Angestrebt waren um die 100 Teilnehmer und verteilt haben wir bisher
66 und das werden noch mehr.
Interviewer: Das erfolgt alles im Kölner Stadtgebiet?
Befragter: Hauptsächlich, ja.
Interviewer: Wie habt ihr das Projekt bekanntgemacht?
Befragter: Wir haben in verschiedenen Foren auf die Termine zur Verteilung der
Sensoren aufmerksam gemacht und über unsere Webseite hatten wir eine Anmeldung, wo
man sich registrieren konnte.
Interviewer: Ihr habt also vor allem online dafür geworben?
Befragter: Hauptsächlich, aber es gab auch Veranstaltungen. Hier weiß die Stadt
Köln aber besser Bescheid.
Interviewer:Was ist euer bisheriges Fazit? Könnt ihr euch vorstellen, solche Projekte
weiterzuführen oder auszubauen?
Befragter: Grundsätzlich ist es so, dass das OK Lab, aber auch andere Gruppen
in Köln Feinstaubsensoren verteilt haben, was auf einer Idee des Stuttgarter Projektes
„Luftdaten.info“ basiert. Dabei sind mittlerweile auch schon über 100 Stück im Einsatz.
Bei den Luftsensoren testen wir noch, inwiefern hier die Validität der Daten gegeben ist
und wie einfach wir das noch machen können.
Interviewer: Könnte dieser Ansatz in Zukunft Konkurrenz für offizielle Messstationen
99
A ANHANG
werden?
Befragter: Konkurrenz weiß ich nicht. Offizielle Messstationen messen chemische
Zusammensetzungen, wohingegen wir Luftionisierungen, also Widerstände messen. Dass
heißt, es ändert sich ein Stromkreislauf, was Rückschlüsse auf den Widerstand zulässt.
Aus diesem Widerstand kann man verschiedene Luftzusammensetzungen errechnen. Aus
Sicht der Messstationen ist es Hokuspokus. Aus unserer Sicht ist es so, wenn man vie-
le Datenpunkte misst und gewisse mathematische Modelle anwendet, kann man relativ
genaue Werte rausbekommen, die sich mit den offiziellen Werten vergleichen lassen, weil
man sie aber auch auf dieser Grundlage validiert hat.
Interviewer: Aber es ist aktuell nicht angedacht, diese Messstationen zu ersetzen?
Befragter: Das ist sehr weit in die Zukunft gedacht und da brauchen wir noch sehr
viel Zeit, um das zu perfektionieren. Wir machen das alles in unserer Freizeit und alleine
solche Sensoren zu verteilen, die Technik im Hintergrund laufen zu lassen und Webseiten
zu gestalten, um das verständlicher zu gestalten, was dort passiert, ist schon aufwendig
genug. Bis wir da eine Konkurrenz wären, dauert es noch.
Interviewer: Die Messstationen sind dagegen wahrscheinlich auch deutlich teurer in
ihrem Betrieb.
Befragter: Sie sind um einiges teurer und möglicherweise könnten sich die Inhaber
dieser Stationen davon inspirieren lassen, diese kleinen kostengünstigen Sensoren auch zu
installieren, um die Offiziellen zu ergänzen. Aktuell werden einige Punkte in der Stadt
gemessen und dann interpoliert. Hier entstehen Daten, die teilweise fragwürdig in Bezug
auf ihre Aussagekraft sind. Wenn man ein breiteres Bild durch viele Sensoren hat, kann
man natürlich besser interpolieren. Gerade bei Feinstaub können die Werte stark variieren,
weil Luftzirkulation eine große Rolle spielt.
Interviewer: Die Stadt Bonn möchte ebenfalls mit Sensoren Umweltdaten sammeln,
setzt hier aber durch den Aufbau eines Funknetzes auf einen Ansatz, der nicht auf ein
Kollaborationsmodell angewiesen ist. Was hältst du davon?
Befragter: Das ist auch ein Kollaborationsmodell, weil die Technik bedingt, dass sich
die Leute für mehrere hundert Euro Technik kaufen, in Betrieb nehmen und mit dem
Internet verbinden. Das passiert in Bonn, aber auch gerade in Köln, nur solange es kein
flächendeckendes Netz von Lora gibt, kann man natürlich auch noch nicht die ganzen
Sensoren verteilen, die die Daten durch dieses Netz weitergeben.
Interviewer: Euer Ansatz ist in diesem Fall einfach und kostengünstiger zu realisie-
ren?
Befragter: Über WLAN ist es gerade einfacher zu realisieren, hat aber natürlich
die Problematik, dass man den Bürgern erklären muss, dass sie ihre Zugangsdaten auf
dem Sensor hinterlegen müssen, was später wegfallen würde, wenn man ein Lora Netz
zur Verfügung hat, da es größer und feinmaschiger genug ist, um die Daten darüber
zu verschicken. Das ist die Zukunft, wobei man hier klar festlegen muss, welche Daten
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gesammelt werden. Die Datenrate ist sehr gering, sodass nur wenige Datenpunkte pro
Minute versendet werden dürfen.
Interviewer: Bereits heute werden von vielen Kommunen Bürger-Services angebo-
ten, die auf einem klassischen Crowdsourcing-Modell basieren: Bürger können einmal im
Jahr über den „Bürgerhaushalt“ ihre eigenen Vorschläge für die zukünftige Gestaltung
der Stadt mit einbringen. Außerdem haben sie über Online-Portale, wie „Sag’s uns“, die
Möglichkeit, Probleme jeglicher Art, die ihnen in der Stadt auffallen, zu melden. Vergli-
chen mit Open Data Plattformen herrscht hier eine hohe Aktivität: 750 Vorschläge gingen
auf der Plattform der Stadt Köln zum Bürgerhaushalt ein, im April 2018 wurden insge-
samt über 1000 Probleme auf der „Sag’s uns“ Plattform gemeldet. Welche Faktoren sind
deiner Meinung nach entscheidend für den Erfolg solcher Services, die auf Crowdsourcing
basieren?
Befragter: Keine Ahnung, müsstest du die Stadt fragen, die haben einen besseren
Einblick.
Interviewer: Wenn du solche Services benutzt als Bürger, was ist dir da besonders
wichtig?
Befragter: Das es funktioniert und einfach zu nutzen ist.
Interviewer: Ist ein Faktor auch, dass du eine Rückmeldung erhältst bzw. dein Input
durch die Kommune wahrgenommen wird?
Befragter: Ja.
Interviewer: In welchen Bereichen kann Crowdsourcing in Zukunft für die weitere
Stadtentwicklung eingesetzt werden?
Befragter: Man kann sich da einiges vorstellen, Sensordaten, die von Bürgern gesam-
melt werden, ist schon etwas speziell. Die Sags uns Plattform finde ich schon sehr gut, weil
es die Bürger mit einbezieht. Grundsätzlich weiß ich von anderen Städten, dass sie sehr
daran interessiert sind, dass Taxis Sensoren haben, die dann Bodenunebenheiten messen.
Dadurch konnten Straßenbauaufträge koordiniert werden. Es gibt tausend Beispiele in die
Richtung, mir fällt aber aktuell auch nicht mehr ein.
Interviewer: Plattformen, wie das von der US-Regierung betriebene „Challenge.gov“
nutzen Preisgelder, also einen monetären Anreiz, um Menschen zur Teilnahme an Crowd-
sourcing Projekten und zum Erfassen von Daten zu motivieren. Kannst du dir einen
solchen Ansatz auch auf kommunaler Ebene in Deutschland vorstellen?
Befragter: Das ist eine sehr spezielle Frage, die ich nicht beantworten kann. Ich weiß
nicht, was für Gelder das sein sollten und woher diese kommen. Was das an Mehrwert an
Daten für die Stadt bringt kann ich so allgemein nicht beurteilen.
Interviewer: Eine Möglichkeit wäre vielleicht beim Thema Mobilität, um nach kon-
kreten Vorschlägen für eine Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs zu suchen.
Befragter: Solche Veranstaltungen finden in Köln immer mal wieder statt. Zum Bei-
spiel wurde sich in den letzten Jahren zum Thema Radfahren getroffen und überlegt,
101
A ANHANG
welche Radwege verbessert werden. Aber Preisgelder wurden bisher nicht ausgelobt und
ich weiß auch nicht, ob es sinnvoll ist, das Geld den Leuten zu geben, die die Idee haben
oder eher die Stadt das Geld bekommt, um es für die Umsetzung auszugeben. Meistens
ist es ja so, dass die Ideen gesammelt werden und dann fehlt das Geld für die Umsetzung.
Ich sehe hier eher die Problematik.
Interviewer: Es gibt nun durchaus bereits einige Bürger-Services, die gezielt Crowd-
sourcing einsetzen, um den Input von Bürgern für die zukünftige Stadtentwicklung zu
nutzen. Gleichzeitig gibt es dafür aber keine zentrale Anlaufstelle, so wie es bei den offe-
nen Daten der Fall ist. Wird es für diese Art der Bürger Services in Zukunft eine eigene
von der Kommune betriebene Plattform geben wird?
Befragter: Für das Land Sachsen gibt es so eine Plattform ja bereits.
Interviewer: Kannst du dir sowas auch in anderen Ländern vorstellen?
Befragter: Grundsätzlich haben auch andere Städte und Länder solche Portale, die
auch genutzt werden.
Interviewer: Auf Portalen, wie der des Landes Sachsen, werden vor allem formelle
Beteiligungen gestartet und weniger freiwillige Projekte, deren Daten dann auch noch
offen zur Verfügung gestellt werden.
Befragter: Das Problem ist, dass die Kommunen unabhängig sind und selbst ent-
scheiden können, welche Software sie für ihre Zwecke nutzen. Deshalb gab es bis jetzt
auch keine Schnittstellen, die kommunenübergreifend genutzt werden. Hier fällt mir nur
die API „Open311“ ein, die unter anderem von der Stadt Bonn und Köln für ihr Anlie-
genmanagementportal genutzt werden. Damit wäre es möglich, eine App zu entwickeln,
die theoretisch deutschlandweit gilt und jede Kommune bekommt Informationen, die über
die Schnittstelle laufen. Dafür müsste sich eine Firma oder Gruppe von Freiwilligen dazu
bereit erklären, sowas zu schreiben.
Interviewer: In Sachsen scheint das ja funktioniert zu haben. Warum sollte es auch
nicht in anderen Ländern oder sogar auf Bundesebene möglich sein?
Befragter: Das Land NRW hatte ja durchaus Gelder für solch eine Idee, nur scheint
sich hier niemand dafür beworben zu haben, so etwas umzusetzen.
Interviewer: Kannst du dir vorstellen, dass Kommunen das Thema Crowdsourcing
auch auf eigene veröffentlichte Daten anwendet und sie von Bürgern verifizieren und ge-
gebenenfalls ändern lässt?
Befragter: Es ist die Frage, ob man Daten von Bürgern vertrauen kann. Offene Daten
ist ja bereits ein Kontrollverlust und alleine eigene gepflegte Daten öffentlich zu machen,
ist ein Schritt, den viele Kommunen aus diesem Grund nicht gehen möchten. Daten sind
grundsätzlich nicht einheitlich und tendieren dazu fehlerhaft zu sein. Die Angst, dass diese
Fehler auf die Kommunen zurückfallen, ist natürlich sehr groß, deshalb ist dieser Ansatz
sehr weit in die Zukunft gedacht.
Interviewer: Wird dadurch ein Mehrwert für Datenkonsumenten geschaffen, weil der
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Datenbestand aktuell gehalten werden kann und der personelle Aufwand in der Verwal-
tung sinkt?
Befragter: Klar, nicht nur für die Stadt, auch für Unternehmen ist das interessant.
Ein Anwendungsfall ist beispielsweise bei der KVB, die den Status ihrer Aufzüge an den
Bahnstationen durch einen Mitarbeiter pflegen müssen. Ist ein Aufzug defekt, merken
es aber vor allem die Fahrgäste zuerst und könnten die Daten schneller aktualisieren.
Solch eine Verifizierung würde sowieso nur für einen Teil der Daten Sinn machen. Für
Sensordaten muss auch Vertrauen in die Bürger gesteckt werden, da hier nicht kontrolliert
werden kann, ob die Daten verfälscht bzw. Manipuliert werden.
Interviewer: Stehen wir bei der Nutzung von Big Data in Form von offenen Daten
der Verwaltung, Bürger und Unternehmen für die zukünftige Stadtentwicklung noch am
Anfang?
Befragter: Die Stadtentwicklung an sich ist ja bereits heute datengetrieben. Was
natürlich passiert ist, dass der Bürger auf einmal Zugang zu Daten bekommt, den er vorher
nicht hatte, und Feedback geben kann. Wenn dieser Prozess verstärkt wird, entstehen neue
Dinge, über die wir uns jetzt noch nicht im Klaren sind. Aber es muss ein Dialog zwischen
Bürger und Stadt sein, statt nur in eine Richtung zu gehen. Es reicht nicht, dass die Stadt
die Daten nur veröffentlicht. Entweder die Bürger verfeinern die Rohdaten oder reichern
sie an, sodass ein positiver Einfluss entstehen kann.
Interviewer: Habe ich das richtig verstanden, dass sowohl das Feedback der Bürger,
als auch der Dateninput, den die Stadt durch die Bürger zulässt, in Form von Veredelung
oder Weiterverarbeitung, diesen positiven Einfluss hervorrufen kann?
Befragter: Genau.
Interviewer: Vielen Dank für das Gespräch.
A.1.5 Interview Stadt Köln
Interviewer: Wie sind Sie zum Thema Open Data gekommen?
Befragter: Wir sind 2012 mit dem Thema konfrontiert worden, als wir das Konzept
zur Internetstadt hier in Köln verabschiedet haben. Es war ein Thema, das politisch
gefordert war, allerdings zu dem Zeitpunkt noch etwas stiefmütterlich behandelt. Es gab
außer Berlin und Hamburg relativ wenig. Wir sind tatsächlich über das Thema „Frag den
Staat“ konfrontiert worden. Zu dem Zeitpunkt gab es eine Anfrage eines Bürgers, der
Ärger mit einem Abmahnverein hatte, weil ihm das Ratsinformationssystem der Stadt
Köln nicht gefallen hat. Deshalb hat er unsere Webseiten und die PDF-Dokumente, die wir
zur Verfügung stellen, gescrapet, die Daten georeferenziert und in einer sehr interessanten
Art und Weise dargestellt. Das hat natürlich zu Lizenzverletzungen geführt und so ist der
Kontakt für uns in die Szene entstanden. An dem Punkt hatten wir auf einmal mit offenen
Daten zu tun, konnten uns hier extern beraten lassen und sind tiefer eingestiegen. Das
deckte sich mit dem politischen Auftrag, zu dem wir vorher nicht so viel sagen konnten.
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Interviewer: Seitdem hat sich ja viel getan auf dem Gebiet. Ich habe mich in den
letzten Wochen mit den Open Data Plattformen der Kommunen hier in der Region aus-
einandergesetzt. Diese Portale sind von ihrer Bedienung und Nutzung überwiegend auf
Entwickler, Datenjournalisten oder interessierte Personen mit technischen Kenntnissen
ausgelegt. Dadurch, dass Sie Datensätze und Schnittstellen zum Download bzw. zur Nut-
zung anbieten, sind sie eher als Download- und weniger als Angebotsplattform ausgelegt,
die die Bedienung der Oberfläche und Aufbereitung bzw. Nutzung der Daten in den Vor-
dergrund stellen würde. Würden Sie meiner Einschätzung zustimmen?
Befragter: Definitiv, das ist aber auch gewollt. Wir haben am Anfang, bevor wir
auf diese professionelle Plattform umgestiegen sind, einen Wordpress-Blog geführt und
Daten angeboten. Hier hatten wir uns mehr auf Inhalte konzentriert, um das Thema in
die Breite zu tragen und mir wurde gerade von den Datennutzern mitgeteilt, dass dies
nicht nötig ist. Die Zielgruppe wollte nur einen Zugriff auf Schnittstellen, aber weniger
eine inhaltliche Aufbereitung, insofern war für uns klar, dass wir die Standardtools CKAN
und DKAN nutzen werden.
Interviewer: So wie ich das beobachten konnte, trennen Sie ja auch die aufbereiteten
Inhalte von den Rohdaten. Die inhaltliche Aufbereitung findet auf der eigenen Webseite
in Form von Texten und Visualisierungen in Grafiken oder Karten oder in mobilen Apps,
wie bei der Stadt Köln, statt. Die Rohdaten werden zum Download auf die Open Data
Plattform gestellt, oft ohne Bezug zu Informationen, die sich aus den Daten ziehen las-
sen. Soll diese Strategie auch weiterhin so fortgeführt und eine klare Trennung vollzogen
werden?
Befragter: Eigentlich haben Sie Recht, wir trennen ganz strikt zwischen reinen Roh-
daten und Content, den wir so oder so auf der Stadt Köln zur Verfügung stellen, ergänzt
mit Zusatzinformationen. Unsere Idee ist es, grundsätzlich in alle Richtungen offen zu sein
und Leuten unseren Auftrag so gut es geht nahe zu bringen: Ein Angebot von qualifizier-
ten, gut aufbereiteten Daten in unterschiedlichster Art und Weise aus offizieller Quelle,
aber gleichzeitig auch ein reines Informationsangebot mit dem Tenor: „Da könnt ihr selber
was draus machen“. Das ist insbesondere dann spannend, wenn man Statistikdaten hat.
Die kann man unterschiedlich aufbereiten, interpretieren und es gibt gewisse Regeln, an
die wir gebunden sind, um aus Daten amtliche Daten zu machen. Nichtsdestotrotz kön-
nen Nutzer ganz andere Ideen haben und deshalb versuchen wir beide Seiten anzustreben,
aber immer mit dem Hinweis darauf, das Amtliche findet ihr auf der offiziellen Webseite.
Wir haben zwischendrin auf der neuen Plattform den Versuch gemacht, durch einen Code
Snippet auch weniger technisch versierte Nutzer eine Möglichkeit zu geben, die Rohdaten
einfach und schnell in ihre Webseite oder Anwendung in Form einer kleinen Visualisierung
einzubauen. Trotzdem ist die Plattform natürlich fokussiert auf Datenspezialisten.
Interviewer: Neben den Daten, die ausschließlich eine Kommune bzw. Stadt betref-
fen, gibt es Ereignisse, wie Wahlen, die kommunenübergreifende Daten, wie z.B. Standorte
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von Wahllokalen aus allen Wahlkreisen, hervorbringen. Ist eine kommunenübergreifende
Zusammenarbeit wichtig, um diese Themen ebenfalls auf der Plattform abdecken zu kön-
nen?
Befragter: Wir haben mal den Spruch geprägt: „Daten machen vor Stadtgrenzen
nicht halt“. Das Schöne an diesem Open Data Projekt ist nach wie vor für mich die
Zusammenarbeit über die eigene Verwaltung hinaus. Früher war es in Kommunen eher
üblich, die eigenen Tools und Anwendungen nicht zu teilen, heute treffen wir uns relativ
oft und diskutieren Daten, Technologien und Ideen. Wir teilen Erfahrungen, um Dinge in
vielen Kommunen ermöglichen zu können. Die Datensätze an sich sind natürlich trotzdem
stark städtisch geprägt, weil wir nur für diese Daten Verantwortung übernehmen, nichts-
destotrotz planen wir auch eine weitere Öffnung. Datenlieferanten aus dem öffentlichen
Bereich, wie Feuerwehr oder Polizei, gibt es bereits, wir können uns aber auch vorstellen,
private Daten einbinden.
Interviewer: Wäre es für Entwickler attraktiv, wenn sie eine zentrale Anlaufstelle
hätten, auf der sie Zugang zu kommunenübergreifenden Daten hätten, um Services zu
entwickeln, die eine breitere Zielgruppe erreichen?
Befragter: Alle unsere Portale haben eine sogenannte Harvesting Funktion, die es
ermöglicht Daten anderen Plattformen zur Verfügung zu stellen, wie wir das mit dem
Land NRW tun. Diese wiederum reichen ihre Daten an das GovData-Portal weiter. Es ist
somit sichergestellt, dass eine Suche auf GovData alle Daten aus Köln oder aus ganz NRW
erscheinen lässt. Das Schöne ist, dass zwar jeder eine eigene Infrastruktur hat, diese aber
so gebaut ist, dass sie interoperabel oder zumindest durchlässig ist. Der nächste Schritt
wird sein, dass man sich Gedanken über ein europäisches Datenportal macht.
Interviewer: Das Land hat aber aktuell keine Bestrebungen Daten zu bestimmten
Themen zu vereinheitlichen und Standards zu setzen?
Befragter: Open Data ist ein gesellschaftliches Thema und woran wir arbeiten müs-
sen ist das eine gewisse Akzeptanz da ist. Viele kleine Kommunen sehen momentan noch
nicht den Sinn oder Mehrwert und argumentieren, dass sich niemand dafür interessiert.
Das ist falsch. Auch die Kollegen auf Landesebene, die sich mit diesen Themen beschäf-
tigen, sind stark daran interessiert, auch diese Kommunen miteinzubinden. Was wir jetzt
als Stadt Köln gemacht haben, ist die Veröffentlichung des Portals auf Github, weil wir
damit kein Geld machen wollen, sondern das Thema nach vorne bringen und dadurch auch
anderen Kommunen die Möglichkeit geben, solch ein Portal aufzubauen. Das hat relativ
viele Früchte getragen, weil wir mittlerweile relativ viele Kommunen mit unserem System
bedienen. Beispiele sind die Städte Bonn, Düsseldorf, Gelsenkirchen und Wuppertal, aber
auch Kommunen im gesamten Rhein-Erft-Kreis. Das muss sich noch weiterentwickeln,
um eine Flächendeckung zu erhalten. Alternativ versuchen wir bei bestimmten Themen
die Wichtigkeit von flächendeckender Öffnung der Daten anzubringen. Ein Beispiel sind
Schwerlasttransporte, deren Streckenführung geplant werden muss, weil es für viele Re-
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gionen unterschiedliche Regelungen gibt und für jede Durchquerung eine Genehmigung
ausgestellt werden muss. Wenn wir zumindest an den Hauptknotenpunkten Daten liefern
könnten, die es für die Unternehmen ermöglichen würden, eine Verkehrsplanung sofort
zu machen, anstatt den Weg über einzelne Gemeinden zu gehen, dann wäre auch den
Kommunen geholfen, die entlastet werden.
Interviewer: Dann kommen wir zu meinem zweiten Thema. Bereits heute werden
regelmäßig zu aktuellen Themen offene Daten zur Verfügung gestellt und Bürger erhalten
die Möglichkeit, Daten anzufragen. Gibt es hierfür Kriterien, die eine Reihenfolge der
Veröffentlichung festlegen?
Befragter: Das Internetstadt Konzept der Stadt Köln besagt, dass alle Daten auch
offen sind, solange sie den Kriterien von Open Data entsprechen. Wir sind damals so
vorgegangen, dass wir uns zuerst einen Überblick über die vorhandenen Daten gemacht
haben und dann mit den Ämtern und Dezernaten ins Gespräch gegangen sind, die Erlaub-
nis zu bekommen, diese Daten zu veröffentlichen. Das war und ist nicht ganz einfach und
sind auch noch dabei zu verhandeln. Dadurch haben wir zuerst einmal alles rausgegeben,
dass wir bekommen haben, um Masse zu produzieren. Mit der Zeit haben wir gemerkt,
dass dies nicht unbedingt interessante Daten waren und sind in einen Dialog gegangen.
Nutzer haben die Möglichkeit, Daten anzufragen und wir versuchen bei verschiedenen
Veranstaltungen vor Ort zu sein, um mit Leuten ins Gespräch zu kommen und gezielt
an gewünschte Daten zu kommen. Das Problem ist, das die Daten zwar oft herausge-
geben, aber vor der Veröffentlichung überarbeitet werden müssen. Um aus Daten einen
maschinenlesbaren Datensatz zu machen, ist viel Aufwand nötig. Wir gehen das Problem
allerdings so an, dass wir uns die Systeme aus den Fachbereichen anschauen, die diese
Daten liefern und Schnittstellen anfordern, mit denen wir die Datensätze auf der Open
Data Plattform anbieten können. Der nächste Schritt war dann zu sagen, dass bei Einfüh-
rung von neuen Systemen für die Stadtverwaltung im Vergabeverfahren an Unternehmen
zu prüfen ist, ob es eine offene Datenschnittstelle gibt. Diese sind dann entsprechend zu
bevorzugen. Das war bisher sehr erfolgreich. Aktuell versuchen wir uns an das statistische
System zu binden, aber hier ist die technische Umsetzung eine große Herausforderung.
Interviewer: Letztes Jahr wurde ein Projekt gestartet, bei dem Sie zusammen mit
dem Open Knowledge Lab Sensoren an Bürger verteilt wurden, um die Luftqualität in
Köln zu messen. Laut dem Blogeintrag, den ich dazu gelesen habe, möchten Sie damit eine
„Kollaborationskultur in der Verwaltung fördern“. Was genau meinen Sie damit? Welches
Ziel verfolgen Sie mit diesem Kollaborationsmodell?
Befragter: Wir sind von der Zivilgesellschaft angesprochen worden, die sich dem
Thema Umweltschutz verschrieben hatte und gerne wissen wollte, wie die Stadt Köln die
Umweltsituation misst. Die Idee war, es gibt so wenig Messstationen, können wir nicht
als Zivilgesellschaft unsere eigenen Messstationen aufbauen und ein Netz aufspannen, um
viel gezielter die Situation analysieren zu können. Das war nicht unbedingt als Kritik an
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der Stadt gedacht, sondern ein bürgerschaftlich getriebenes Projekt. Wir fanden die Idee
sehr gut und hatten Lust eine Kooperation einzugehen, denn auch eine Stadt kann Geld
bei dem Einsatz von Sensoren sparen, wenn sie statt Tausende von Euro nur noch ein
Bruchteil kosten. Mit der Zeit haben wir immer mehr Partner dazugewonnen und auch
der Verwaltung wurde die Ernsthaftigkeit dieses Projektes bewusst. Mit der TH Köln
haben wir einen wissenschaftlichen Begleiter gefunden, um die Ergebnisse auf eine valide
Grundlage zu stellen und das Ganze spielte sich in dem Konsens ab, dass wir das Thema
Open leben, sowohl nach innen, als auch nach außen. Es hat sich bewährt, diese Themen
von Anfang an mit der Zivilgesellschaft anzugehen.
Interviewer: Was haben Sie bisher für Erfahrungen bei der Organisation und Durch-
führung von dem Projekt gemacht?
Befragter: Es war nicht ganz einfach. Man muss den Bürgern klar machen, dass wir
hier keine amtlichen Messungen durchführen, sondern eine technische Feldstudie, um zu
schauen, wie valide sie Ergebnisse und Daten liefert, die für unseren Zweck geeignet sind.
Das Gute war, dass wir mit Bürgern ins Gespräch gekommen sind und ein komplexes
Thema in die Breite getragen haben. Dabei versuchen wir das trockene Thema Umwelt
griffig zu machen und nicht von oben herab zu doktorisieren, sondern zu diskutieren. Es
ist immer viel Dialog dabei und weckt dabei für unterschiedliche Positionen Verständnis.
Interviewer: Die Validierung der Daten läuft wahrscheinlich noch. Kann man jetzt schon
prognostizieren, ob diese Daten irgendwann mal genutzt werden können, um bisherige
Messstationen zu ersetzen?
Befragter: Das ist durchaus das Ziel. Das Problem ist aber aktuell, dass wir nicht
wissen, was wir an Ergebnissen haben. Wir erhalten Messwerte, die Ähnlichkeiten zu
denen der bisher genutzten Stationen zu haben, aber so wirklich wissen wir es noch nicht.
Wir versuchen Näherungen hinzubekommen und haben im Erfolgsfall ein Messsystem,
das natürlich auch flächendeckend eingesetzt werden könnte. Aber bis dahin ist noch ein
weiter Weg.
Interviewer: Könnte es in Zukunft darauf hinauslaufen, dass man Sensoren zur Mes-
sung von weiteren Umweltdaten einsetzt?
Befragter: Genau. Unser eingesetztes Modul ist erweiterbar, sodass zukünftig zum
Beispiel an Straßenlaternen Sensoren eingesetzt werden könnten. Dazu braucht man aber
eine gewisse Genauigkeit, ansonsten macht ein Einsatz keinen Sinn.
Interviewer: Die Stadt Bonn möchte ebenfalls mit Sensoren Umweltdaten sammeln,
setzt hier aber durch den Aufbau eines Funknetzes auf einen Ansatz, der im ersten Schritt
aufwendiger ist, aber umso mehr Potential zum Datensammeln durch mehrere Sensoren
bietet.Was halten Sie davon?
Befragter: Das ist ein Ansatz, den wir auch haben. Wir sind momentan dabei ein
Lora-Netz aufzubauen. Dafür haben wir eine Strecke zwischen Ehrenfeld und Deutz bis
zur TH gewählt mit starkem Fokus auf den Innenstadt-Bereich. Wenn es uns noch gelingt,
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das neu eingesetzte Board über Lora laufen zu lassen, werden wir hier eine Alternative
zum bisher eingesetzten WLAN haben. Das war auch die erste Theorie, die aufgestellt
wurde: Wir wollen klären, ob nicht ein Netzwerk aus vielen, günstigen Sensoren ähnliche
Ergebnisse bringt, wie ein Netz aus wenigen Sensoren, die aber sehr teuer sind.
Interviewer: Kommen wir zum nächsten Thema. Bereits heute werden von vielen
Kommunen Bürger-Services angeboten, die auf einem klassischen Crowdsourcing-Modell
basieren: Bürger können einmal im Jahr über den „Bürgerhaushalt“ ihre eigenen Vor-
schläge für die zukünftige Gestaltung der Stadt miteinbringen. Außerdem haben sie über
Online-Portale, wie „Sag’s uns“, die Möglichkeit, Probleme jeglicher Art, die ihnen in der
Stadt auffallen, zu melden. Verglichen mit Open Data Plattformen herrscht hier eine hohe
Aktivität: 750 Vorschläge gingen auf der Plattform der Stadt Köln zum Bürgerhaushalt
ein, im April 2018 wurden insgesamt über 1000 Probleme auf der „Sag’s uns“ Plattform
gemeldet. Welche Faktoren sind ihrer Meinung nach entscheidend für den Erfolg solcher
Services, die auf Crowdsourcing basieren?
Befragter: Gerade das Thema Bürgerhaushalt, das wir seit 2008 betreiben, hat ge-
zeigt, dass es immer dann erfolgreich ist, wenn wir Alltagsprobleme aufgreifen, die den
Bürger vor Ort beschäftigen, wie z.B. das Schlagloch vor der Haustür, die fehlende Ampel
oder der Zebrastreifen. Weniger interessant sind allgemeine Themen, wie die Haushalts-
situation oder die Frage nach Sparmaßnahmen, solange man nicht über so gute Daten
verfügt, das man das Gefühl hat, eingreifen zu können. Den Bürger interessiert das, was
vor Ort passiert in einer Art und Weise, die ihn anspricht. Beim Bürgerhaushalt haben wir
oft Gruppen, Vereine oder Institutionen, die ein gemeinsames Ziel verfolgen und versuchen
darüber ihr Problem in die Breite zu tragen.
Interviewer: Haben Sie den Eindruck, dass diese Form der Bürgerbeteiligung bei den
Bürgern ankommt bzw. die Kommunen in ihrer Arbeit näher an die Bürger bringt?
Befragter: Es geht schon darum, Transparenz zu schaffen. Wenn der Bürger sich Ernst
genommen fühlt und sieht, dass mit seinem Problem verantwortungsbewusst umgegangen
wird, dann akzeptiert er auch schnell Verzögerungen oder ähnliches. Ich sehe das immer
wieder auch bei Datenanfragen, die wir nicht herausgeben können. Wenn man offen und
transparent eine plausible Begründung liefert und in den Dialog tritt, bekommt man eine
positive Rückmeldung.
Interviewer: In welchen Bereichen kann Crowdsourcing in Zukunft für die weitere
Stadtentwicklung eingesetzt werden?
Befragter: Ich glaube, es gibt unendlich viele Möglichkeiten. Der wesentliche Punkt
ist die Stadtplanung. Wie soll eine Stadt in Zukunft aussehen? Wie stellt der dort lebende
Bürger sich das vor? Mobilität ist eines der großen Schwerpunktthemen. Ob verkehrsbe-
ruhigte Innenstadt oder E-Mobilität, Fahrräder, das sind die Themen der Zukunft, die
wir auf die Expertise der Bürger stellen sollten.
Interviewer: Plattformen, wie das von der US-Regierung betriebene „Challenge.gov“
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nutzen Preisgelder, also einen monetären Anreiz, um Menschen zur Teilnahme an Crowd-
sourcing Projekten und zum Erfassen von Daten zu motivieren. Können Sie sich einen
solchen Ansatz auch auf kommunaler Ebene in Deutschland vorstellen?
Befragter: Wir haben das mal mit dem Bürgerhaushalt versucht und die besten zehn
Vorschläge monetär umgesetzt. Dabei war keine erhöhte Aktivität der Teilnehmer fest-
stellbar. Ich bin auch ehrlich gesagt kein Freund von dem monetären Ansatz, sondern eher
wenn etwas unentgeltlich passiert. Wir haben mal diskutiert, Karma-Punkte einzuführen,
um für meine Aktivität virtuelle Punkte gutgeschrieben zu bekommen, die ich dann wie-
derum anderweitig einsetzen kann. Ist auch ein Rewarding, das mit Geld nichts zu tun
hat. Die Idee der Gemeinschaft finde ich viel schöner: Du tust etwas für die Gemeinschaft,
bekommst etwas zurück.
Interviewer: Sie stellen ja bereits Daten, die innerhalb ihrer Crowdsourcing Projekte
gesammelt wurden, als offene Daten auf ihre Plattform. Für das Pilotprojekt soll dies auch
geschehen. Welche Chancen sehen Sie in der Bereitstellung von Crowdsourcing Daten als
„Open Data“?
Befragter: Die Bereitstellung dieser Daten ist erstmal eine extreme technische Her-
ausforderung für uns, was wir sehr unterschätzt haben. Wenn ich mir vorstelle, dass die
Stadt immer mehr Daten z.B. durch Sensoren sammelt, dann sehe ich ein Problem bei
der technologischen Abbildung. Wir hoffen hier in Zukunft auf eine Cloud-Lösung setzen
zu können, um das ermöglichen zu können.
Interviewer: Welche Erfahrungen haben sie durch die Daten der Sags uns Plattform
und des Bürgerhaushalts gemacht? Wird die Schnittstelle aktiv genutzt?
Befragter: Wir haben nicht den Eindruck, dass diese Daten exorbitant genutzt wer-
den. Eigentlich könnte ich mir vorstellen, dass wir diese Diskussion eher intern führen
werden und erkennen, dass dies unglaublich gute Steuerungsdaten sind, mit denen sich
gut der eigene Betrieb steuern lässt.
Interviewer: Intern werden diese Daten aktuell noch nicht zur Analyse genutzt?
Befragter: Nicht wirklich. Wir sind gerade dabei, ein Tool für ein Reporting aufzubau-
en, aber wir rutschen hier in ein gefährliches Fahrwasser hinein, das sich Monetarisierung
von Daten schimpft. Da tut man sich momentan noch etwas schwer. Viele Städte nutzen
diese Daten allerdings extrem zur Steuerung und geben Teile dieser Daten nach Extern,
um Geschäftsmodelle zu bauen. So weit sind wir in Deutschland noch nicht, wir haben
genug damit zu tun, die Daten zu öffnen und zur Verfügung zu stellen.
Interviewer: Daten, die mittels Crowdsourcing erhoben werden können, werden also
bisher auch nicht von Unternehmen als wertvoll genug gesehen, um sie für ihre Geschäfts-
modelle zu nutzen?
Befragter: Ne, eigentlich nicht. Ich weiß da von nichts.
Interviewer: Es gibt nun durchaus bereits einige Bürger-Services, die gezielt Crowd-
sourcing einsetzen, um den Input von Bürgern für die zukünftige Stadtentwicklung zu
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nutzen. Gleichzeitig gibt es dafür aber keine zentrale Anlaufstelle, so wie es bei den offe-
nen Daten der Fall ist. Wird es für diese Art der Bürger Services in Zukunft eine eigene
von der Kommune betriebene Plattform geben wird?
Befragter: Möglich ist es mit Sicherheit, die Frage ist, ob es gewollt wird. Es ist
relativ schwierig, das zu beantworten, weil wir momentan nicht wissen, wo es hinlaufen
soll. Wird aus unserem Open Data Portal ein Transparenzportal, wie in Hamburg, oder
wie wollen wir uns grundsätzlich aufstellen? Wir sind hier in einer Sondierungsphase, in
der sich keiner traut, über Big Data Themen zu reden. Ich glaube das hier die Diskussion
noch sehr am Anfang ist.
Interviewer: Könnte so etwas auch auf Landesebene erfolgen, so wie es in Sachsen
mit dem Beteiligungsportal geschehen ist?
Befragter: Diese Idee, dass größere Institutionen den Kleineren unter die Arme grei-
fen ist erstmal nichts Neues, aber für mich ist so eine Crowdsourcing Plattform nicht
nur das zur Verfügung stellen von Infrastruktur, sondern ich bekomme etwas in Form
von Ideen, Vorschlägen und muss etwas damit machen, muss schauen, dass es verteilt
wird. Die Infrastruktur, die dahintersteht, um so etwas länderübergreifend zu betreiben,
existiert nicht und ich weiß nicht, ob sich damit irgendwann mal jemand tatsächlich mit
beschäftigen wird. Ich bin da ein bisschen skeptisch.
Interviewer: Wäre Potential vorhanden, wenn man hier das Thema offene Daten
einbindet?
Befragter: Das geht noch ein bisschen über das hinaus, was wir mit der urbanen
Plattform erreichen wollen. Das kann man sich als Sammler für unterschiedlichste Daten-
quellen vorstellen und als Möglichkeit, Daten miteinander zu kombinieren. Wenn jeder
von uns seine Daten dort hineingibt, definiert vorher noch, welche offen und closed sind
und was kann mit welchem Datensatz gemacht werden, dann können da sehr interessan-
te Steuerungsmodelle generiert werden. Wenn da Verkehrsdaten und KVB Echtzeitdaten
und vielleicht noch die Energiedaten drin sind, kann ich interessante Sachen mit machen,
allerdings eher auf lokaler Ebene. Das geht in die Richtung eines Datenmanagement Tools,
das man in ihrem Sinne weiterspinnen: Jetzt öffne ich das komplett auch für Externe An-
bieter und die können auch ihre Daten einspielen oder kaufen, um ihre Anwendungen zu
bauen, die noch viel weiter zu betrachten sind, wie zum Beispiel Mobilitäts-Apps, die ganz
spannend sind. Aber da reden wir von extremen Datenmengen, Sicherheitsproblemen, wir
reden von einem enormen Betriebsaufwand. Ich glaube nicht, dass wir das in den nächsten
zehn Jahren erleben werden.
Interviewer: Können Sie sich vorstellen, dass Kommunen das Thema Crowdsour-
cing auch auf eigene veröffentlichte Daten anwendet und sie von Bürgern verifizieren und
gegebenenfalls ändern lässt?
Befragter: Ja, definitiv. Das ist unser großer Anspruch, den wir hier haben, der uns
extrem weiterbringen würde. Wir haben bei uns ein gutes Beispiel: Defekte Aufzüge an
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den Stationen der KVB. Die sind technologisch vollkommen unterschiedlich ausgestattet,
haben aber keinen gemeinsamen Sensor, der mir sagt, ob ein Aufzug funktioniert oder
nicht. Es gibt nichts Schlimmeres, als auf einen Aufzug angewiesen zu sein, aber aufgrund
eines Defekts keinen nutzen zu können. Warum soll ich hier nicht auf die Fahrgäste zu-
rückgreifen, die mitteilen können, dass ein Aufzug funktioniert oder eben nicht? Wenn
mehrere Personen diese Funktionalität bestätigen, würde das als Verifizierung reichen.
Interviewer: Wie könnte man so etwas umsetzen? Baut man für dieses eine Szenario
eine Anwendung oder erfolgt der Zugang über eine zentrale Plattform?
Befragter: Ich glaube schon, dass der Weg über eine App ein interessanter Weg
ist, um die zu erwischen, die technikaffin sind. Aber auch andere Möglichkeiten, wie Call
Center, müssen hier genutzt werden können, auch wenn die direkte Zuständigkeit für dieses
Problem hier vielleicht nicht gegeben ist. Dann kann ich auch ein Rewarding machen und
den Teilnehmern, die solche Daten zuliefern, eine Belohnung in Form von Karma-Punkten
oder ähnlichem geben. Ich muss die Leute nur individuell ansprechen.
Interviewer: Wäre es sinnvoll, solch eine App für weitere Szenarien einsetzbar zu
machen?
Befragter: Ja, ich könnte mir gut vorstellen, dass wir uns über einen App-Bestandteil
unterhalten, den jeder Entwickler kostenlos in seine Anwendung integrieren kann. Ich will
die Funktionalität so technisch aufbereitet haben, das sie überall wiederverwendbar ist.
Interviewer: Müsste man bei der Bereitstellung von Rohdaten zwischen den Daten-
quellen, also der offiziellen Stelle dem Bürger unterscheiden?
Befragter: Das müsste man überlegen, wäre aber den Bürgern verkaufbar. Außer-
dem wäre es durch eine Verifizierung jederzeit möglich, den inoffiziellen zum amtlichen
Datenbestand zu machen. Da gibt es Mechanismen, die man einführen könnte.
Interviewer: Dann kommen wir zu meiner Schlussfrage. Stehen wir bei der Nutzung
von Big Data in Form von offenen Daten der Verwaltung, Bürger und Unternehmen für
die zukünftige Stadtentwicklung noch am Anfang?
Befragter: Das ist eine schwierige Frage. Ich glaube, was das Gedankengut angeht, ja.
Wir haben noch Mühe, den Leuten das Thema offene Daten in den Kopf zu setzen. Aber
bei Big Data haben wir immer das Problem, das wir mit einer sehr schlechten Publicity
reingehen. Es gibt jetzt schon viele vorhandene Befindlichkeiten. Dazu kommt, dass es
technologisch extrem anspruchsvoll ist und ich mir die Frage stelle, ob es die Aufgabe
einer Kommunalverwaltung ist, so ein Thema auch zu machen. Oder ob so etwas nicht
Extern in einem Rechenzentrum umgesetzt und betrieben werden muss. Wir können nicht
die Verantwortung für diese vielen unterschiedlichen Datensätze übernehmen. Insofern
stehen wir definitiv am Anfang, aber wir haben schon ganz viel, nur es ist uns nicht
bewusst, dass es Big Data ist.
Interviewer: Kommt man zwangsweise an den Punkt, wenn große Datenmengen
durch Sensoren erhoben werden oder vermehrt Bürger ihren Input geben werden?
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Befragter: Ja, auf jeden Fall. Wenn ich mir Verkehrsdaten anschaue, dann reden
wir von Big Data, die aber nur gekapselt in dem Verkehrsleitsystem sind. Da werden
viele Analysen und Simulationen gefahren. Bislang ist das uninteressant, weil die Stadt
den Verkehr steuert. Aber nichtsdestotrotz könnte es doch im Sinne der Stadtgestaltung
spannend sein, die Daten an Dritte zu geben, sodass eine ganz andere Flottenplanung
zustande kommt. Es sind so viele Möglichkeiten da.
Interviewer: Also ist auch eine Monetarisierung der Daten möglich?
Befragter: Es schlagen hier zwei Herzen in meiner Brust: Ich bin Open Data Akti-
vist und der festen Überzeugung, dass Daten offen und frei sein müssen. Nichtsdestotrotz
darf ich mir die Frage stellen, wenn ich besondere Services anbiete, die besondere tech-
nologische oder personelle Bedingungen erfordern, warum soll ich diesen Aufwand nicht
refinanzieren? Es wird immer wieder vergessen, dass wir als Kommune auch den Auftrag
haben, sparsam und wirtschaftlich zu agieren. Ich muss Technologie einsetzen, um diese
Daten vorzuhalten. Das kostet Geld. Wenn mir der Bürger sagt, dass soll weiterhin so
bleiben, ist das gut, aber wenn er mit seinen Steuergeldern lieber andere Vorhaben um-
gesetzt haben, dann muss ich mir Gedanken machen, ob nicht Services auch monetisiert
werden müssen. Das ist ein Spannungsverhältnis, das nicht einfach ist. Dazu kommt die
Frage: Sind das überhaupt deine Daten, die du hast? Also ich finde, wir sollten offen in
die Diskussion eintreten, um zu klären, wie wir damit umgehen. Eine Lösung könnte sein,
die Daten gegen ein Entgelt schneller zugänglich zu machen, aber ich halte nichts davon,
es grundsätzlich abzulehnen.
Interviewer: Vielen Dank für das Gespräch.
A.1.6 Interview Stadt Dortmund
Das Interview wurde vom Interviewpartner gegengelesen und kleinere Korrekturen bzw.
Präzisierungen der Aussagen vorgenommen.
Interviewer: Wie sind Sie bzw. die Stadt Dortmund zum Thema Open Data gekom-
men?
Befragter: Open Data ist natürlich ein ganz allgemeines Thema, das an allen Ecken
und Enden diskutiert wird. Ich persönlich bin über den Bereich Geoinformationen zu dem
Thema gekommen. Wir haben vor einiger Zeit beim Städtetag NRW neue Gebührenmo-
delle diskutiert und im Arbeitskreis „Kommunales Vermessungs- und Liegenschaftswesen“
bin ich verantwortlich für das Thema Gebühren. Da habe ich irgendwann angeregt, mit
einem Thema anzufangen, um Open Data zu testen. Dieses Thema waren dann die Daten
der amtlichen Grundstückswertermittlung, sprich die Auskunft, die man bisher kosten-
pflichtig bestellen musste, wie zum Beispiel einen konkreten Auszug aus der Immobili-
enrichtwertkarte. Da haben wir gesagt, lass uns die kostenfrei stellen. Das waren bisher
Einnahmen in Höhe von drei bis fünfzehn tausend Euro, also für jeden erstmal verkraft-
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und darstellbar. Das ließ sich gut an, auch die Datenanfrage wurde gut angenommen
seitens der Kunden und dann kam ganz schnell das Thema auf, es auf die amtlichen Geo-
basisdaten zu erweitern. Auch das haben wir dann mit Datum 1.1.2017 umgesetzt, sodass
wir die amtlichen Geobasisdaten in Nordrhein-Westfalen Open Data gestellt haben. Und
auch das ist ein Erfolgsmodell. Die Daten werden zahlreich abgerufen, insofern sind wir
da bestärkt worden, das Thema Open Data anzugehen. In Dortmund gibt es einen Be-
schluss, einen Masterplan „Digitale Verwaltung”. Ein Handlungsfeld in diesem Plan ist
logischerweise Open Government. Zu Open Government gehört Open Data und die da-
malige IT-Dezernentin hatte mich gefragt, ob ich das Thema Open Government bespielen
würde und ob ich ihr da unter die Arme greifen möchte. Und da ich mit dem Thema
Open Data schon ein bisschen verwandt war, hab ich gesagt, dass mache ich gerne. So
bin ich im Grunde zum Thema Open Data gekommen, auch wenn es in anderen Städten
wahrscheinlich nicht unbedingt im Bereich des Katasteramts angesiedelt ist.
Interviewer: Das heißt Sie waren in den letzten Wochen und Monaten dabei, mitzu-
helfen, dieses Portal aufzubauen, um es im August an den Start zu bringen?
Befragter: Ja genau, im August wird es soweit sein. Ich persönlich bin natürlich
nicht derjenige, der das System programmiert und anpasst, das machen unsere Leute, die
jetzt auch schon mit Fleiß dabei sind. Die interne Beta steht, die ersten Tests erfolgen
gerade und wir sind soweit aufgestellt, dass wir noch in den Sommerferien das Portal
online stellen wollen. Es wird gerade ein Termin abgestimmt, wo dann auch unser neuer
IT-Dezernent das Portal online stellen wird.
Interviewer: Ich habe mich in den letzten Wochen mit den Open Data Plattformen
der Kommunen hier in der Region auseinandergesetzt. Diese Portale sind von ihrer Be-
dienung und Nutzung überwiegend auf Entwickler, Datenjournalisten oder interessierte
Personen mit technischen Kenntnissen ausgelegt. Das heißt es ist von der Aufbereitung
her weniger für die breite Masse gedacht. Würden Sie mir da zustimmen?
Befragter: In Teilen. Open Data in Reinform bedeutet, dass Rohdaten zur Verfü-
gung gestellt werden und jeder damit machen kann, was er möchte. Wir gehen noch einen
Schritt weiter und setzen eine andere Plattform ein, als viele andere Städte. Diese Platt-
form wird auch in Freiburg eingesetzt und gilt für Baden-Württemberg. Das Programm,
das dahinter liegt, bietet die Möglichkeit, Daten mal schnell zu visualisieren, auf einer
Karte anzuzeigen. Je nachdem, welche Daten es sind, kann man ein bisschen weitergehen,
als sich nur die nackten Rohdaten herunterzuladen und dann zuhause weiterzuarbeiten.
Andererseits gibt es natürlich auch die Möglichkeit, sich die Daten in Rohform herunter-
zuladen und damit machen zu können, was man will. Ich sehe das Thema allerdings nicht
nur für den Bereich Datenjournalismus oder Entwicklung, sondern auch ganz deutlich im
Bereich der Wissenschaft angesiedelt. Und auch für die breite Öffentlichkeit. Der inter-
essierte Laie, so nenn ich ihn mal, der sich für ein Thema interessiert und ein gewisses
technisches Verständnis mitbringt, der kann mit den Daten unheimlich viel machen, viel-
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leicht auf Ideen kommen, auf die wir noch gar nicht gekommen sind. Das ist das Ziel von
Open Data, dass man allen Leuten die Möglichkeit gibt, diese Daten zu nutzen.
Interviewer: Das heißt Sie möchten auch diese Plattform allen bekannt machen und
darauf hinweisen, dass es für diese offenen Daten eine erste Aufbereitung auf dem Portal
gibt, um einen Einblick zu erhalten.
Befragter: Ja, natürlich werden wir unser Portal auch medial begleiten. Da in der
Entwicklerszene Twitter als Hauptkommunikationsmedium benutzt wird, wird es eine
Begleitung über Twitter geben, natürlich aber auch eine ganz allgemeine Print Begleitung,
sprich mit Öffentlichkeitsarbeit.
Interviewer: Jetzt gibt es ja neben den Daten, die nur eine Kommune betreffen,
auch Themen, wie Wahlen, die kommunenübergreifende Daten hervorbringt. Ich hatte
mich mal mit einemWahllokalfinder auseinandergesetzt, der das nächstgelegene Wahllokal
angezeigt hat, wenn ich meine Adresse angegeben habe. Dort ist es interessant, wenn so ein
Service nicht nur die Wahllokale von einer Stadt, sondern möglichst von allen Kommunen
in einem Bundesland anzeigen kann. Ist es hier wichtig, auch kommunenübergreifend
zusammenzuarbeiten, um solche Themen abdecken zu können?
Befragter: Es gibt Möglichkeiten, Daten globaler erfassen zu können. Zum einen gibt
es kaskadierende Systeme, das heißt also Knoten, wie zum Beispiel Open.NRW, die diese
Daten lokal einsammeln und für einen bestimmten Raum zur Verfügung stellen. Ande-
rerseits bietet genau diese lokale Betrachtungsweise den Entwicklern die Möglichkeit, die
einzelnen Portale abzugreifen und daraus eine Anwendung zu stricken, wie beispielsweise
den Wahllokalfinder, der einfach die Open Data Portale verschiedener Kommunen anzapft
und dann in einer kleinen App für den Bürger, den Endnutzer eine Anwendung strickt,
sodass der Nutzer sich nicht mit den Daten auseinandersetzen muss. Also beides ist meines
Erachtens möglich und auch genauso gedacht.
Interviewer: Können Sie sich vorstellen, dass es für solche Daten irgendwann mal
Standards geben wird, sodass eine einheitliche Datenbereitstellung vereinfacht werden
kann, auch für kleinere Kommunen, für die es etwas schwieriger ist, so ein Portal aufzu-
bauen?
Befragter: Das sind zwei Bereiche, die Sie ansprechen. Zum einen müssen Daten
natürlich einfach und maschinenlesbar bereitgestellt werden. Ich behaupte mal, das kön-
nen auch kleinere Kommunen. Wenn aber insgesamt die Personalkapazität bei kleineren
Kommunen fehlt, sich dem Thema Open Data umfangreich zu widmen, dann ist das mei-
nes Erachtens eine Sache für interkommunale Zusammenarbeit, wo sich mehrere Städte
zusammenschließen und sagen, einer macht es und die anderen machen es mit. Diese
Zusammenarbeit wird in verschiedenen Themenbereichen schon gelebt, sei es in der IT
oder anderen Bereichen und letzten Endes kann man sich so aufstellen, dass das ein paar
wenige Städte und Gemeinden sind, die das auch für andere mit erledigen. Ein gemeinsa-
mer Standard hilft da weiter, wobei die maschinenlesbaren Standards zu akzeptieren allen
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hilft. Eine Liste von Wahllokalen wird wahrscheinlich jeder als csv- oder geojson-Datei
bereitstellen.
Interviewer: Ich beschäftige mich in meiner Masterarbeit auch mit dem Thema
Crowdsourcing und dem Umgang der Kommunen damit. Dabei ist mir aufgefallen, dass
die Stadt Köln hier sehr aktiv ist und letztes Jahr ein Projekt gestartet hat, bei dem
Sie zusammen mit dem Open Knowledge Lab Sensoren an Bürger verteilt, um die Luft-
qualität in Köln zu messen. Haben Sie in Dortmund bereits Erfahrung mit solch einem
Kollaborationsmodell gemacht?
Befragter: Ja, es gibt vom Umweltamt regelmäßig eine Beteiligung der Bürger, wenn
es um Lärmaktionsplanung geht. Das heißt, die Bürger können melden, an welcher Stelle
es ihnen zu laut ist, damit die Kommune dann aus der Auswertung der Rückmeldun-
gen ein Bild von Dortmund erstellen kann, wo denn eventuell die Notwendigkeit besteht,
Maßnahmen zum Lärmschutz zu ergreifen. Das ist ein Beispiel, wo Bürger sich melden
können. Natürlich gibt es auch Gedankenspiele dazu, mehrere Sensoren anbringt, ob das
jetzt Licht, Luft, Wasserqualität, Temperatur, Wetter ist, und zusammen in einer Web-
lösung zusammenfasst und als Oberthema „Big Data“ sammelt. Sobald die Sensoren so
günstig werden, dass sie sich jeder Zweite, Dritte kaufen kann, wird das ganz schnell ein
Thema werden und die Infrastruktur dazu würden wir von der Stadtseite mit Sicherheit
bereitstellen in Zusammenarbeit mit spannenden Themen, wie zum Beispiel Luftqualität.
Wobei man einschränken muss, dass es beim Thema Luftqualität ja auch entscheidend
davon abhängt, welche Sensoren, wo benutzt werden, ob direkt vorm Haus oder an der
Straße. Gerade diese Umweltthemen sind dafür gemacht, über Sensornetze, Crowdsour-
cing zu sprechen.
Interviewer: Der nächste Schritt wäre dann auch den Input der Bürger in Form von
offenen Daten auf einem Portal zur Verfügung zu stellen?
Befragter: Ja, das ist der logische Schritt, wenn man so etwas macht. Wir sind da noch
nicht soweit, dass wir sagen könnten, kauft euch Sensoren und wir bringen die ins Netz.
Technisch machbar, nur wüsste ich nicht, dass es dazu aktuell irgendwo eine Aktivität
gibt. Eine Schwarmintelligenz ist immer von Vorteil, ich glaub es ist eine moderne Form
des lokalen Bezugs zur Bürgerschaft und der Aufträge der Bürger für jeden Lokalpolitiker.
Interviewer: Neben den sensorbasierten Kollaborationsmodellen gibt es noch weitere
Bürger-Services, die auf einem klassischen Crowdsourcing-Modell basieren: Bürger können
einmal im Jahr über den „Bürgerhaushalt“ ihre eigenen Vorschläge für die zukünftige
Gestaltung der Stadt miteinbringen. Außerdem haben sie über Online-Portale, wie die
Mängelmelder, die Möglichkeit, Probleme jeglicher Art, die ihnen in der Stadt auffallen,
zu melden. Verglichen mit Open Data Plattformen herrscht hier eine hohe Aktivität: 750
Vorschläge gingen auf der Plattform der Stadt Köln zum Bürgerhaushalt ein, im April
2018 wurden insgesamt über 1000 Probleme auf der Mängelmelder Plattform gemeldet.
Welche Faktoren sind ihrer Meinung nach entscheidend für den Erfolg solcher Services?
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Befragter: Im Wesentlichen sind es Zwei: Es muss einfach zu erreichen sein und
es muss geantwortet werden. Das heißt, wenn der Bürger einen Mangel anspricht, dann
erwartet er auch eine Antwort, wie sie auch immer ausfällt. Ob das eine kurze, höfliche
Antwort ist, nach dem Motto, wir kümmern uns oder kümmern uns nicht. Aber zumindest
dass eine Antwort gegeben wird, ist entscheidend für den Erfolg einer solchen Plattform.
Wenn eine solche Plattform auch irgendwo versteckt im Internet auf einer Unterseite
positioniert ist, dann wird es auch nicht so einfach zu finden sein. Letzten Endes hat
aber jede Kommune irgendwo eine Zugangsmöglichkeit, einen telefonischen, schriftlichen
Weg, per E-Mail, Twitter. Jede Kommune bekommt man irgendwo, aber wenn man so ein
standardisiertes Verfahren hat, wie einen Mängelmelder, dann ist es ein noch leichterer
Einstieg und das Mittel der Wahl, so etwas zu machen.
Interviewer: Wäre es eine Überlegung, solche Services zu bündeln, um eine zentrale
Anlaufstelle für Bürger zu bieten und eine Crowdsourcing Plattform kommunenübergrei-
fend zu betreiben?
Befragter: Sicherlich ist auch da eine zentrale Lösung etwas Schönes, aber die Viel-
falt der Kommunen alleine schon in NRW sorgt dafür, dass eine Abstimmung nicht so
einfach ist, insofern ist da erstmal jede Kommune für sich selbst gefordert, Strukturen zu
finden. Letzten Endes geht es ja auch darum dann in diesen Strukturen die Weiterverar-
beitung von solchen Meldungen zu organisieren. Wenn wir eine Seite für Mängelmelder
aller Kommunen in ganz Deutschland haben und von dort aus wird eine Mail generiert
an eine Adresse der Stadt xy und wird dort nicht bearbeitet, das wird wahrscheinlich zu
anonym, insofern ist das schon ein lokales Thema, das auch lokal betrieben werden wird.
Interviewer: Das Land Sachsen hat ein Beteiligungsportal, das sich vor allem auf
formelle Vorhaben konzentriert. Dort können auch kleinere Kommunen ihre Verfahren
einpflegen.
Befragter: Das ist einfach ein anderes Verfahren, wo wir klare Rückmeldewege und
Regelungen haben, wie solche Rückmeldungen zu verarbeiten sind. Letzten Endes ist es
bei jedem Planungsvorhaben so, dass eine Offenlegung erfolgt und das kann man über ein
zentrales Portal abfrühstücken, das ist technisch und wahrscheinlich auch organisatorisch
nicht das Problem. Aber das ist etwas ganz anderes, als ein normaler „Mängelmelder“.
Interviewer: In welchen Bereichen kann Crowdsourcing in Zukunft noch für die wei-
tere Stadtentwicklung eingesetzt werden?
Befragter: Hm (schmunzelnd) das ist eine politische Frage und kann man sich es
sich für alle Bereiche, die es irgendwo in der politischen Diskussion gibt, vorstellen. Bür-
geranregungen sind in allen politischen Bereichen wichtig, in der Stadtentwicklung, in
der Verkehrsplanung, im Ordnungsrecht, in den Finanzen, im Sozialen, im Schulbereich,
überall sind Bürger mitgefragt und in den ganzen Themen können und wollen Bürger mit-
reden, das ist das grundlegende System der Lokalpolitik. Technisch gesehen gilt es hier
neue Wege zu schaffen, die Bürgerbeteiligung existiert in jedem der genannten Bereiche,
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es gibt aktive Bürgerschaften, sei es in Bürgerinitiativen, sei es aus Einzelinteressen, sei es
in lockeren Zusammenkünften, etc. Letzten Endes gilt es hier einfach nur eine technische
Umsetzung eines neuen Zugangs zur Verwaltung zu schaffen, der dann vielleicht noch et-
was andere Strukturen auf Bürgerseite ermöglicht. Crowdsourcing ist in allen möglichen
Themenbereichen denkbar, wahrscheinlich immer etwas abgestuft von der Intensität.
Interviewer: Die Stadt Bonn hat mit SSocial Open Dataëin Projekt gestartet, das
es auch Bürgern erlaubt, als Datenbereitsteller zu agieren und einen Beitrag für die Open
Data Plattform leisten zu können. Welches Potential sehen Sie in der Öffnung der Portale
gegenüber externen Datenbereitstellern, wie Bürgern oder Unternehmen?
Befragter: Das ist eine ambivalente Fragestellung, letzten Endes ist das Thema Open
Data etwas, das für alle da ist. Andererseits, wenn wir als Stadt die Daten anbieten, dann
stehen wir für eine gewisse Qualität hinter jedem Datensatz, den wir veröffentlichen. Er
ist qualitätsgesichert, hat ein gewisses Datum, man kann ihm einen Vertrauensschutz zu-
rechnen, er ist datenschutzgeprüft, die Quellenlage ist bekannt. Alles ist von der Stadt
geprüft und von ihr zu verantworten. Wenn wir beide jetzt sagen, wir wollen Daten bereit-
stellen, ich stelle Daten meiner Fußballmannschaft rein, Sie von selbsterhobenen Daten zu
Schneeglöckchen in Vorgärten, dann müssten wir entweder alle Rechte abgeben oder die
Stadt müsste sagen, der ist verantwortlich, der ist Schuld, wenn irgendwas passiert und
nicht stimmt oder Datenschutz übertreten wird. Ich glaube momentan sind Open Data
Portale eher dafür da, Daten der Kommunen bereitzustellen. Was andere damit machen
ist dann fast egal. Wenn jemand anderes Daten bereitstellen will, dann kann er das auf
einer eigenen Plattform oder Homepage tun.
Interviewer: Wenn wir einen Schritt zurückgehen und uns nur die Verwaltungsdaten
anschauen. Steckt Potential darin, Bürgern die Möglichkeit zu geben, solche Daten zu
verifizieren oder zu aktualisieren?
Befragter: Aktualisieren ist ein Punkt, das würde ich den Verwaltungen überlassen.
Rückmeldungen geben, Datenqualitäten anzumerken oder Änderungen zurückzuspielen
ist natürlich gewünscht. Ganz klassisches Beispiel, wir haben Statistikdaten, die einen
gewissen Stand haben, wo wir gesagt haben, die sind qualitätsgesichert, es gibt eine Fort-
entwicklung, die unterjährig ist, die wir normalerweise nicht veröffentlichen würden, die
aber dann von unserer Seite aus so qualitativ gut ist, dass sie veröffentlicht werden könnte,
dann wären wir natürlich dankbar für Daten, die von Bürgern kommen. Letzten Endes
ist es immer nur eine Bürgeranregung, die wir dann auch mitverarbeiten würden.
Interviewer: Ich stelle mir das Ganze so vor, dass als Beispiel die Stadt Dortmund
eine Liste an Standorten der Kindergärten veröffentlicht und noch weitere Informationen
bereitstellt, wie zum Beispiel die Öffnungszeiten. Diese ändern sich und der Betreiber des
Kindergartens möchte sie direkt ändern. Wäre es hier nicht sinnvoll, den direkten Weg
zu gehen und über das Portal die Möglichkeit zu haben, die Datensätze entsprechend
anzupassen ohne den Weg über die Stadt zu wählen, die erst einmal die Daten prüfen
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müsste? Es könnte hinterher auch zwei Versionen der Daten geben: Eine offiziell geprüfte
Version, sowie eine inoffizielle Version, die womöglich auf dem aktuelleren Stand ist.
Befragter: Ist ein Ansatz, den kann man machen. Viele Crowdsourcing Projekte wäh-
len allerdings einen etwas qualitätsgeprüfteren Ansatz. Nehmen wir mal die Tankstellen-
Apps, die vor zwei, drei Jahren auf den Markt gekommen sind. Als Bürger kann man
selber einen aktualisierten Preis angeben. Diese Preise werden immer mindestens durch
einen Algorithmus qualitätsgesichert. Wenn ich da jetzt sage, meine Tankstelle hat den
Spritpreis gesenkt, dann wird das nicht sofort online gestellt, sondern mehrere Meldungen
anderer Nutzer abgewartet, um sicherzustellen, dass es korrekt ist. Ich bin ein Freund
davon zu sagen, Daten sollten qualitätsgesichert und dann veröffentlicht werden.
Interviewer: Selbst bei der Tankstellen-App passiert das Ganze automatisiert und
die Daten sind schneller auf dem aktuellen Stand, als wenn ich diese Daten zur Verwaltung
bringen muss, damit sie geändert werden.
Befragter: Das heißt ja nicht, dass eine Verwaltung immer persönlich arbeiten muss,
sie hat ja auch intelligente Prozesse, die 24 Stunden laufen können. Wenn sie die Öffnungs-
zeiten für Kindertagesstätten ändern möchten, dann gibt es dafür einen standardisierten
Weg, damit die Daten schnell online stehen können. Da gilt es die Wege neu zu ordnen und
zu standardisieren, so dass sie schnell genutzt werden können und wenn ich als Betreiber
sage, ich mache den Kindergarten um 7 statt um 8 Uhr auf, gebe diese Meldung online
in ein Portal ein, dann spricht nichts dagegen, dass so etwas über den kurzen Weg online
gestellt werden kann. Eine reine Durchreichung halte ich für kritisch.
Interviewer: Einen Prozess zur Datenaktualisierung durch Dritte können Sie sich
aber vorstellen für solche Open Data Portale?
Befragter: Vom Prinzip her, ja. Da kommt wieder der Crowdsourcing Gedanke rein.
Wenn jetzt zwanzig Bürger sagen, hier ist kein Baum mehr, dann kann so ein Baum aus
dem amtlichen Baumkataster rausgenommen werden. Es wäre fatal, wenn dann erst ein
Mitarbeiter der Stadt irgendwo hinfahren muss, um das zu prüfen. Andererseits wäre es
genauso fatal, einen Baum rauszunehmen, wenn ein Bürger vielleicht eine falsche Straße
oder Position nennt. Man muss einen gewissen Puffer einbauen, um sich vor Fehleingaben
zu schützen. Ein klassisches Beispiel ist OpenStreetMap, da kann man als Teilnehmer
alles Mögliche reintaggen, aber auch da gibt es eine gewisse Qualitätssicherung und die
Daten sind nicht direkt online. Und so gibt es bei vielen Modellen eine Qualitätssicherung.
Sei es, dass ich mich als langjähriger Nutzer als Qualitätsstufe erweise oder technische
Infrastruktur, basierend auf künstlicher oder persönlicher Intelligenz dahintersteckt.
Interviewer: Stehen wir bei der Nutzung von Big Data in Form von offenen Daten
der Verwaltung, Bürger und Unternehmen für die zukünftige Stadtentwicklung noch am
Anfang?
Befragter: Ja (Lachen). Kurze, knackige Antwort. Noch gibt es ein paar Visionäre,
die das Thema Big Data am Horizont sehen, umgesetzt ist das meines Wissens nach noch
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längst nicht. Heißt wir werden in den nächsten Jahren deutlich an Rechenkapazität auf-
wenden, um das Thema Big Data, verbunden mit künstlicher Intelligenz noch deutlich
mehr zu nutzen für Verwaltungsprozesse, aber auch für Prozesse, die zwischen Verwaltung
und Stadtgesellschaft ablaufen. Also bin ich ganz gespannt, wie das Thema der Datenver-
arbeitung, um diesen alten Begriff mal wiederzubeleben, in der nächsten Zeit abgehandelt
wird.
Interviewer: Werden all diese Daten in Zukunft das Potential haben, die primäre
Grundlage für Entscheidungen zur weiteren Stadtentwicklung sein?
Befragter: Zumindest auch eine Grundlage. Politik muss natürlich überall entschei-
den, das macht Lokalpolitik aus, aber natürlich werden Bürgerinteressen immer miteinbe-
zogen in der Stadtentwicklung. Andererseits wird man sich von einzelnen Interessen nicht
soweit treiben lassen, dass eine Stadtentwicklung ausschließlich von Bürgern gemacht wird.
Aber natürlich für Bürger und teilweise auch von Bürgern.
Interviewer: Das waren meine Fragen. Gibt es von Ihrer Seite aus noch Anmerkungen
bzw. würden Sie dem Thema gerne noch etwas hinzufügen?
Befragter: Nein, das Thema Datenschutzverordnung haben wir jetzt nicht bespro-
chen, das ist natürlich auf Seiten der Verwaltung von großem Interesse. Egal welche Daten
es sind, die behandelt werden, hat die Kommune eine gewisse Verpflichtung, das Thema
sehr sensibel zu betrachten. Versteht sich auf der einen Seite von selbst, ist aber trotzdem
ein Anspruch, den man großschreiben sollte.
Interviewer: Durch offene Daten ist dieses Thema ja bereits abgedeckt, da personen-
bezogene Daten dort nicht vorkommen sollten.
Befragter: Das ist genau der Punkt, wir könnten hier auch alle Grundstückseigentü-
mer reinstellen, machen wir aber nicht, weil wir den Anspruch haben, den Datenschutz
auch wirklich zu berücksichtigen. Das ist ein Punkt, der in der öffentlichen Verwaltung
vielleicht größer geschrieben wird, als in der freien Wirtschaft.
Interviewer: Haben Sie auch geplant, Daten aus dem Ratsinformationssystem auf
die Plattform zu stellen, so wie es Hamburg mit seinem Transparenzportal macht?
Befragter: Ja, die Protokolle der Ratssitzung stehen bereits online. Aber nicht im
Open Data Portal, das wird sich noch ändern.
Interviewer: Danke für das interessante Gespräch.
A.1.7 Interview Land NRW
Das Interview wurde vom Interviewpartner gegengelesen und kleinere Korrekturen bzw.
Präzisierungen der Aussagen vorgenommen.
Interviewer: Wie sind Sie bzw. das Land NRW zum Thema Open Data gekommen?
Befragter: Es gab in der alten Regierung einen Beschluss, Open Government fester
zu verankern bzw. davor war es noch gar nicht Thema, erst seit den letzten zehn Jahren.
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Je nachdem, was man genau dazu zählt, kann man natürlich schon viel früher Vorläufer
sehen, aber so wirklich unter diesem Begriff, der dann bekannt ist, ist das relativ neu.
Die Vorgängerregierung hat 2012 beschlossen das Thema unter dem Begriff Open.NRW
anzugehen und als ganzheitliche Idee zu sagen, wir wollen Daten veröffentlichen, aber
wir wollen auch gucken, dass wir die Bürger mehr beteiligen und eine intensivere Zu-
sammenarbeit, einen intensiveren Austausch zwischen Verwaltung, Zivilgesellschaft und
Wirtschaft hinbekommen. Also so in diesem Gesamtpaket. Und da gehört auch Open Da-
ta dazu. Das war so der Anfang hier in NRW. Es wurde zuerst als ein Projekt verstanden,
begrenzt auf fünf Jahre als Anstoß, diese andere Haltung, diese Gedanken, dass Daten
veröffentlicht werden oder eben auch diese Beteiligung stattfindet, zu etablieren, mit dem
Hintergedanken zu sagen, eigentlich ist es so ein grundsätzlicher Bestandteil, der in der
täglichen Arbeit aufgeht. Mittlerweile zeigt sich, dass es wichtiger ist, das intensiver zu
begleiten. Wir sind ja auch schon über die fünf Jahre hinaus und wir werden es weiterhin
intensiv fortführen.
Interviewer: Wollte man innerhalb dieser fünf Jahre erst einmal auf kommunaler
Ebene das Thema begleiten oder hat man entschieden, so ein Portal direkt auf Landes-
ebene zu betreiben?
Befragter:Wir haben ja die Herausforderung oder wir sind gebunden in diesen Struk-
turen, dass wir als Land nur begrenzten Einfluss auf die Kommunen durch die kommunale
Selbstverwaltung haben. Open.NRW ist ein Landesprogramm, was sich nur unmittelbar
auf die Landesbehörden bezieht oder den Geschäftsbereich des Landes, wo die Kommu-
nen nicht dabei sind. Nichtsdestotrotz war immer der Anspruch da auch einen Austausch
herzustellen und dann wurde im Jahr 2016 ein sogenannter Open Government Pakt ver-
abschiedet, wo eben genau versucht wurde, dieses Thema ein bisschen besser zu regeln.
Was kann im Austausch zwischen Land und Kommune entstehen, weil klar ist, je näher
am Bürger oder je näher an dem wirklichen täglichen Geschäft, desto mehr Daten werden
gesammelt, desto näher ist man an den Bürgern und kann einen Austausch herstellen. Da
ist das Land schon ein Stück weiter weg und die Bundesebene auch. Der Pakt, den wir
haben, ist freiwillig, aber gibt auch Leitgedanken vor und ein Arbeitsprogramm, das wir
gemeinsam umsetzen wollen.
Interviewer: Ich habe mich in den letzten Wochen mit den Open Data Plattfor-
men der Kommunen hier in der Region auseinandergesetzt. Diese Portale sind von ihrer
Bedienung und Nutzung überwiegend auf Entwickler, Datenjournalisten oder interessier-
te Personen mit technischen Kenntnissen ausgelegt. Dadurch, dass Sie Datensätze und
Schnittstellen zum Download bzw. zur Nutzung anbieten, sind sie eher als Download-
und weniger als Angebotsplattform ausgelegt, die die Bedienung der Oberfläche und Auf-
bereitung bzw. Nutzung der Daten in den Vordergrund stellen würde. Würden Sie mir da
zustimmen?
Befragter: Also ich glaube da steckt eine zentrale Herausforderung, die wir haben.
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Die Aufgabe des Landes ist erstmal die, solche Daten an sich zu veröffentlichen. Der
Anspruch ist, das es als Rohdaten verfügbar ist. Was dem nicht widerspricht ist zu sagen,
wir versuchen noch einfachere Zugänge zu finden. Das ist auf jeden Fall ein Anspruch, an
dem wir arbeiten. Ich kann das jetzt nur für das Landesportal und nicht die Kommunen
sagen. Visualisierung ist der eine Ansatz, zur leichteren Zugänglichkeit gehört auch, dass
man die Daten über die Metadaten so gut beschreibt und auffindbar macht. Die Daten
sind vielleicht immer noch schwer verständlich, aber man hat einen leichteren Zugang zu
dem Thema und die Informationen, die in den Daten stecken, können sichtbar gemacht
werden. Dann glaube ich, ist die Herausforderung zu gucken, wo endet die Aufgabe des
Landes und was ist ein Bereich, wo man nicht zu viel Energie reinstecken muss. Wir haben
bereits eine große Aufgabe zu schauen, dass wir möglichst viele Daten auch sehr breit in
einer guten Qualität veröffentlichen. Dass Daten vergleichbar sind, obwohl sie dasselbe
beinhalten und aus anderen Stellen kommen oder gleich beschrieben sind, da steckt ja
auch ein unglaublicher Wert drin. Wir sehen es so, dass wenn es ein Problem gibt, das
Aufgabe des Landes ist, es zu lösen, und dann würden wir auch was entwickeln, nur es ist
momentan begrenzt, was wir in dem Bereich tun können. Der Fokus von uns ist es, der
Herausgeber und Veröffentlicher zu sein, das ist aber sicher so ein Spagat, weil man könnte
sehr viel machen. Hier gibt es aber genauso von kleinen Firmen oder Privatpersonen
Anwendungen, die genau zu einer bestimmten Fragestellung Daten nutzen und dadurch
auch das schaffen, was mit den Daten passiert.
Interviewer: Sind Sie zufrieden mit der Nutzung der Daten auf dem NRW-Portal?
Befragter: Da ist die nächste Herausforderung. Zu der Definition von Open Data
gehört ja, dass sie jedem zugänglich gemacht werden, dass heißt unser Prinzip ist, dass
ohne Registrierung anzubieten und nicht weiterzuverfolgen, wer, wo, wie oft draufklickt.
Deswegen können wir nicht immer sagen, was mit den Daten passiert und ob die sich nur
jemand angeschaut oder was damit gemacht hat. Da sind wir so ein bisschen angewiesen
auf gute Rückmeldungen, gutes Netzwerk, um das zu verstehen. Was wir aber sagen kön-
nen, dass wir durchaus den Mehrwert sehen. In NRW sind zum Beispiel alle Geodaten
veröffentlicht worden. Sie werden extrem viel nachgefragt, da bekommen wir öfter mit,
was nachgefragt wird. Sowohl von Architektenbüros, als auch von Entwicklern, also in ver-
schiedensten Bereichen. Und sonst kriegen wir einzelne Projekte mit, die einen Mehrwert
bieten. Auch innerhalb der Verwaltung ist das hilfreich, wenn die Daten so aufbereitet
sind, dass sie verfügbarer werden. Das wird auch durchaus gesehen, dass viele auf unserem
Portal Verwaltungsmitarbeiter sind. Deswegen können wir auf jeden Fall sagen, aufgrund
der Zugriffszahlen und der Anzahl der Daten hat sich viel getan, aber wir haben keinen
kompletten Überblick.
Interviewer: Neben Daten, die nur eine Kommune betreffen, gibt es Ereignisse, wie
Wahlen, die kommunenübergreifende Daten, wie z.B. Standorte von Wahllokalen aus allen
Wahlkreisen, hervorbringen. Ich hatte ursprünglich die Idee für meine Masterarbeit einen
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Wahllokalhelfer zu entwickeln, den es für die Stadt Köln bereits gibt. Ich habe versucht für
die Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein Standort-Daten zu sammeln, was schwierig
war, da das Land selbst kein Open Data Portal hat. Ich habe deshalb angefangen, in den
einzelnen Kommunen nach Daten zu fragen, allerdings lagen diese entweder gar nicht oder
nicht in Form von offenen Daten zur Verfügung, sodass eine zeitaufwendige Aufbereitung
notwendig war. Ist eine kommunenübergreifende Zusammenarbeit ein Thema, das darüber
entscheiden wird, wie interessant solche Daten für Entwickler sein werden?
Befragter: Also ich glaube absolut, weil die Interessantheit der Daten ist viel mit
der Frage verbunden, wie groß die Abdeckung ist. Wenn ich Wahldaten habe aus zwei
Bezirken in NRW dann bringt mir das gar nichts, aber wenn ich alle habe, dann kann ich
damit was tun. Das gilt eigentlich für fast alle Daten oder zumindest kann ich mehr tun,
je besser die Abdeckung ist. Und da wäre eine Zusammenarbeit notwendig bzw. gibt es
natürlich auch. Hier kommt es auf die einzelnen Daten an, Daten, die von den Kommunen
an das Land gemeldet werden und wir schon so eine Sammelfunktion übernehmen. Und es
gibt durchaus auch schon Daten, die das Land veröffentlicht, wo landesweite Daten schon
zur Verfügung stehen, die eigentlich in den Kommunen gesammelt werden. Das ist der
eine Weg und der andere, der nicht für alles zutrifft, ist, eine Zusammenarbeit zu schaffen
oder in Richtung Standards zu denken. Wie werden Daten erfasst und in welcher Form,
damit sie dadurch vergleichbar werden. Es gibt diese Wünsche und Bestrebungen, da
denken wir auch nach, das ist auch festgeschrieben im Open Government Pakt, den es mit
Kommunen gibt, verstärkt zu prüfen, wie können eigentlich Daten an sich standardisiert
werden, aber auch, was wird im Land gesammelt und kann dann in einer standardisierten
Form zurückgegeben werden oder liegt dann schon in Breite vor. Dort sehen wir auch den
Vorteil, also sei es für die Verwendung von offenen Daten, aber auch im Austausch mit
den Kommunen untereinander. Oder auch für die Zivilgesellschaft, wenn jemand was mit
den Daten machen will und kann sie einfach vergleichen.
Interviewer: Gibt es aktive Projekte zur Etablierung von Standards?
Befragter: Wir stellen gerade in Bezug auf den Open Government Pakt ein Arbeits-
programm zusammen, gemeinsam mit Vertretern von Kommunen, dem Land und der Zi-
vilgesellschaft, das dann umgesetzt wird in den nächsten zwei Jahren. Das ist ein Thema,
wo wir noch ermitteln müssen, was wir angehen. Es gibt Daten, wo man das exemplarisch
umsetzen könnte, aber es ist noch nicht fest entschieden, was in dem Bereich getan wird.
Interviewer: Bereits heute werden von vielen Kommunen Bürger-Services angeboten,
die auf einem klassischen Crowdsourcing-Modell basieren. Es gibt viele Online-Dialoge,
wie den Bürgerhaushalt, der in vielen Kommunen regelmäßig stattfindet. Es gibt Online-
Portale, wie die Mängelmelder, die Bürger die Möglichkeit geben, Probleme jeglicher Art,
die ihnen in der Stadt auffallen, zu melden. Die Aktivität schwankt ein wenig, was die
Beteiligung am Bürgerhaushalt betrifft. Beim Mängelmelder steigt sie recht stetig. Alleine
in Köln wurden monatlich über 1000 Probleme auf der Mängelmelder Plattform gemeldet.
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Welche Faktoren sind ihrer Meinung nach entscheidend für den Erfolg solcher Services?
Befragter:Das finde ich ganz schwer einzuschätzen, wir sitzen ja oft nicht an der Stelle
und sind direkt damit befasst. Es gibt aber tatsächlich auf Landesebene ein vergleichbares
Projekt, da konnte man dem Umweltministerium helfen, einzelne Baumbestände zu erfas-
sen. Dieselbe Logik, aber anderes Thema. Da wurde auch mitgearbeitet, aber ist natürlich
immer eine gewisse Interessengruppe. Das ist auch der Punkt und macht vielleicht auch
den Unterschied zwischen Bürgerhaushalt und Mängelmelder aus: Bei dem Ersten muss
ich mich aktiv beteiligen im Sinne von mich interessiert der öffentliche Haushalt, was ja
für uns als Verwaltung vor allem von Interesse ist und das merken wir auch bei anderen
Beteiligungen, wenn wir versuchen Expertise abzuholen. Man muss ja auch schauen, was
bringt mir das als Bürger. Bei dem Mängelmelder liegt das auf der Hand: Wenn mich
was stört vor meiner Haustür, ist der Nutzen natürlich ein anderer, wenn ich was dafür
bekomme. Die Idee ist ja, dass jemand kommt, der den Mangel behebt. Das ist mehr ein
Bürger-Service, das andere mehr eine Unterstützung der Verwaltung durch die Zivilgesell-
schaft. Aber das ist nur meine Einschätzung, wir sind in den tatsächlichen Anwendungen
gar nicht so intensiv drin.
Interviewer: Letztes Jahr hat die Stadt Köln ein Projekt gestartet, bei dem Sie zu-
sammen mit dem Open Knowledge Lab Sensoren an Bürger verteilt, um die Luftqualität
in Köln zu messen. Hier wurde noch mal ein anderer Ansatz der Beteiligung gewählt, als
das, was vorher schon vorhanden war. Kennen Sie noch weitere solcher Kollaborations-
modelle?
Befragter: Dieses Projekt mit den Sensoren ist ja so das Bekannteste, das gibt es
mittlerweile relativ weit verbreitet. Ne, (kurze Pause) die Frage ist ja auch, inwiefern
es so etwas mit Messungen gibt. Ich weiß, dass es dazu auch kritische Stimmen gibt,
die sagen, die richtigen von der Verwaltung installierten Geräte sind was anderes, sind
geeicht. Wobei ich sagen würde, dass man das auf jeden Fall unterstützen muss und da
eine Verbindung schafft (kurze Pause). Ja, da passiert schon einiges, aber das kann noch
nicht so richtig zusammengebracht werden.
Interviewer: Aktuell ist es nur ein Pilotprojekt, das untersuchen soll, ob das Potential
vorhanden ist, Messungen in Zukunft auch mit anderen Sensoren durchführen zu können.
Befragter: Also ich finde es auf jeden Fall gut, es sollte weiterverfolgt werden, aber
es ist noch ein Weg bis dahin.
Interviewer: In welchen anderen Bereichen kann digitale Bürgerbeteiligung in Zu-
kunft noch für die weitere Stadtentwicklung eingesetzt werden?
Befragter: Also eigentlich ist das Feld nach oben hin offen. Die Frage ist, macht es
im Einzelfall Sinn, die Bürger zu beteiligen. Kann ich die Ergebnisse verwerten und was
haben diejenigen davon. Wir wollen ja nicht Arbeit abwälzen, sondern erhoffen uns einen
Mehrwert und wenn der tatsächlich vorhanden ist, weil die Ergebnisse in das Projekt
einfließen können, dann kann das auf jeden Fall sinnvoll sein. Aber das ist eher eine
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Einzelfrage. Bei allem, wo Leute mehr Berührung haben, ist es wahrscheinlicher, dass es
auch eine gute Beteiligung gibt. Sei es im Baubereich oder der Infrastruktur. Heißt aber
nicht, dass es nur da relevant wäre.
Interviewer: Aktuell gibt es für Services, die auf informelle Bürgerbeteiligung setzen,
keine zentrale Anlaufstelle auf kommunaler oder Landesebene, so wie es bei den offenen
Daten der Fall ist. Können Sie sich vorstellen, solche Services auf einer Plattform als
zentrale Anlaufstelle für Bürger zu bündeln?
Befragter: Wir sehen den Mehrwert darin. Eine zentrale Anlaufstelle ist einfacher
zu finden, wenn man nicht wissen muss, wer dafür zuständig ist. Es ist ja auch nicht
immer transparent, ob es das Land oder die Kommune ist. Wir wollen ja von nieman-
dem erwarten, dass er die Strukturen der öffentlichen Verwaltung kennt (Lachen). Es
gab auch ein Projekt, das vom IT Planungsrat war, also dem deutschen Gremium, wo in
Zusammenschluss von Bund, Ländern und Kommunen zentrale Projekte oder Standards
geschaffen und gesteuert werden. Dort haben wir ein Dokument erarbeitet, eine Art Hand-
reichung, wie man ein Portal für so etwas zur Verfügung stellen könnte, was müssten die
technischen Voraussetzungen für so etwas sein, wann wäre das erfolgsversprechend. Da
sehen wir einen Mehrwert, die Frage ist aber eher, wie könnte das aussehen, wenn man
ein zentrales Portal macht. Viele Überlegungen, die es auch in anderen Projekte jenseits
von Open Data gibt, gehen dahin zu sagen, wir schaffen einen zentralen Zugang, aber Por-
tale bleiben stehen oder gemeinsam werden Lösungen entwickelt. Wir können natürlich
gucken, gäbe es einen Mehrwert fürs Land auch da technisch mehr anzubieten, das wir
momentan so nicht haben und auch die Kommunen anbindet. Was auch im Open Gover-
nment Pakt beschlossen wurde, ist, dass man so eine Beteiligungslandkarte macht. Wir
müssen in den nächsten zwei Jahren gucken, dass wir die Daten, die es zu Beteiligungen
gibt, zentral einsammeln und darstellen. Das wird es auf jeden Fall geben.
Interviewer: Kennen Sie das Beteiligungsportal des Landes Sachsen? Dort wurde ja
ein Ansatz zumindest für die formellen Beteiligungsvorhaben gewählt. Für kleinere Kom-
munen ist das eine Möglichkeit, ihre Vorhaben präsentieren zu können ohne ein eigenes,
teures Portal entwickeln zu lassen.
Befragter: Wir finden das Portal von Sachsen an sich gut, von der Idee. Ich glaube
die Frage ist eher, baut man eine große Lösung und nimmt alle in die Pflicht oder schafft
man einen Weg zu sagen, wir bieten auch die Möglichkeit für Kommunen, das zu nutzen.
Das ist eine Richtung, in die wir denken, aber gerade weniger in den Beteiligungsbereich.
Wir haben gerade eher den Fokus auf Open Data. Es soll ein Gesetz in NRW geben, was
auch in Arbeit ist. Entsprechend ist das mehr im Fokus. Aber auf jeden Fall auch ein
Anliegen, im Bereich Beteiligung technisch mehr zu unterstützen.
Interviewer: Die Stadt Bonn hat mit SSocial Open Dataëin Projekt gestartet, das
es auch Bürgern erlaubt, als Datenbereitsteller zu agieren und einen Beitrag für die Open
Data Plattform leisten zu können. Welches Potential sehen Sie in der Öffnung der Portale
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gegenüber externen Datenbereitstellern, wie Bürgern oder Unternehmen?
Befragter: Da gilt natürlich auch wieder, je mehr und je breiter die Daten sind, desto
wertvoller sind sie. Wir unterstützen auf jeden Fall auch Betriebe. Ein Beispiel sind die
Verkehrsdaten vom VRR und VRS. Sie sind kein komplett öffentliches Unternehmen und
die nehmen wir auf, finden das gut und wichtig. Die Frage ist, wo ist die Grenze. Wir
sehen uns als Land nicht in der Verantwortung für die Privatwirtschaft solche Portale zu
machen. Es gibt ja bereits Unternehmen, die etwas Eigenes machen.
Interviewer: Können Sie sich vorstellen, dass Kommunen das Thema Crowdsourcing
auch auf bereits veröffentlichte Daten anwenden und sie von Bürgern verifizieren und
gegebenenfalls ändern lassen?
Befragter: Das finde ich schwierig und ich glaube ich muss nochmal eine Verständ-
nisfrage stellen. Da würde mich ein Beispiel interessieren, wo das relevant wäre. Mein
Verständnis ist, das Land erhebt Daten, ist der Herausgeber und ein gewisser Wert der
Daten steckt auch darin, dass die Daten zentral vom Land herausgegeben werden. Mir ist
nicht klar, in welchem Fall, das funktionieren könnte.
Interviewer:Wenn wir zum Beispiel davon ausgehen, dass auf einem Open Data Por-
tal die Standorte von Kindergärten in einer Stadt veröffentlicht werden und die Geodaten
verknüpft mit weiteren Informationen sind, wie zum Beispiel den Öffnungszeiten. Diese
ändern sich und der Betreiber des Kindergartens möchte sie möglichst schnell aktuali-
sieren. Wäre es hier nicht sinnvoll, den direkten Weg zu gehen und über das Portal die
Möglichkeit zu haben, die Datensätze entsprechend anzupassen, ohne den Weg über die
Stadt zu wählen, die erst einmal die Daten prüfen müsste?
Befragter: Also jetzt habe ich es verstanden, ich glaube nein. Der Rückkanal ist
wichtig und gut, und es wäre schön, wenn er mehr und schneller genutzt wird. Modell
Mängelmelder, aber anders. Das man auch wirklich das reingeben kann und es berück-
sichtigt wird. Vielen Daten, die veröffentlicht werden, basieren ja auf Prozessen in der
Verwaltung, wie Sachen erhoben werden und wo rechtliche Pflichten etc. dahinterstecken.
Aufgrund der Datenhoheit der Verwaltung, ist es glaub ich problematisch, wenn man jetzt
einfach zusammen Daten bearbeitet. Man müsste dafür sorgen, dass mehr abzuholen und
einen Weg zu finden, es reinzukriegen, es lässt sich aber nicht grundsätzlich so umsetzen.
Interviewer: Hier könnte man ja auch eine Verifizierung dazwischen stellen, es muss
ja nicht sein, dass der Bürger direkt dort Änderungen vornehmen kann. Oder Entwickler
bekommen zwei Versionen der Daten: Eine offiziell geprüfte Version, sowie eine inoffizielle
Version, die womöglich auf dem aktuelleren Stand ist.
Befragter: Das ist interessant. Woran wir aktuell arbeiten und was auch nicht mehr
lange dauert, ist eine Verifizierung unserer Daten. Alles, was wirklich veröffentlicht wird,
bekommt über einen Hash-Wert eine Verifizierung, sodass man dadurch sagen kann, man
hat die Original Quelle benutzt. Aber man kann den Gedanken, dass andere Daten nicht
unbedingt schlechter sind, sondern auch aktueller, weiterspinnen und trotzdem ist es nötig,
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dass die Referenz, die das Land herausgegeben hat, gewahrt bleibt.
Interviewer: Kommen wir zu meinem letzten Thema, das daran anschließt. Wenn
wir uns klassische Crowdsourcing Projekte anschauen, dann sind hier Daten im Spiel, die
dem Bürger zur Verfügung gestellt werden müssen, damit er sich informieren kann und
mit einem gewissen Kenntnisstand Ideen und Vorschläge einbringen kann. Wäre es nicht
hier sinnvoll, so weit zu gehen, dass diese Informationen als offene Daten zur Verfügung
stehen und auf so einem Portal automatisch in einer aufbereiteten Form vorliegen?
Befragter: Unbedingt. Das ist zumindest das, wofür wir im Rahmen des Projektes
des IT-Planungsrates plädieren. Erstens soll Beteiligung immer, wenn irgendwo Material
oder Daten genutzt werden müssen als Ausgangsbasis, auch als offene Daten zur Verfü-
gung stehen. Aber nicht nur das, was als Material genutzt wird, sondern auch das Ergebnis
soll unter Berücksichtigung von Datenschutz veröffentlicht werden. Wenn möglich als Da-
tensatz und nicht nur in Form reiner Auswertung. Aber da gibt es datenschutzrechtliche
Vorschriften oder, was ja recht klar in formellen Verfahren geregelt ist, fachspezifische
Rechtsvorschriften, die beachtet werden müssen. Umgekehrt sollte man bei einer Online
Beteiligung immer berücksichtigen, wie ist sie strukturiert, damit ich am Ende auch au-
tomatisch die Daten habe. Damit arbeitet die Verwaltung im Prinzip ja auch, es muss
ausgewertet und eine Form dafür gefunden werden, damit es automatisch veröffentlicht
werden kann. Das ist eh der Gedanke, dass man Daten viel öfter automatisch veröffentli-
chen kann. Alles, wo nichts dagegenspricht, soll auch veröffentlicht werden.
Interviewer: Werden all diesen Daten in Zukunft das Potential haben, die primäre
Grundlage für Entscheidungen zur weiteren Stadtentwicklung sein?
Befragter: Da bin ich viel zu wenig im Thema Stadtentwicklung, wir sind hier recht
weit weg. Deswegen kann ich da nicht so viel zu sagen.
Interviewer: Das waren meine Fragen. Gibt es von Ihrer Seite aus noch Anmerkungen
bzw. würden Sie dem Thema gerne noch etwas hinzufügen?
Befragter: Nein, die habe ich nicht mehr.
Interviewer: Vielen Dank, dass Sie sich die Zeit genommen haben.
A.1.8 Interview Stadt Hamburg
Die Audioaufnahme des Interviews mit der Stadt Hamburg wurde versehentlich gelöscht,
sodass keine Transkription angefertigt werden konnte. Trotzdem werden die Aussagen
des Gesprächspartners im Kapitel zu den Ergebnissen der Interviews berücksichtigt und
entsprechend mit Quellangabe vermerkt.
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A.2 Abbildungen
A.2.1 Plattform-Analyse
Abbildung 17: Übersicht der Apps, die ganz oder teilweise auf offenen Daten basieren
und auf offiziellen Kanälen der Kommunen vorgestellt werden bzw. wurden (Stand: Juni
2018).
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Abbildung 18: Überblick der genutzten Formate für Datensätze, die auf den analysierten
Open Data Plattformen angeboten werden (Stand: Juni 2018).
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Abbildung 19: Monatliche Meldungen für den Bürger-Service „Mängelmelder” der unter-
suchten Kommunen.
Abbildung 20: Monatliche Seitenaufrufe von „Offene Daten Köln” sowie dem Transpa-
renzportal der Stadt Hamburg in den letzten zwei Jahren.
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Abbildung 21: Anzahl der Datenanfragen von Bürgern auf dem Open Data Portal der
Stadt Köln (Stand: Juli 2018).
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